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Warnstreik an der Saar 

Am 8. März demonstrierten 4 500 Beschäftigte des 
Gesundheitswesens gegen den Pflegenotstand durch 
Saarbrücken. CDU und SPD reagieren hektisch. 
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Schneller und höher 

Trump drückt beim Ausbau der Mauer zu Mexiko 
aufs Tempo. Das wird ein Fest für Baukonzerne und 
Menschenhändler. 
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Thema der Woche 


Zur Strategie der Kommunisten 

„In der gesamten Debatte brauchen wir eine 
Klarheit der Begrifflichkeiten. Die fehlt uns 
zum Teil noch. Stichworte wie antimonopo¬ 
listische Strategie und antimonopolistische 
Demokratie werden mitunter verwechselt 
oder gleichgesetzt. Antimonopolistische 
Bündnispolitik wird oft auf die Frage redu¬ 
ziert, wer potentielle Bündnispartner sind. 

Die antimonopolistische Strategie ist kei¬ 
neswegs Ergebnis der Programmarbeit der 
DKP nach 1968“, meint Patrik Köbele, Vor¬ 
sitzender der DKP. 
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Die permanente Regierung 

Geleakte CIA-Dokumente zeigen, wer im „Tiefen Staat“ wen kontrolliert 



Frankfurt am Main ist das Zentrum der CIA-Cyberspionage in Deutschland 


V or nicht allzu langer Zeit galt 
jeder, der von Geheimarmeen, 
Einsätzen unter falscher Flag¬ 
ge oder gar dem „Tiefen Staat“ redete, 
als „Verschwörungstheoretiker“ „Po- 
lit-Paranoiker“ oder „9/11-Fantast“ Das 
ist seit Edward Snowden und den am 
7. März von Wikileaks veröffentlichten 
CIA-Dokumenten („Vault 7“) anders. 
Es ist auch seit Donald Trump anders. 
Die simplen Abwehrreflexe und her¬ 
absetzenden Zuschreibungen funkti¬ 
onieren beim Offensichtlichen nicht 
mehr. Nicht mehr jene, die vom „Tiefen 
Staat“ reden, sondern diejenigen, die 
seine Existenz bezweifeln, müssen sich 
politische Naivität vorwerfen lassen. 

„Jetzt kann jeder NSA‘, heißt es 
jammernd in der FAZ angesichts der 
Wikileaks-Enthüllung über den CIA- 
Cyberkrieg gegen potentiell alle und 
jeden. Der Skandal ist für die FAZ na¬ 
türlich nicht der Cyberkrieg der CIA, 
sondern seine Enthüllung durch Wiki¬ 
leaks. „Terrorfürsten und Diktatoren“ 
würden sich nun der Beobachtung 
entziehen, es müsse „dringend brei¬ 
ter und lauter hinterfragt werden, wo 
die Grenzen der Verantwortung beim 
Leaken“ lägen - und warum ausge¬ 
rechnet Wikileaks „Werkzeuge für An¬ 
griffe und Massenüberwachung“ in die 
Welt bliese. 

„Werkzeuge für Angriffe und 
Massenüberwachung“ sind für die 
FAZ offenbar schon okay, aber eben 
nicht für jeden. Mindestens hier stellt 
sich die Frage, wer denn hier eigent¬ 
lich die „Terrorfürsten und Dikta¬ 
toren“ sind. Diese „Werkzeuge für 
Angriffe und Massenüberwachung“ 
hat jedenfalls nicht Wladimir Putin 
erfunden. Und da es nun gewisser¬ 
maßen amtlich ist, dass die Agency 
auch „elektronische Fingerabdrü¬ 
cke“ fälschen kann, bleibt von dem 
(ohnehin absurden) Vorwurf, Russ¬ 
land habe den US-Wahlkampf mani¬ 
puliert, auch propagandistisch nicht 
sonderlich viel übrig. 

Ex-CIA- und Ex-NSA-Chef Mi¬ 
chael Hayden hat die aktuelle Situa¬ 
tion als „Krieg der permanenten Re¬ 
gierung mit der neuen Regierung“ be¬ 
schrieben. „Permanent Government“, 


damit dürfte das Selbstverständnis 
des herrschenden Komplexes aus Mi¬ 
litär, Industrie, Medien und Geheim¬ 
diensten (englisch MIMIC) adäquat 
formuliert sein. In deren Augen sind 
die gewählten Regierungen allenfalls 
eine Art Faiendarsteller-Truppe, die 
bis zum Erreichen ihres Glaubwür¬ 
digkeits-Verfalldatums dem Publi¬ 
kum das zu verkaufen hat, was in den 
Zirkeln der wirklichen Macht, in den 
Tiefen des Staates, zuvor beschlossen 
worden ist. 

Die bisherigen Administrationen 
(zu deutsch eigentlich Regierungen 
genannt) haben sich weitgehend an 
diese Spielregeln gehalten. In dieser 


Sicht hat Donald Trump ein gravieren¬ 
des Manko: Er ist nicht der Liebling 
des „MIMIC“. Dass die US-Bürger 
ihn und nicht die erklärte Favoritin 
Hillary Clinton gewählt haben, gilt 
daher als ein Akt unverzeihlicher In¬ 
subordination. Er zwingt den „Tiefen 
Staat“ aus der Deckung zu kommen, 
wie es General Hayden formuliert, of¬ 
fen „Krieg“ gegen die zwar gewählte, 
aber doch irgendwie illegitime Admi¬ 
nistration zu führen. 

Es ist die Naivität gegenüber ei¬ 
nem global agierenden, unkontrol¬ 
lierten Komplex, der mit der Aufrüs¬ 
tung des II. Weltkrieges und des Kal¬ 
ten Krieges gegen den Sozialismus zu 


unumschränkter Machtfülle gelangt 
ist. Indonesien, Vietnam, Lateiname¬ 
rika, Zentralafrika, der Nahe und 
Mittlere Osten - dieser Komplex hat 
eine Blutspur durch ganze Kontinen¬ 
te gezogen. Und er gräbt sich immer 
tiefer in die Privatsphäre auch jener 
staatstreuen, „rechtschaffenen“ Bür¬ 
ger ein, die in ihrer Einfalt glauben, 
nichts zu verbergen zu haben und 
die doch heillos erschrocken wären, 
wenn ihnen die komprommitierende 
Materialsammlung präsentiert würde, 
die auch über sie leicht zusammenzu¬ 
stellen ist. Der „Tiefe Staat“ sammelt 
buchstäblich alles, was digital verfüg¬ 
bar ist und hat im Zeitalter des „In¬ 


ternet der Dinge“ die Macht über die¬ 
se neue „smarte Welt“ längst an sich 
gerissen. 

In Deutschland hat der NSA-Un- 
tersuchungsausschuss gezeigt, dass 
eine Kontrolle der Dienste nicht statt¬ 
findet. Die Kanzlerin wird strukturell 
von Informationen über die Dienste 
abgeschirmt. Mit gegenseitigem Ein¬ 
verständnis. Frau Merkel kann also 
mit gutem Recht sagen, dass sie von 
nichts einen Schimmer hat. Die Ent¬ 
scheidungen werden anderswo ge¬ 
troffen. Ob Schulz oder Merkel, die 
„permanente Regierung“ ist auch hier 
längst Realität. 

Klaus Wagener 


Unter Bündnispartnern 

Bundesregierung eiert, weil Erdogan noch gebraucht wird 


Angeblich plant die türkische Regie¬ 
rung in den kommenden Tagen und Wo¬ 
chen mindestens 15 Wahlkampfauftritte 
in bundesdeutschen Städten, um für Er- 
dogans Präsidialsystem zu werben. Wie 
wird die Bundesregierung reagieren? 
Den Vertretern der Städte, in denen 
die türkischen Politiker möglicherwei¬ 
se auftreten, den „Schwarzen Peter“ zu¬ 
zuschieben, geht nicht mehr. Das Bun¬ 
desverfassungsgericht hat in der vori¬ 
gen Woche eindeutig klargestellt: Ob 
die türkischen Regierungspolitiker, ja 
sogar Erdogan selbst, in Deutschland 
auftreten dürfen oder nicht, liegt im 
Ermessen der Bundesregierung. We¬ 
der Grundgesetz noch Völkerrecht ge¬ 
ben ausländischen Politikern das Recht, 
ins Bundesgebiet einzureisen und dort 
Wahlkampfreden zu halten. Innenmi¬ 


nister Thomas de Maiziere sprach sich 
danach gegen Wahlkampfauftritte tür¬ 
kischer Politiker in Deutschland aus. 
Auf mögliche Reaktionen wollte er sich 
jedoch nicht festlegen. 

Das Agieren der türkischen Re¬ 
gierung und Beschimpfungen hinzu¬ 
nehmen und nur sacht zurückzuwei¬ 
sen, geht eigentlich auch nicht mehr. 
Aber genau das scheint der Plan bis 
zum 16. April zu sein. Danach, so wohl 
die Hoffnung, wird sich alles wieder 
„einpegeln“. 

Auf die Forderung aus der Partei 
„Die Linke“, endlich die Waffenexporte 
in die Türkei einzustellen, gibt es bis¬ 
lang keine Reaktion. Auf die Forde¬ 
rungen aus der CSU, aus den Reihen 
der Grünen und von der Linkspartei, 
die Bundeswehr-Tornados aus dem 


türkischen Incirlik abzuziehen, hieß 
es aus dem Verteidigungsministerium, 
Incirlik sei weiterhin der beste Stand¬ 
ort. Der außenpolitische Sprecher der 
CDU, Jürgen Hardt, betonte in der 
„Passauer Neuen Presse“, die Bundes¬ 
wehr und die Tornados seien „nicht 
zum Schutz der Türkei“ dort, sondern 
ein Beitrag im internationalen Kampf 
gegen die Terrormiliz Islamischer Staat 
(IS). 

Die niederländische rechtskon¬ 
servative und liberale Regierung hat¬ 
te am Wochenende zwei türkische 
Regierungsmitglieder daran gehin¬ 
dert, in Rotterdam für ein Ja bei dem 
Verfassungsreferendum der Türkei zu 
werben. Die Rechtsregierung wies die 
beiden Minister sogar aus und erntete 
sehr heftigen Protest aus Ankara. In 


den Niederlanden wurde am vergan¬ 
genen Mittwoch ein neues Parlament 
gewählt. Kanzlerin Merkel sicherte 
den Niederlanden ihre „volle Unter¬ 
stützung und Solidarität“ zu. 

Der türkische Präsident ist nicht 
größenwahnsinnig. Sein Vorgehen 
ist kalkuliert. Schon jetzt nutzen ihm 
die Attacken gegen europäische Re¬ 
gierungen: Türkischer Nationalismus 
ist offenbar ein erfolgreiches Mittel, 
noch Zögernde im eigenen Land wie 
im Ausland lebende Landsleute am 
16. April an die Wahlurnen zu bringen 
und die Verfassungsänderung - wenn 
auch vielleicht nur knapp - durchzu¬ 
setzen. Er weiß zudem sehr genau, 
dass sein Land als NATO-Partner 
wegen seiner Lage und strategischen 
Interessen wie im Zusammenhang mit 


dem Flüchtlingsdeal auch für die Bun¬ 
desregierung unverzichtbar ist. 

Die Bundesregierung will Erdogan 
anscheinend den Gefallen tun, die Re¬ 
pressionen gegen kurdische Organisa¬ 
tionen auszuweiten: Am 2. März hat 
das Bundesinnenministerium die Län¬ 
der darüber informiert, welche Sym¬ 
bole künftig auf Grundlage des PKK- 
Verbots verboten sein sollen. Neu auf 
der Liste sind das Logo des „Verban¬ 
des der Studierenden aus Kurdistan“ 
(YXK) - eine Organisation, die bisher 
legal in Deutschland tätig ist. Verboten 
ist es nun auch, die Fahne der „Volks¬ 
verteidigungseinheiten“ (YPG) zu zei¬ 
gen - die YPG steht in Syrien in vor¬ 
derster Front im Kampf gegen den IS. 

Nina Hager 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Warnstreiks an der Saar für eine 
bessere Pflege 

Zum Frühlingsanfang wird auch der Landtag umzingelt 



Die DKP zeigte Präsenz bei der Demonstration der 4 500 für eine bessere Pflege am 8. März in Saarbrücken. 


Stuttgarter Bündnis 
Tarifvertrag Entlastung 

Zur Unterstützung der Tarifbewe¬ 
gung für Entlastung hat sich am 
22. Februar in Stuttgart das Bünd¬ 
nis „Mehr Personal für unsere 
Krankenhäuser“ gebildet, in dem 
bisher neben der Gewerkschaft 
ver.di, attac Stuttgart, der Katholi¬ 
schen Betriebsseelsorge auch das 
Zukunftsforum Stuttgarter Ge¬ 
werkschaften mitarbeitet. Es ist ab¬ 
sehbar, dass weitere Partner dazu 
kommen werden. 

Das nächste Treffen ist am 
Dienstag, dem 28. März um 17.00 
Uhr. Zu ihm sind alle Interessierten 
am aktiven Kampf gegen die Man¬ 
gelsituation im Gesundheitswesen 
herzlich eingeladen. Anschließend 
um 19.00 Uhr steigt eine Informa¬ 
tionsveranstaltung unter dem Titel 
„Gesundheit contra Marktstress - 
Kliniken und Krankenkassen un¬ 
ter Druck“. Beide Veranstaltungen 
finden statt im Gewerkschaftshaus, 
Willi-Bleicher-Straße 20, Konfe¬ 
renzraum 3 und 4. 

Branchentreffen 

Gesundheit 

Das nächste Branchentreffen Ge¬ 
sundheit der Arbeitsgemeinschaft 
Betrieb und Gewerkschaft beim 
Parteivorstand der DKP findet statt 
am 6. Mai von 11.15 Uhr bis 16.00 
Uhr in Essen, Hoffnungstraße 18. 

Aktiventreffen „Betrieb 
und Gewerkschaft“ 

Am 25. März findet in Schwerin ein 
Aktiventreffen der DKP Mecklen¬ 
burg-Vorpommern zum Thema 
Betriebs- und Gewerkschaftsar¬ 
beit statt. U. a. referiert Olaf Harms 
vom DKP Parteivorstand und Vor¬ 
sitzender des Landesbezirksvor¬ 
standes von ver.di Hamburg zum 
Verhältnis von Kommunistinnen 
zu den DGB-Gewerkschaften. 

Tarifeinigung für AWO- 
Beschäftigte in NRW 

Für die 38 000 Beschäftigten der 
Arbeiterwohlfahrt (AWO) in Nord¬ 
rhein-Westfalen sollen rückwirkend 
ab 1.1.2017 die Gehälter um 2,35 Pro¬ 
zent steigen, ab dem 1.11.2017 soll es 
2,4 Prozent mehr geben. Auszubil¬ 
dende erhalten zu den Terminen 35 
Euro und 30 Euro mehr. Der Vertrag 
soll bis zum 30.11.2018 laufen. Dar¬ 
auf haben sich die Vereinte Dienst¬ 
leistungsgewerkschaft (ver.di) und 
die AWO NRW in der vierten Ver¬ 
handlungsrunde geeinigt. Die Tarif¬ 
kommission der Gewerkschaft und 
die ver.di-Mitglieder müssen dem 
Einigungspaket noch zustimmen. 

„Das Ergebnis kann sich sehen 
lassen“, sagte ver.di-Verhandlungs¬ 
führer Wolfgang Cremer. „Die kons¬ 
truktiven Gespräche haben zu einem 
annehmbaren Kompromiss geführt“. 

Für die Fachkräfte, die in der Al¬ 
tenpflege arbeiten, haben AWO NRW 
und ver.di eine Angleichung der in 
diesem Bereich Beschäftigten an 
den Tarifvertrag für den öffentlichen 
Dienst (TVöD) vereinbart. Darüber 
hinaus sollen Gehaltsunterschiede 
bei pädagogischen Fachkräften (Er¬ 
zieherinnen und Erziehern) durch die 
Höhergruppierung der unteren Ein¬ 
kommensgruppe aufgehoben werden. 
Zudem erhalten ver.di-Mitglieder pro 
Jahr einen zusätzlichen freien Tag. 

Für die Beschäftigten in den 
Offenen Ganztagsschulen verabre¬ 
deten die Tarifvertragsparteien die 
Aufnahme von Tarifverhandlungen. 
Voraussetzung sei eine Verbesserung 
der Finanzierung der Offenen Ganz¬ 
tagsschulen durch das Land NRW. 

DGB startet Petition 

Deutschlands Straßen und Brücken 
sind marode und müssen endlich 
saniert werden - sonst leidet nicht 
nur die Lebensqualität der Men¬ 
schen, sondern auch die Wettbe¬ 
werbsfähigkeit der Wirtschaft. Da¬ 
mit diese wichtige Aufgabe nicht in 
private Hände gerät hat der DGB 
eine Petition gestartet gegen jede 
Form der Privatisierung und für 
eine zukunftsfähige Verkehrsin¬ 
frastruktur. 


A m 13. März trafen sich in Saar- 
brücken-Dudweiler erneut 105 
Tarifberaterinnen aus 12 saar¬ 
ländischen Krankenhäusern. Im Mittel¬ 
punkt der Beratung stand die Diskus¬ 
sion und Festlegungen, wie der Kampf 
gegen den Pflegenotstand jetzt weiter 
geführt wird. Inzwischen hat sich das 
Klima in der Landespolitik verändert: 
Alle Landtagsparteien sind inzwischen 
für Verbesserungen. 

In einem aktuellen Flugblatt von 
ver.di heißt es dazu: „Fragen der le¬ 
senden Krankenpflegerin: Wenn doch 
alle irgendwie dafür sind, warum ... 
wird der Pflegenotstand nicht einfach 
abgeschafft und die Vorschläge für 


A m 15. Februar 2017 konnte der 
Landtag in NRW den Schluss¬ 
bericht zum Korruptionssumpf 
beim Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
NRW entgegennehmen. Die Unter¬ 
suchungen zogen sich über Jahre hin. 
Just zwei Tage zuvor war der vormalige 
Chef des BLB, Ferdinand Tiggemann, 
wegen Bestechlichkeit und Untreue zu 
sieben Jahren und sechs Monaten Haft 
verurteilt worden. Der BLB-Chef habe 
über Jahre mit einem kriminellen Im¬ 
mobilienmakler zusammengearbeitet. 
Die beiden hätten unter anderem durch 
illegale Absprachen und Zwischenkäu¬ 
fe von Grundstücken die Kaufpreise in 
die Höhe getrieben. 

Die Liegenschaften des Landes 
NRW sind im Jahr 2000 in einen selbst¬ 
ständigen Betrieb überführt worden. 
Dieser Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
(BLB) NRW verfügt - Stand 2013 - 
über 4 604 Gebäude, Mietflächen von 
insgesamt 10,5 Millionen Quadratme¬ 
tern und einen Mietumsatz von 1,2 Mil¬ 
liarden Euro. Gesamtwert neun Milli¬ 
arden Euro. Es ist das zweitgrößte eu¬ 
ropäische Immobilienunternehmen. 

Gemäß gesetzlichem Auftrag sind 
diese öffentlichen Liegenschaften nach 
kaufmännischen Grundsätzen zu ent¬ 
wickeln und zu verwerten. Bei der¬ 
artiger Verwertung gerät der andere 
gesetzliche Auftrag, nämlich die Be¬ 
achtung baupolitischer Ziele des Lan¬ 
des, schon mal aus dem Blickfeld. Der 
könnte beispielsweise die Aufgabe ein¬ 
schließen, dem Geschosswohnungsbau 
günstige Grundstücke zur Verfügung 
zu stellen. Tatsächlich aber stiegen die 
Preise, und Grundstücksspekulanten 
verdienten viel Geld. In kurzer Frist 
entstanden dem Land Schäden in drei¬ 
stelliger Millionenhöhe. Es häuften sich 
die Fälle. Aus diesem Grund wurde ein 
Untersuchungsausschuss eingesetzt. 


eine gesetzliche Personalbemessung 
nicht nächste Woche umgesetzt? ... 
Fragen des lesenden Krankenpflegers: 
Wenn alle zugeben, dass die Arbeits¬ 
bedingungen in den Krankenhäusern 
unerträglich sind und dringend Perso¬ 
nal eingestellt werden muss,... warum 
weigern sich denn die Arbeitgeber, mit 
ver.di über einen Tarifvertrag Entlas¬ 
tung zu verhandeln ...“ 

Die „Pflege“ ist aufgestanden: Am 
8. März demonstrierten 4 500 Unbeug¬ 
same bei strömendem Regen gegen 
den Pflegenotstand zwei Stunden durch 
die Landeshauptstadt. In der Versamm¬ 
lung der Tarifberaterinnen ging es dar¬ 
um den Druck zu erhöhen. 


Der beschreibt den Sachverhalt, den 
er zu untersuchen hat, wie folgt: „Der 
landeseigene Bau- und Liegenschafts¬ 
betrieb Nordrhein-Westfalen (nachfol¬ 
gend BLB NRW) steht wegen Korrup¬ 
tionsvorwürfen gegen führende Mitar¬ 
beiter seit geraumer Zeit im Zentrum 
staatsanwaltlicher Ermittlungen. Auch 
gegen private Bauprojektentwickler 
wird in diesem Zusammenhang er¬ 
mittelt. Weiter ist dem BLB NRW in 
Berichten des Landesrechnungshofs 
Nordrhein-Westfalen (LRH NRW) at¬ 
testiert worden, dass er bei den über¬ 
prüften Bauvorhaben seiner Rolle als 
landeseigener Immobilienentwickler 
und Baufinanzierer, der letztlich durch 
unternehmerisches Handeln Erträge 
erwirtschaften und dadurch den Lan¬ 
deshaushalt entlasten soll, in gravieren¬ 
der Weise nicht gerecht geworden ist.“ 

Harte Fakten 

Dem Bericht des Landtags-Untersu¬ 
chungsausschusses zum BLB ist zu 
entnehmen: 

★ Die Kosten des Duisburger Neubaus 
Landesarchiv NRW sind um das Vierfa¬ 
che auf 200 Mio Euro gestiegen. 

★ Beim Erweiterungsbau des Polizei¬ 
präsidiums Köln-Kalk hat vor allem 
die Kölner GSE Grundstücksentwick¬ 
lungsgesellschaft mbH unter Führung 
des Herrn Göttsch nach bemerkens¬ 
werten Vergabevorgängen sehr viel 
Geld verdient, mindestens aber 3,3 Mio 
an angeblich entgangenen Gewinnen. 
Der WDR hatte im vergangenen Juli 
von einer finanziellen Mehrbelastung 
von 55 Millionen Euro für das Land 
berichtet. 

★ Mit der Grundstücksspekulation 
beim geplanten Bauvorhaben „Fach¬ 
hochschule Köln“ machten die Grund¬ 
stücksentwickler Göttsch und Bau- 
wens-Adenauer innerhalb von acht 


Die Beratung gab konkrete Ant¬ 
worten: Zum Montag, dem 20. März, 
wollen Kolleginnen und Kollegen aus 
neun Krankenhäusern zum Warnstreik 
gerufen werden. Dies war das Ergebnis 
der Diskussion in Arbeitskreisen der 
Delegationen aus den Krankenhäu¬ 
sern. Vier Delegationen brachten zum 
Ausdruck, dass sie nicht „gerufen“ wer¬ 
den wollen, weil die subjektiven Vor¬ 
aussetzungen und Entwicklungen vor 
Ort (noch) nicht gegeben sind. Beein¬ 
druckend war die solidarische Atmo¬ 
sphäre und die Solidarität aller bei der 
Darlegung ihrer Position. 

Zu den Kliniken, die zum Warn¬ 
streik „gerufen“ werden wollen, sind 


Wochen 25 Millionen Euro Gewinn, 
als sie dem BLB die sogenannten 
Domgärten für 87 Mio Euro verkau¬ 
fen konnten. 

★ Schloss Kellenberg: für die praktisch 
nicht nutzbare Ruine wandte der BLB 
3,1 Mio Euro auf. 

★ Das Vodafone-Hochhaus in Düssel¬ 
dorf wurde für 142 Millionen Euro ge¬ 
kauft, ohne dass eine Nutzung vorge¬ 
sehen war. 

★ Das Landesbehördenhaus in Bonn 
ist ein offenbar unverkäufliches Objekt. 
Sein Wert fiel im Laufe der Jahre von 
70 Mio Euro auf 10,7 Mio Euro - das 
war das letzte Kaufangebot, das aber 
nicht realisiert werden konnte. Seine 60 
000 qm wurden bis 2003 von der Polizei 
genutzt, gegenwärtig ist ein Teil des sa¬ 
nierten Neubaus an die Uni Bonn ver¬ 
mietet, der belastete Altbau steht leer. 

★ Für den Neubau des LKA in Düs¬ 
seldorf mussten 34 Mio, dann noch 
einmal 14,2 Mio Euro nachgeschossen 
werden, am Ende kostete es 107 Milli¬ 
onen Euro. 

Verschleierung ist 
programmiert 

Der Geschäftsführer Tiggemann konn¬ 
te für den BLB risiko- und folgenrei¬ 
che Entscheidungen treffen, ohne die¬ 
se vorab begründen zu müssen. Das 
geschah nachträglich. Aber die Kor¬ 
ruptionshebel sind schon in den Ver¬ 
ordnungen zum BLB-Gesetz ange¬ 
legt. Der Artikel 4.3 (AnwVOBLB) 
bestimmt: „Über Grundstücksankäu¬ 
fe, deren Wert 50 000 Euro übersteigt, 
sowie über Grundstücksverkäufe, de¬ 
ren Wert 50 000 Euro übersteigt, ist der 
Verwaltungsrat in der nächstfolgenden 
Sitzung des Verwaltungsrates zu unter¬ 
richten.“ In der nachfolgenden Sitzung! 
Wenn das Kind in den Brunnen gefal¬ 
len ist. 


das Universitäts-Klinikum, das Städ¬ 
tische Klinikum Saarbrücken, die 
Klinken der SHG in Saarbrücken, 
Merzig und Völklingen, Kreiskran¬ 
kenhaus St.Ingbert, Marienkranken¬ 
haus Ottweiler und die DRK-Klinik 
Mettlach. Erstmals wird die Caritas- 
Klinik in Saarbrücken dabei sein. Die 
Uni-Klinik wird auch am 21. März be¬ 
streikt. 

Alle treffen sich am 20. März um 
10.00 Uhr in Saarbrücken und gehen 
zur Umzingelung des Landtags. Die 
Kette soll pünktlich um 11.28 Uhr zum 
Frühlingsanfang geschlossen sein. 630 
Pflegerinnen und Pfleger wollen eine 
Kette von gut einem Kilometer bilden, 
um so die Landtagsparteien in die Ver¬ 
antwortung zu nehmen. 

Die DKP-Saarland erklärt dazu in 
einem Flyer zur Landtagswahl: „Jetzt 
sind sie durch die Aktionen der Be¬ 
troffenen und der wachsenden Auf¬ 
merksamkeit in der Bevölkerung auf¬ 
geschreckt worden. Plötzlich gibt es 
hektischen Aktionismus bei der CDU 
und auch der SPD im Saarland. Der 
Druck macht’s. Sie werden gezwun¬ 
gen, über Verbesserungen nachzuden¬ 
ken. Und reden jetzt viel davon. Aber 
solange sie an den Grundlinien ihrer 
Austeritätspolitik festhalten, wird der 
Pflegenotstand nicht überwunden wer¬ 
den können. Es sollen Pflästerchen ge¬ 
klebt werden und es wird gehofft, dass 
irgendwann der Druck aufhört. Es ist 
ja auch Wahlkampf. Wenn es jetzt Ver¬ 
besserungen geben sollte, dann ist dies 
nicht das Ergebnis der Groko-Politik, 
sondern der Erfolg der Kolleginnen 
und Kollegen in der Pflege! Sie haben 
ein Recht auf bessere Arbeitsbedin¬ 
gungen, die auch in Tarifverträgen mit 
den Kliniken festgeschrieben werden 
müssen!“ 

Artur Moses 


Aber jetzt, das legt der Bericht 
des Untersuchungsausschusses nahe, 
sei alles in Ordnung. Denn es würden 
mittlerweile weitreichende Vorgaben 
zu den inhaltlichen Anforderungen 
an Verwaltungsratsvorlagen gemacht. 
Ausdrücklich seien alle Entscheidun¬ 
gen und Prozesse nachvollziehbar zu 
dokumentieren. Aber: „An einer Stel¬ 
lungnahme zu weiteren Änderungen 
zur Struktur des und zur Aufsicht über 
den BLB sieht sich der Ausschuss ge¬ 
hindert, da diese erst nach Ablauf des 
Untersuchungszeitraums erfolgt sind.“ 
(Schlussbericht, S. 622) 

Im Klartext: zu Struktur und Auf¬ 
sicht des BLB äußert sich der Untersu¬ 
chungsausschuss nicht. Hier liegt aber 
der Hund begraben. Denn wir haben 
es mit einem bundesweit durchgesetz¬ 
ten neoliberalen Konzept zu tun. Auch 
andere Bundesländer verfügen mittler¬ 
weile über derartige Bau- und Liegen¬ 
schaftsbetriebe, die ihnen die Liegen¬ 
schaften „entwickeln“. Der Bund hat 
seine Liegenschaften ebenfalls ausge¬ 
gliedert. Das Gesetz über die Bundes¬ 
anstalt für Immobilienaufgaben (Bim- 
AG) bestimmt die Ziele: nach kauf¬ 
männischen Grundsätzen verwalten, 
Vermögen wirtschaftlich veräußern. 

Wir haben es also mit einer ganzen 
Reihe von Korruptionsherden zu tun. 
Was ist da zu fordern? Die Finanzver¬ 
waltungen des Bundes und der Länder 
müssen ihre Liegenschaften wieder in 
eigene Regie nehmen und wirksam öf¬ 
fentlich kontrolliert werden. Die Aus¬ 
gliederung der Liegenschaften mit ei¬ 
gener Rechtsform ist korruptionsanfäl¬ 
lig und erleichtert die Spekulation. Sie 
führt allemal zur privaten Aneignung 
öffentlichen Eigentums. Vor allem ver¬ 
teuert es die Grundstückspreise und 
erschwert den Bau bezahlbaren Wohn- 
raums. Klaus Stein 


Korruptionsherd Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW 

Wie öffentlicher Immobilienbesitz privat angeeignet wird 
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Jeder gegen jeden 

Mit der Übernahme von Opel durch PSA sind zehntausende Arbeitsplätze akut bedroht 



I n einer gemeinsamen Erklärung der 
deutschen Wirtschaftsministerin Bri¬ 
gitte Zypries und der Ministerpräsi¬ 
denten von Hessen, Rheinland-Pfalz 
und Thüringen von Anfang März ist 
zu lesen: „Das heutige Signing“ - die 
Unterzeichnung der Vereinbarung zwi¬ 
schen General Motors, dem französi¬ 
schen Autohersteller PSA und Opel - 
sei „ein erster Schritt, um in Europa ei¬ 
nen europäischen Global Player durch 
den Zusammenschluss von Opel/Vaux- 
hall und PSA auf den Weg zu bringen.“ 
Damit wird die Wirklichkeit auf den 
Kopf gestellt. Und es ist traurig, dass 
ein gestandener Gewerkschafter wie 
Bodo Ramelow einen solchen Text, 
der jeder gewerkschaftlicher Erfahrung 
widerspricht, unterzeichnet. Halten wir 
vier Rahmenbedingungen dieser Über¬ 
nahme fest: 

Erstens: Mit der Opel-Übernahme 
beünden sich drei ähnlich starke Au¬ 
tomarken, Peugeot, Citroen und Opel 
bzw. Vauxhall, unter einem Konzern¬ 
dach. Diese buhlen in vergleichbaren 
Preisklassen mit vergleichbaren Mo¬ 
dellen um eine vergleichbare nachfra¬ 
geschwache Kundschaft. Bei PSA und 
bei Opel sind die Kapazitäten nicht 
ausgelastet, bei Opel in Deutschland 
sogar nur zu 63 Prozent. 

Zweitens: Beide Autokonzerne, 
PSA und Opel, sind auf den schwächs¬ 
ten der drei großen Pkw-Märkte, auf 
Europa, konzentriert. Sie sind beide in 
den USA nicht präsent. Die Konzen¬ 
tration auf Europa erhöht sich noch mit 
dem Zusammengehen. Bislang hing 
PSA zu 60 Prozent vom europäischen 
Markt ab. Mit Opel beträgt diese Ab¬ 
hängigkeit knapp 70 Prozent. 

Drittens: Auch nach der Übernah¬ 
me spielt der neu zusammengesetz¬ 
te Konzern PSA mit einer Pkw-Pro- 
duktion von vier Millionen Einheiten 
jährlich weltweit in der zweiten Liga. 
„Global Player“ ist etwas anderes. Er 
hegt unterhalb des Mittelfelds mit Nis¬ 
san, Fiat und Honda. Die Distanz zur 
Top-Klasse mit VW und Toyota mit 10 
oder auch Hyundai mit 7,5 Millionen 
Pkw Jahresfertigung ist enorm. 

Viertens: Vor allem aber ist auch der 
neue PSA-Konzern in China, auf dem 
heute bereits wichtigsten Automarkt, 
völlig unzureichend vertreten. Opel gibt 
es in der VR China nicht. PSA unterhält 
dort zusammen mit dem chinesischen 
Hersteller Dongfeng ein Joint Venture. 


Opelproduktion in Eisenach 

Die Jahresproduktion hegt bei 750 000 
Pkw. Zum Vergleich: VW produziert in 
China 3,4 Millionen Pkw, General Mo¬ 
tors (GM) 1,7 Millionen. 

Das soll nicht heißen, dass es in Bäl¬ 
de nicht neue überraschende Konstel¬ 
lationen geben könnte. Es kann auch 
sein, dass der PSA-Boss Carlos Tavares 
einen „großen Plan“ in der Tasche hat, 
der zu seinem übergroßen Ego passen 
würde. Immerhin ist der französische 
Staat an Renault und PSA maßgeblich 
beteiligt. Immerhin war Tavares lan¬ 
ge Renault-Top-Manager. Immerhin 
ist Dongfeng an PSA mit 13,7 Prozent 
beteiligt. Immerhin hat Dongfeng in 
China auch ein Joint Venture mit Nis¬ 
san. Immerhin wird Nissan von Renault 
kontrolliert. 

All diese Puzzle-Teile lassen sich 
auf verschiedene Weise zusammenfü¬ 
gen. Und ein Konglomerat PSA-Ren- 
ault-Nissan-Dongfeng wäre weit vorne 
an der Weltspitze. 

Doch gleichgültig, ob solche All¬ 
machtphantasien im Spiel sind oder 
ob es zunächst „nur“ bei dem Dreimar- 
ken-Zusammenschluss Peugeot-Citro- 
en-Opel bleibt: Auf der Tagesordnung 
steht zunächst ein massives Rationali- 
sierungsprogramm bei Opel und PSA. 


Mit entsprechenden Auswirkungen auf 
die gesamte Autobranche. Zehntausen¬ 
de Arbeitsplätze sind akut bedroht. Ta- 
mares hat seit seinem Antritt als PSA- 
Boss 2013 gezeigt, dass er ein harter Sa- 
nierer ist. Pro Jahr werden dort 2000 
PSA-Jobs vernichtet. Die wöchentliche 
Arbeitszeit wurde auf bis zu 44 Stun¬ 
den erhöht. Nachtarbeit und Flexibili¬ 
sierung wurden deutlich gesteigert. Die 
Garantien, die PSA bei Opel abgab, 
reichen gerademal bis Ende 2018. Spä¬ 
testens im Frühjahr 2018 dürfte Tama- 
res Werksschließungen verkünden. Es 
gibt ja längst selbst in der Produktion 
Überschneidungen. GM war zeitweilig 
an PSA beteiligt. Aus dieser Zeit rüh¬ 
ren Kooperationen. So wird das Zafira- 
Nachfolgemodell im PSA-Werk in So- 
chaux als Klon des Peugeot 3008 und 
mit der internen Bezeichnung EM02 
hergestellt. Der Produktionsstart ist 
noch in diesem Jahr 2017. 

Doch all das wird offensichtlich völ¬ 
lig ausgeblendet bei den Ministerpräsi¬ 
denten mit Opel-Standorten und wohl 
auch bei der IG Metall und bei den Be¬ 
legschaftsvertretungen. Hier scheint zu 
gelten: Die deutschen Opel-Vertreter 
in Rüsselsheim, Kaiserslautern und Ei¬ 
senach hoffen, es möge die britischen 


Vauxhall-Leute in Ellesmere Port und 
Luton treffen. In Eisenach mag man 
erwarten, dass es zunächst Kaiserslau¬ 
tern an den Kragen geht. Die Band¬ 
arbeiter werden argumentieren, dass 
die Entwicklungsabteilung in Rüssels¬ 
heim - mit 7000 Beschäftigten - „auf¬ 
gebläht“ ist. Die Opel-Beschäftigten an 
den polnischen Standorten Gliwice und 
Tychy und in Ungarn in Szentgotthärd 
können darauf verweisen, dass ihre 
Malocher-Stunde den PSA-Opel-Kon- 
zern im Vergleich zu dem spanischen 
Opel-Standort Saragossa weniger als 
drei Viertel und im Vergleich zu Rüs¬ 
selsheim weniger als die Hälfte kos¬ 
tet. Wobei die Anlagen in Polen und 
in Ungarn - anders als in Spanien und 
Deutschland - hochmodern sind. 

Dieses Teile-und-Herrsche-Spiel 
gab es schon einmal während und nach 
dem beeindruckenden Streik bei Opel 
in Bochum 2004: Die Solidarität der 
Belegschaften an den Opel-Standor¬ 
ten in Rüsselsheim und Kaiserslautern 
blieb aus. Das Werk in Bochum wurde 
in einzelnen Stufen geschlossen. 2010 
verkündete GM den Beschluss, das 
Opel-Werk in Antwerpen zu schlie¬ 
ßen. Da blieb die belgische Belegschaft 
weitgehend allein. 


Begräbnis erster Klasse 

GE Power vernichtet i 700 Arbeitsplätze - Nach 28 Jahren Widerstand eine bittere Niederlage 


Nach zahlreichen Arbeitsniederlegun¬ 
gen, Demonstrationen, Kundgebun¬ 
gen und zähen Verhandlungen kam es 
Anfang Februar zu einem Verhand¬ 
lungsergebnis in der Einigungsstelle 
des Arbeitsgerichtes Mannheim für 
die Standorte Mannheim, Bexbach 
und Stuttgart. Demnach kann der GE- 
Konzern die Anfang 2016 angekündig¬ 
ten rund 1 700 Arbeitsplätze abbauen, 
muss dafür aber einen hohen Preis in 
Form eines gut ausgestatteten Sozial¬ 
plans zahlen, der deutlich teurer als ge¬ 
plant ausfällt. Die Fabriken in Mann¬ 
heim und Bexbach werden geschlossen; 
am Kesseltechnik-Standort Stuttgart 
wird die Belegschaft halbiert. 

Für den Mannheimer Standort be¬ 
deutet das: 

1. Von den Anfang 2016 noch vorhan¬ 
denen rund 1 800 Arbeitsplätzen wer¬ 
den Ende 2018 rund 700 in den Berei¬ 
chen Kraftwerksservice und Dampf¬ 
turbine (Projektleitung, Konstruktion, 
Abwicklung) übrig bleiben -jedoch 
ohne eine Perspektive hinsichtlich Be- 
schäftigungs- und Standortsicherung. 
Ein Umzug oder Schließung des Rest¬ 
standortes ist somit ab 2018 nicht aus- 
geschlossen. 

2. Die Schließung der Turbinenfabrik 
(rund 400 Beschäftigte) wird von Juli 
2017 auf 2018 verschoben. Bis dahin 
wird weiter nach Investoren gesucht. 
Eine Ausgründung zweier Fabrikab¬ 
teilungen wird ermöglicht. Die Ausbil¬ 


dung der derzeitigen Lehrlinge wird bis 
zu deren Abschluss weitergeführt. 

3. Da im Jahre 2016 bereits rund 400 
Beschäftigte über Altersteilzeit und 
Aufhebungsverträge ausgeschieden 
sind, müssen rund 700 in sogenannte 
Transfergesellschaften wechseln und 
sind bis zu 18 Monaten mit 85 Prozent 
ihres Jahresbruttoverdienstes vor Ar¬ 
beitslosigkeit abgesichert. 

4. Die Abündungssummen hegen über 
dem 1,5-fachen eines Bruttomonatsge¬ 
halts. 

5. Einem Teil der altersgesicherten Be¬ 
schäftigten werden Ersatzarbeitsplätze 
angeboten. 

Unter dem Eindruck der langen 
Auseinandersetzung und ihres ernüch¬ 
ternden Abschlusses ist es derzeit nur 
möglich, eine vorläuüge und sicherlich 
noch unvollständige Einschätzung zu 
geben. Die gute Ausstattung des Sozi¬ 
alplans ist dem für die Branche relativ 
hohen gewerkschaftlichen Organisati¬ 
onsgrad, der vollen Unterstützung der 
IG Metall und dem einheitlichen, soli¬ 
darischen Widerstand der Beschäftig¬ 
ten und ihrer Betriebsräte zu verdan¬ 
ken. Dieser reichte jedoch erstmals in 
der 28-jährigen Geschichte des Wider¬ 
standes nicht aus, um Arbeitsplätze zu 
retten. Das kann mehrere Gründe ge¬ 
habt haben: 

Die jüngste Auseinandersetzung 
fand in einem Zeitraum statt, in dem 
weltweit Überkapazitäten im Kraft¬ 


werksbau abgebaut wurden. Die kon¬ 
zerninterne Standortkonkurrenz war 
noch nie so groß wie unter GE. Noch 
nie hatten es die deutschen Belegschaf¬ 
ten mit einem solch starken, knallhar¬ 
ten und erfahrenen ausländischen Kon¬ 
zern zu tun. 

Die eigentlichen GE-Ziele bei 
der Übernahme des ALSTOM-Kraft- 
werksgeschäfts wurden von Betriebsrä¬ 
ten und Belegschaften zu spät erkannt. 
Es herrschte zu lange die Illusion vor, 
GE würde in Europa expandieren. Es 
gab in Teilen der Belegschaften und 
der deutschen und europäischen Be¬ 
triebsräte die falsche Hoffnung, man 
könne GE mit Argumenten überzeu¬ 
gen und von gefassten Schließungsplä- 
nen abbringen. GE gehört jedoch zu 
den amerikanischen Konzernen, die 
einmal gefasste Beschlüsse knallhart 
durchziehen und sich auch nicht von 
sozialpartnerschaftlichen Formulie¬ 
rungen im Betriebsverfassungsgesetz 
beeindrucken lassen. Deshalb hat es 
sich nicht gelohnt, die schon von AL- 
STOM geplanten Fabrikschließun- 
gen erst unter GE offen anzugehen. 
2013/2014 hätten die Belegschaften 
größeren wirtschaftlichen Druck er¬ 
zeugen können. 

Sowohl in den Belegschaften als 
auch in den Vertrauensleutekörpern 
und Betriebsräten ist es in den letzten 
zehn Jahren zu einem Generations¬ 
wechsel und damit zu einem geänder¬ 


ten gewerkschaftlichen und politischen 
Bewusstsein gekommen. Zuwenig wur¬ 
de innerhalb der IG Metall, der Be¬ 
triebsräte und Vertrauensleute darü¬ 
ber gesprochen, welche Vorteile eine 
Verstaatlichung hätte. Zuwenig wurde 
darüber nachgedacht, an welchen Stel¬ 
len GE druckempündlich ist und ob es 
neben oder parallel zum im Betriebs¬ 
verfassungsgesetz beschriebenen Weg 
der Konfliktlösung weitere Möglich¬ 
keiten gäbe. Auch neue Kampfformen 
-wie die Einbeziehung von Stammkun¬ 
den- gehören dazu. Die Möglichkeiten, 
die sich aus der immer noch guten Auf¬ 
tragslage in Mannheim beispielsweise 
in den Bereichen Dampfturbinen und 
Inbetriebnahme ergaben, wurden un¬ 
terschätzt. Zuwenig wurden die örtli¬ 
chen Betriebsräte und Vertrauenskör¬ 
perleitungen bei Entscheidungen über 
Strategie und Taktik einbezogen. 

Die Hilfe vom deutschen Wirt¬ 
schaftsminister kam zu spät. Beim 
Übernahmepoker in 2015 hat er uns 
im Stich gelassen und im Gegensatz 
zu anderen Fällen darauf verzichtet, 
Standort- und Beschäftigungsgaranti¬ 
en einzufordern. 

Im Nachhinein betrachtet war 2014 die 
Forderung unter anderem der französi¬ 
schen Gewerkschaften nicht verkehrt: 
Statt ALSTOM an GE zu verkaufen, 
forderten sie damals die Verstaatli¬ 
chung von ALSTOM. 

Joachim Schubert 


Auch sei an das Jahr 1984 erinnert. 
Damals gab es einen durchaus ver¬ 
gleichbaren Vorgang: PSA übernahm 
die europäischen Werke von Chrysler 
(Ex-Simca). Die Simca-Fertigungen 
wurden unter der neuen Marke Talbot 
weitergeführt. Auch damals waren un¬ 
ter dem PSA-Dach drei vergleichbare 
Marken vereint: Peugeot, Citroen und 
Talbot. Talbot hatte durchaus moder¬ 
ne Technik aufzuweisen, so das Modell 
Simca 1100, erstmals vorgestellt 1967 
als Dreitürer mit Schrägheck, später 
mit der Modellbezeichnung „Horizon“ 
und als „Auto des Jahres 1979“ hoch 
gepriesen. Es handelte sich faktisch 
um einen Vorläufer des Golf und von 
Dutzenden vergleichbaren Kompakt- 
klasse-Modellen. Doch Talbot erlebte 
in der Umklammerung mit Peugeot 
und Citroen den Niedergang. Es kam 
zu einer verzweifelten Gegenwehr 
mit einer Werksbesetzung des Talbot- 
Werks in Poissy im Dezember 1983. 
Die Talbot-Beschäftigten, übrigens 
50 Prozent nordafrikanische Kolle¬ 
gen, wurden von den anderen PSA- 
Beschäftigten im Stich gelassen. Nach 
Spaltungen der Belegschaft und einer 
brutalen Räumung durch Spezialein¬ 
heiten wurde schließlich die Marke 
Talbot aufgegeben. Danach wurde 
dennoch auch bei Peugeot und Citro¬ 
en massiv rationalisiert. 

All dies lehrt uns: Nach der Opel- 
Übernahme durch PSA droht spätes¬ 
tens ab Anfang 2018 ein vergleich¬ 
bares Auseinanderdividieren und ein 
umfassender Prozess des Abbaus von 
Belegschaften und der Schließung 
ganzer Standorte. Die einzige Chan¬ 
ce, diesen Prozess zu stoppen oder zu 
bremsen, besteht darin, europaweite 
Solidarität zu organisieren. Was For¬ 
derungen nach Arbeitszeitverkürzung 
beinhalten muss. Und wozu eine De¬ 
batte über alternative Formen der Mo¬ 
bilität gehört. 

Auf die Frage nach Garantien für 
den Erhalt der Opel-Standorte ant¬ 
wortete Tamares recht offenherzig: 
„Das einzige, was ,uns’ beschützt, ist 
Leistung.“ Das sagt ein Mann, der sich 
in seinem Arbeitsvertrag ausbedungen 
hat, an 22 Wochenenden im Jahr wei¬ 
ter Motorsportrennen fahren zu dürfen 
und der sich im letzten Jahr das Gehalt 
für seine ,Leistung’ auf 5,2 Mio. Euro 
verdoppeln ließ. 

Winfried Wolf 


ver.di fordert Angebot 

Die Vereinte Dienstleistungsge¬ 
werkschaft (ver.di) fordert die Ar¬ 
beitgeber auf, ein verhandlungsfä¬ 
higes Angebot für die Beschäftigten 
der Bodenverkehrsdienste in Berlin 
vorzulegen. Nur so könne der Kon¬ 
flikt beigelegt werden, ver.di ver¬ 
handelt seit Anfang des Jahres an 
sechs Flughäfen Lohnerhöhungen, 
verbesserte Entgeltstrukturen und 
andere Tarifkomponenten für die 
Beschäftigten der Bodenverkehrs¬ 
dienste. Erste Abschlüsse konnten 
in Hamburg, Köln und Düsseldorf 
erzielt werden. Dabei wurden Stei¬ 
gerungen zwischen 8 Prozent in den 
höheren und 22 Prozent in den nied¬ 
rigsten Lohngruppen erreicht. 

Union Busting 

Auf einen krassen Fall von Uni¬ 
on Busting bei KLS Pharma Ro- 
botics im saarländischen Weiskir¬ 
chen weist die IG Metall auf ihrer 
Homepage hin. Über 40 der 60 
Beschäftigten habe die Geschäfts¬ 
führung seit 2015 ausgetauscht, 
meist gegen befristet Beschäftig¬ 
te und Auszubildende. Und gegen 
die gewählten Betriebsräte beim 
Apothekenanlagenbauer KLS 
Pharma Robotics hagelt es Ab¬ 
mahnungen, Kündigungen und 
Hausverbote. 

Zugleich geht die Geschäfts¬ 
führung gegen den Betriebsrat vor: 
Sechs Kündigungen hagelte es gegen 
Betriebsratsmitglieder allein im letz¬ 
ten Jahr. 
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Die AfD will ausbürgern 

Mit Nationalismus, Fremden- und Islamfeindlichkeit in den Wahlkampf 


Amri-Ausschuss 
vernimmt Zeugen 

Am Montag hat der Untersuchungs¬ 
ausschuss des NRW-Landtages, der 
auf Betreiben der Oppositionsfrak¬ 
tionen CDU, FDP und Piraten ein¬ 
gesetzt worden war, mit Frank-Jür¬ 
gen Weise, dem ehemaligen Leiter 
des Bundesamts für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) und dem Prä¬ 
sidenten des Bundeskriminalamts 
(BKA), Holger Münch, die ersten 
Zeugen im Fall des Berlin-Attentä¬ 
ters Anis Amri vernommen. Dabei 
berichtete Münch über insgesamt 602 
Personen, die aktuell von den Sicher¬ 
heitsbehörden als „islamistische Ge- 
fährder“ eingestuft würden. Münch 
forderte, dass die Sicherheitsbehör¬ 
den der Schengen-Länder künftig 
auch biometrische Daten speichern 
sollen. Der Kreis Kleve, in dem das 
Asylverfahren Amris geführt wor¬ 
den war, kritisierte, von den NRW- 
Sicherheitsbehörden keinen Hinweis 
bekommen zu haben, dass bezüglich 
Anis Amri „eine engere Beschrän¬ 
kung des Aufenthalts“ geboten gewe¬ 
sen sei. Auch sei die Ausländerbehör¬ 
de in Kleve nicht darüber informiert 
gewesen, dass die Überwachung Am¬ 
ris bereits im September 2016 einge¬ 
stellt worden war. 

Gedenken und 
Provokationen 

„Auf den Spuren des antifaschisti¬ 
schen Widerstands in Pankow“ - die 
VVN-BdA hatte mit Beteiligung 
der DKP und der autonomen Anti¬ 
fa für den 9. März einen Rundgang 
über den antifaschistischen Wider¬ 
stand durch den Berliner Stadtteil 
organisiert. Gedacht wurde etwa des 
Künstlers, Kommunisten und Wider¬ 
standskämpfers Max Lingner auf der 
Straße, die heute seinen Namen trägt, 
und Anton Saefkows und seiner Frau 
Enna vor ihrem einstigen Wohn¬ 
haus in der Trelleborgstraße. Vor der 
Kleingartenkolonie Heinersdorf er¬ 
fuhren die Teilnehmer von einem 
Widerstandsnest in den Kleingärten, 
das sich „Die Rote Festung“ nannte. 
Am Ende des Rundganges kam es 
zu Provokationen seitens der Polizei. 

De Maiziere eröffnet 
Abschiebezentrum 

„Dieses Zentrum ist ein Schritt hin 
zu einem zentralen Abschiebeap- 
parat unter de Maizieres Führung. 
Die föderalen Strukturen werden 
geschwächt, um humanitäre Hand¬ 
lungsspielräume der Länder bei Ab¬ 
schiebungen zu beseitigen. Das ist in¬ 
akzeptabel, wir brauchen keine Bun- 
desabschiebebehörde, die nur noch 
auf Vollzug ausgerichtet ist“, kom¬ 
mentiert die innenpolitische Spre¬ 
cherin der Linksfraktion, Ulla Jelp¬ 
ke, die Eröffnung eines „Zentrums 
zur Unterstützung der Rückkehr“ in 
Berlin. „So dient sich die Bundesre¬ 
gierung auf Kosten von Menschen¬ 
rechten den rassistischen Hetzern 
von der AfD an.“ 

Klima der Angst 

Mehrere Initiativen rufen zu einer 
großen Demonstration am 25. März 
in Berlin-Rudow auf. „Anlässlich 
der momentanen Eskalation neo¬ 
nazistischer Gewalt in Neukölln ist 
der Kampf für eine solidarische Ge¬ 
sellschaft mehr als nötig“, stellen sie 
klar. Zugleich wollen die Nazigegner 
an den vor fünf Jahren begangenen 
Mord an Burak Bektas erinnern. 
Der Täter ist unbekannt, ein rassis¬ 
tisches Motiv erscheint naheliegend. 
Der Mord fand 2012 statt inmitten 
einer massiven Nazi-Angriffs welle 
in Neukölln, deren Höhepunkte An¬ 
griffe auf ein Wohnhaus in der Huf¬ 
eisensiedlung sowie Brandanschläge 
aufs Anton-Schmaus-Haus waren, 
bei welchen dieses nahezu zerstört 
wurde. Wenige Stunden vor dem 
Mord an Bektas fielen stadtbekannte 
Neonazis am Ort des Mordes bei ei¬ 
ner antifaschistischen Veranstaltung 
auf. Damals wie heute produziert ein 
gesellschaftlicher Rassismus, gepaart 
mit Angriffen von Neonazis, ein Kli¬ 
ma, in welchem rassistische Morde 
stattfinden können, monieren die 
Nazigegner. 


D ie Partei will das bestehende 
Staatsbürgerschaftsrecht auf- 
heben, das „Geburtsortsprin¬ 
zip“ „aus dem Gesetz streichen und 
zum Abstammungsprinzip“ zurück¬ 
kehren. Das steht im Entwurf für das 
Bundestagswahlprogramm der Partei, 
das der Vorstand vor einer Woche der 
Öffentlichkeit vorstellte. Auf einem 
Parteitag am 22. April soll in Köln das 


Wahlprogramm beschlossen werden. 
Es unterscheidet sich inhaltlich nicht 
wesentlich vom ebenso reaktionären 
Parteiprogramm. Aber einiges ist ge¬ 
klaut. Und das Wahlprogramm spitzt 
weiter zu, provoziert - mit Angriffen 
auf die „etablierten“ Parteien und ihre 


Mit verschiedenen Aktionen protes¬ 
tierten 5 000 Menschen am vergange¬ 
nen Wochenende gegen den Parteitag 
der NPD - mit Blockaden, Protestle¬ 
sungen und einer Großdemonstration 
des Bündnisses „Bunt statt Braun“, das 
mittlerweile 30 Organisationen umfasst. 

Die Empörung der Zivilgesell¬ 
schaft gegen diese Naziveranstaltung 
war besonders groß, weil sich die NPD 
das Saarbrücker Schloss als Veranstal¬ 
tungsort gewählt hatte. Ausgerechnet 
dort befand sich während der NS-Dik- 
tatur die Gestapo-Zentrale, noch heute 
ist eine der Zellen unter dem Gebäu¬ 
de als Teil des Historischen Museums 
zu besichtigen, die Leiden der Inhaf¬ 
tierten durch Graffiti an den Wänden 
nachvollziehbar. Die NPD hatte sich 
im letzten Jahr durch ein Gerichtsver¬ 
fahren die Nutzung des öffentlichen 
Gebäudes erstritten. Leider war der 
Regionalverband diesmal nicht bereit, 
die Veranstaltung zu untersagen. Auch 
hieran lässt sich die fatale Wirkung des 
Karlsruher Urteils ablesen - das Bun¬ 
desverfassungsgericht hatte im Januar 
abgelehnt die NPD zu verbieten. 

Hunderte entschlossene Antifa¬ 
schisten nahmen seit dem Morgen an 
Blockaden teil, um den Nazis den Zu¬ 
gang zum Schloss zu verwehren. Über 
den Kurznachrichtendienst Twitter wur¬ 
den die Teilnehmenden an den Aktio¬ 
nen über die neusten Entwicklungen 
auf dem Laufenden gehalten. Die Akti¬ 
vitäten reichten von Straßenblockaden 
bis zur Besetzung einer nahegelegenen 
Parkhauseinfahrt. So mussten auch füh¬ 
rende NPD-Politiker wie Pastors und 
Richter vor den Blockaden ausharren 
und unter Polizeischutz einige Umwege 
in Kauf nehmen, der Parteitag konnte 


Politikerinnen und Politiker, auf eine 
„kleine, machtvolle Oligarchie“ in den 
anderen Parteien, die alles in der Ge¬ 
sellschaft bestimme. Mit Deutschtü¬ 
melei und viel Nationalismus gegen 
„Multikulti“ Mit der Behauptung, die 
„Zuwanderung“ würde die sozialen 
Probleme im Land verschärfen und 
die innere Sicherheit massiv gefährden. 
Auch beim Punkt Gesundheitspolitik 


heißt es: „Die von den Kassen getra¬ 
genen Kosten für Migranten, Flüchtlin¬ 
ge und Asylbewerber laufen aus dem 
Ruder“ 

Die doppelte Staatsbürgerschaft 
soll laut Programm auf „wohlbegrün¬ 
dete Sonderfälle“ beschränkt blei- 


erst mit einer Stunde Verspätung begin¬ 
nen. Immer wieder versuchten Nazis die 
Aktivisten ohne Erfolg zu provozieren. 
Unnötige Zuspitzungen der Polizei wie 
die Feststellung von Personalien, Per¬ 
sonenfotos oder einem Hundeeinsatz 
blieben die Ausnahme. Getragen wur¬ 
den diese Proteste von der Antifa Saar 
und Blockade Saar, einem neuen Bünd¬ 
nis gegen das Auftreten von Neonazis. 

Auch das breite Bündnis „Bunt statt 
Braun“ wählte keine abgelegene Stel¬ 
le sondern den Schlossplatz als Ort der 
Abschlusskundgebung. So waren die 
Nazis am frühen Nachmittag mit einer 
vielfältigen Demonstration tausender 
Saarländerinnen und Saarländer un¬ 
mittelbar konfrontiert, die Pfiffe wa¬ 
ren bis ins Schloss hörbar. Neben Ge¬ 
werkschaften, Jugendorganisationen 
und kirchlichen Gruppen waren alle 
Landtagsparteien vertreten, aber vor 
allem viele junge Menschen, die zum 
Teil erstmals an einer solchen Demo 
teilnahmen. Viele selbstgemalte Schil¬ 
der unterstrichen die breite Veranke¬ 
rung des Protestes in der Bevölkerung. 
Nach Absprache im Bündnis gab es 
keine Reden von Parteienvertretern. 
Der neu gewählte Vorsitzende des 
Landesjugendrings Tobias Wolfanger, 
betonte, dass die NPD leider nicht die 
einzige Partei sei, die Demokratie und 
Vielfalt gefährde: „Da hilft kein blauer 
Anstrich.“ Andere Redner stellten die 
Rechte von Geflüchteten in den Mit¬ 
telpunkt. Wohl auch in Richtung der 
Landesregierung sagte Frank-Matthi¬ 
as Hofmann von der Evangelischen 
Kirche: „In Deutschland ist genug für 
alle da. Das Boot ist nicht voll, wir ha¬ 
ben genug Geld und Platz. (...) Bleibt 
wachsam und werdet nicht feige!“ Vie- 


ben, die deutsche Staatsangehörig¬ 
keit durch Einbürgerung nur derje¬ 
nige erhalten, „an dessen dauerhaft 
erfolgreicher Integration und Loya¬ 
lität zu seiner neuen Heimat keine 
Zweifel bestehen“. Von der CSU ist 
die Forderung nach einer Obergren¬ 
ze abgeschrieben. Verlangt wird im 
Wahlprogramm der AfD folgerichtig 
auch, die Staatsgrenzen umgehend zu 
schließen, „um die ungeregelte Masse¬ 
nimmigration in unser Land und seine 
Sozialsysteme durch überwiegend be¬ 
ruflich unqualifizierte Asylbewerber 
sofort zu beenden“. Behauptet wird, 
eine „erfolgreiche Integration all die¬ 
ser Menschen, darunter ein beträcht¬ 
licher Anteil von Analphabeten, ist 
unmöglich“, um dann zu folgern: „Wir 
brauchen über mehrere Jahre diesbe¬ 
züglich eine Minuszuwanderung.“ Nur 
„qualifizierter Zuzug“ sei „nach Be¬ 
darf“ zuzulassen. Angeblich kommen 
die Menschen nur wegen des starken 
BevölkerungsWachstums vor allem in 
Afrika und des „Wohlstandsgefälles“ 
nach Europa. 

Natürlich will die AfD eine wei¬ 
tere Verschärfung des Asylrechts und 
schnellere Abschiebungen durchsetzen. 
Familiennachzug wird abgelehnt. 

Als es auf der Pressekonferenz um 
den Punkt „innere Sicherheit“ ging, 
erklärte die Parteivorsitzende Frauke 
Petry, die AfD wolle „die Ausbürge¬ 
rung krimineller Migranten auch un¬ 
ter Hinnahme der Staatenlosigkeit“. 
„Ja, das haben Sie richtig verstanden.“ 
Im Wahlprogramm wird konkret gefor¬ 
dert: „Schließlich muss die Ausbürge¬ 
rung krimineller Staatsbürger mit Mi¬ 
grationshintergrund möglich werden: 1. 
bei erheblicher Kriminalität innerhalb 
von zehn Jahren nach erfolgter Einbür¬ 
gerung; 2. bei Mitwirkung in Terroror¬ 
ganisationen (z.B. IS); 3. bei Zugehö¬ 
rigkeit zu kriminellen Clans und zwar 
auch dann, wenn die Ausgebürgerten 
dadurch staatenlos werden. Hierzu ist 
Art. 16, Abs. 1 GG entsprechend zu än¬ 
dern.“ 


le saarländische Künstler unterstütz¬ 
ten die Kundgebung. Die Chilenische 
Musikgruppe Musikandes spielte das 
„Saar-Lied“, das Bertolt Brecht und 
Hanns Eisler geschrieben hatten, um 
vor der Volksabstimmung von 1935 
gegen den Anschluss des Saarlandes 
an das faschistische Deutschland zu 
werben: „Haltet die Saar, Genossen!“, 
schalte es über den Platz. 

Die DKP Saarland unterstützte so¬ 
wohl die Blockadeaktionen als auch, 
als Teil des Bündnisses „Bunt statt 
braun“, die Großdemonstration. Mit 


Behauptet wird im Wahlprogramm 
auch, „der“ Islam stehe im Konflikt 
mit der „freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung“ und er gehöre „nicht 
zu Deutschland“. Dem wird ein ganzes 
Kapitel gewidmet. 

Übrigens will die AfD auch die 
Rechte von EU-Bürgerinnen und -Bür¬ 
gern, die im Lande leben und arbeiten, 
einschränken: Sie sollen hier erst So¬ 
zialleistungen erhalten, so die AfD, 
„wenn diese zuvor vier Jahre versiche¬ 
rungspflichtig in Deutschland beschäf¬ 
tigt waren“ und ihren Lebensunterhalt 
damit vollständig selbst decken konn¬ 
ten. 

Jörg Meuthen, der mit Petry an der 
Spitze der Partei steht, lobte die Agen¬ 
da 2010, weil diese „unser Land wie¬ 
der auf Kurs gebracht“ habe. Die AfD 
fordert zwar, länger Arbeitslosengeld 
I (ALG I) zu zahlen, will aber am „an 
sich vernünftigen“ ALG II festhalten. 
Außerdem will sie den privaten Woh¬ 
nungsbau stärker fördern. Steuern 
für Vermögen und Erbschaften sollen 
ganz abgeschafft werden. In der Fami¬ 
lien- und Bildungspolitik bleibt man 
weitgehend bei bisherigen reaktionä¬ 
ren Forderungen. „Gender“ bleibt ein 
Schimpfwort. 

Aber auch „Lebensschützer“, Tier¬ 
freunde, Kleingärtner sowie Lobbyis¬ 
ten großer Industrieunternehmen ha¬ 
ben wohl am Programm mitgeschrie¬ 
ben. Und wie Trump meint die AfD, 
die Aussagen, „dass Klimaänderungen 
vorwiegend menschengemacht seien, 
sind wissenschaftlich nicht gesichert. 
(...) Mit dem Beitritt zum Pariser Ab¬ 
kommen und dem von der Bundesre¬ 
gierung erlassenen Klimaschutzplan 
2050 hat Deutschland sich verpflichtet, 
für die sogenannte ,Dekarbonisierung’ 
weitgehende Eingriffe in unsere Wirt¬ 
schaft und Gesellschaft vorzunehmen.“ 
Das soll rückgängig gemacht, das Pari¬ 
ser Klimaabkommen vom 12.12.2015 
gekündigt werden. Die AfD will auch 
die Förderung erneuerbarer Energien 
stoppen. Nina Hager 


einem großen Transparenz machten 
Genossinnen und Genossen klar: Es 
bleibt dabei: Faschismus ist keine Mei¬ 
nung sondern ein Verbrechen! 

Die Aktionen gegen den NPD-Par- 
teitag waren ein Schritt nach vorne im 
Bemühen, den vielseitigen antifaschis¬ 
tischen und antirassistischen Protest an 
der Saar zusammenzuführen. Die Blo¬ 
ckadeaktionen hatten einen offenen 
Charakter, der weiteren Antifaschis¬ 
ten Mut machen sollte, sich zukünftig 
an solchen Protestformen zu beteiligen. 

Thomas Hagenhofer 


Nazipartei bleiben 


Unter dem Motto „Ja zum deutschen 
Volk“ fand am vergangenen Wochen¬ 
ende der 36. Bundesparteitag der neo¬ 
faschistischen NPD mit fast 200 Dele¬ 
gierten in Saarbrücken statt. 

Großen Raum nahm beim Parteitag 
der extremen Rechten erwartungsge¬ 
mäß die Debatte um das zweite NPD- 
Verbotsverfahren ein. Der NPD-Partei- 
vorsitzende Frank Franz wies Speku¬ 
lationen seiner Gesinnungsgenossen 
zurück, wonach die Partei auf das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichtes im Ver¬ 
botsverfahren mit einer Neufassung 
oder Änderungen im Parteiprogramm 
reagieren würde. „Wir werden keinen 
Millimeter von unserem bestehenden 
Parteiprogramm abweichen, weil wir 
unverrückbaran unserem programmati¬ 
schen Dreiklang von nationaler Souverä¬ 
nität, nationaler Identität-wozu selbst¬ 
verständlich das Abstammungsprinzip 
und unser ethnischer Volksbegriff gehö¬ 
ren - und nationaler Solidarität festhal¬ 
ten“, erklärte der Neonazi. 


Der zum radikalen Flügel der NPD 
zählende und mehrfach verurteilte 
NeonaziThorsten Heise scheiterte un¬ 
terdessen mit seiner gegen Franz ge¬ 
richteten Kandidatur. Letzterer wurde 
am Sonnabend bei einer Enthaltung 
mit 102 Stimmen der insgesamt 172 
Delegierten wiedergewählt. Auf den 
ThüringerThorsten Heise entfielen 69 
Stimmen. Gemeinsam mit Stefan Kös¬ 
ter (Mecklenburg-Vorpommern) und 
Ronny Zasowk (Brandenburg) wurde 
Heise jedoch zum stellvertretenden 
Parteivorsitzenden gewählt. Während 
Franz für den Kurs einer „seriösen Ra¬ 
dikalität“ steht, steht Heise, der über 
enge Verbindungen ins Spektrum so¬ 
genannter „Freier Kameradschaften“ 
verfügt,für einen aggressiven Abgren¬ 
zungskurs in Richtung rechtspopulisti¬ 
scher Strömungen. 

Unterdessen wurde bekannt, dass 
die NPD am l.Mai unter anderem in Es¬ 
sen aufmarschieren will. 

mb 


Verschiedene Aktionen, gemeinsames Ziel 

Der Protest gegen den NPD-Parteitag in Saarbrücken hat antifaschistische Kräfte zusammengeführt 



Migranten ausbürgern, Reiche beschenken, Sozialabbau fortsetzen: So stellt die 
AfD sich auf den Wahlkampf ein. 
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Freitag, 17. März 2017 


Türkische Linke in deutschen 
Gefängnissen 

„Tag der politischen Gefangenen“: 

Rote Hilfe organisiert Solidarität 



Auf die Finger schauen: Bei der Demonstration gegen die Getex-Übung in Stuttgart. 

Kein Tabu mehr 

Bundeswehr übt den gemeinsamen Einsatz mit der Polizei im Inland 


er 7. und 8. März standen in 
Stuttgart unter dem Zeichen 
der „Antiterror“-Übung „Ge- 
tex“ („Gemeinsame Terrorismus-Ab¬ 
wehr Exercise“) von Polizei und Bun¬ 
deswehr im Innern. Am 8. März kam 
Kriegsministerin von der Leyen zu Be¬ 
such nach Baden-Württemberg - zu¬ 
nächst in die Theodor-Heuss-Kaserne 
in Bad Cannstatt und dann auf Einla¬ 
dung der Stuttgarter Nachrichten in die 
Liederhalle. Kundgebungen des Frie¬ 
denstreffs Bad Cannstatt begleiteten 
diese beiden Tage. 

Das Ziel der „Exercise“ ist laut einem 
Sprecher des Verteidigungsministe¬ 
riums das Einüben von Kommuni¬ 
kationswegen für den Fall einer ter¬ 
roristischen Großlage. Während der 
Innenminister Baden-Württembergs 
Thomas Strobl (CDU) meinte, dass 
bei Terrorlage ein schnelles Handeln 
nötig sei, erwiesen sich die Kommu¬ 
nikationswege für die Bundeswehr 
als äußerst lang, da diese erst nach 
Stunden reagierte. Die Übung fand 
unter Beaufsichtigung durch Ursu¬ 
la von der Leyen am Computer statt. 
Eine Übung, bei der tatsächlich Pan- 


Der Fall Wendt schadet endlich auch 
dem Ansehen der Deutschen Polizei¬ 
gewerkschaft (DPolG). Viele Mitglie¬ 
der, vor allem im Landesverband NRW, 
sollen ihre Mitgliedschaft in der so ge¬ 
nannten „Gewerkschaft“ DPolG auf¬ 
gekündigt haben. In internen Briefen 
distanzierte sich der NRW- 
Landesverband deutlich 
von seinem Bundesvor¬ 
sitzenden Rainer Wendt. 
DPolG-Landeschef Erich 
Rettinghaus war bereits in 
der vorigen Woche - aus 
Protest gegen das Verhal¬ 
ten des DPolG-Vorstandes 
in der Sache Wendt - aus 
dem Bundesvorstand zu¬ 
rückgetreten. 

Wendt hatte über seine 
Bezüge in einem Interview 
mit „Report München“ ge¬ 
logen, neben seiner Bezah¬ 
lung als Gewerkschafts¬ 
funktionär keinen Beam¬ 
tensold zu erhalten. Kurz 
darauf musste er zugeben, 
vom Land NRW seit Jahren Bezüge als 
Hauptkommissar in Teilzeit zu erhal¬ 
ten, obgleich er keine Stunde Dienst 
ableisten musste. Später sprach er da¬ 
von, insgesamt, also einschließlich der 
Aufwandsentschädigung durch die 
GPolG, nicht mehr als sein eigentli- 


zer durch die Straßen rollen, sei aber 
nicht auszuschließen. 

Auf dem Gelände der Theodor-Heuss- 
Kaserne sind das Landeskommando 
der Bundeswehr, das für die zivil-mili¬ 
tärische Zusammenarbeit von Bundes¬ 
wehr und Polizei zuständig ist, der Mi¬ 
litärische Abschirmdienst (MAD) und 
der Reservistenverband stationiert. Auf 
diesem Gelände könnten mindestens 
400 bis 500 Sozialwohnungen gebaut 
werden. 

Die Bundeswehr soll im Falle eines 
breit angelegten Terroranschlags klas¬ 
sische Polizeiaufgaben übernehmen, 
z. B. Objektschutz. Laut bürgerlicher 
Presse sei die Polizei mit einem sol¬ 
chen Terrorangriff überfordert, wohin¬ 
gegen „die Bundeswehr notwendige 
Fähigkeiten und Ausrüstung“ mitbrin¬ 
ge. Tatsächlich ist aber die Bundeswehr 
anders als die Polizei für Antiterrorein¬ 
sätze nicht ausgebildet und übt selbst 
Kritik an dieser Einsatzoption. Somit 
spricht von der Leyen bereits von ei¬ 
nem „Einsatz von militärspezifischen 
Mitteln“, was auf Kriegsszenarien hin¬ 
ausläuft, die nach anderen Strategien 
Vorgehen, als Antiterroreinsätze, und 


ches Gehalt von 4 400 Euro brutto als 
Polizeihauptkommissar zu erhalten. 
Inzwischen ist bekannt, dass er noch 
zusätzlich kassiert hatte: Allein aus sei¬ 
ner Tätigkeit in mehreren Aufsichts¬ 
räten - so auch bei der französischen 
Versicherung Axa - erhielt Wendt 


mindestens 77 000 Euro im Jahr - ins¬ 
gesamtjährlich mehr als 124 000 Euro 
aus allen Einkünften. Für Axa soll er 
in Interviews auch intensiv für die Pro¬ 
dukte einer Axa-Tochter geworben 
haben, die vor allem Beamte gegen 
Lebensrisiken absichert. Hinzu kamen 


den Aufgaben der Streitkräfte eher ent¬ 
sprechen. 2016 ließ der verteidigungs- 
politische Sprecher der CDU verlau¬ 
ten: „Der Einsatz der Bundeswehr im 
Inneren darf kein Tabu mehr sein“, d. h. 
die Bevölkerung soll sich allmählich an 
die Präsenz des Militärs in den Straßen 
gewöhnen. 

Von der Leyen beschrieb in der Lie¬ 
derhalle vor 650 Zuhörern die künfti¬ 
ge Stoßrichtung Deutschlands. Sie for¬ 
dert für die kommenden Jahre einen 
stetigen Anstieg der Militärausgaben, 
da man sonst weitere Auslandsmissio¬ 
nen der Bundeswehr nicht verantwor¬ 
ten könne. Zudem könne sich die Bun¬ 
desrepublik im Krisenfall nicht einfach 
drücken, da die politische und wirt¬ 
schaftliche Bedeutung Deutschlands 
international in den vergangenen Jah¬ 
ren stark gewachsen sei. Daher soll das 
Heer in den nächsten Jahren sukzessi¬ 
ve auf etwa 200 000 Mann aufgestockt 
werden, darunter auch Minderjährige, 
sowie 61 000 Zivilbeschäftigte. Neben 
den jährlich dafür vorgesehenen 800 
bis 900 Mio. Euro kommen jährlich zu¬ 
nehmende Milliardenausgaben für die 
NATO dazu. Andreas Grimm 


wohl auch noch Auftrittshonorare und 
Einnahmen aus dem Verkauf seines 
Buches „Deutschland in Gefahr“, die 
er seinem „Arbeitgeber“ wahrschein¬ 
lich gleichfalls nicht gemeldet hat. 

In Nordrhein-Westfalen steht In¬ 
nenminister Jäger (SPD) nach wie vor 
im Mittelpunkt der Kritik. 
Die Linkspartei kritisiert, 
dass Wendt nun in den Ge¬ 
nuss einer Beamtenpensi¬ 
on kommen soll, noch ehe 
die Ergebnisse des gegen 
ihn laufenden Disziplinar¬ 
verfahrens vorliegen. Doch 
der Fall Wendt ist nur die 
Spitze des Eisberges. In¬ 
zwischen ist bekannt, dass 
Funktionäre der GPolD 
und des Bundes deutscher 
Kriminalbeamter (BDK) 
auch in anderen Bundes¬ 
ländern auf der Gehaltslis¬ 
te von Landesregierungen 
stehen. Doch niemand hat 
offenbar so abkassiert wie 
Wendt. Die meisten Betrof¬ 
fenen gehen nach wie vor zumindest 
einer Teilzeitbeschäftigung als Beamte 
nach. Mit Hilfe der Beamtenverbands¬ 
funktionäre soll offensichtlich der Ein¬ 
fluss der Gewerkschaft der Polizei im 
DGB eingedämmt werden. 

nh 


UZ: Am 18. März findet traditionell der 
Tag der politischen Gefangenen statt. Was 
hat es damit auf sich? 

Henning von Stolzenberg: Der Tag wur¬ 
de bereits 1923 von der Internationalen 
Roten Hilfe ins Leben gerufen. Seit 1996 
wurde der Tag wieder verstärkt von Lin¬ 
ken aufgegriffen. Seitdem finden Jahr 
für Jahr Kundgebungen, Veranstaltun¬ 
gen und Aktionen statt, bei denen auf 
die Situation von politischen Gefange¬ 
nen hingewiesen und um Solidarität mit 
ihnen geworben wird. 

UZ: Welche politischen Gefangenen sit¬ 
zen heute in deutschen Gefängnissen? 

Henning von Stolzenberg: Am meisten 
betroffen sind derzeit linke Migrantin- 
nen und Migranten, die vor allem aus 
Kurdistan und der Türkei stammen. 
Vorgeworfen wird den Betroffenen 
nicht selten die Mitgliedschaft bzw. Un¬ 
terstützung sogenannter „terroristischer 
Vereinigungen“ nach §129b StGB. Die 
Anwendung dieses Paragraphen gegen 
linke Strukturen begann bereits 2008. 
Damals waren fünf türkische Kommu¬ 
nisten vor dem Oberlandesgericht Düs¬ 
seldorf angeklagt. 2010 entschied der 
Bundesgerichtshof, dass auch die kurdi¬ 
sche Arbeiterpartei PKK entsprechend 
verfolgt werden kann. Seitdem haben 
wir es mit einer Menge an Verfahren zu 
tun, die sich gegen kurdische und türki¬ 
sche Linke richten. 


Aus den Wahlkämpfen der DKP 

Wahlkampfveranstaltung 
zur Altenpflege 

Am Dienstag, dem 28. März, findet in 
Essen eine Wahlveranstaltung der DKP 
Ruhr-Westfalen zum Thema „Notstand 
in der Altenpflege in NRW“ statt. Detlev 
Beyer-Peters, Konzernbetriebsratsvorsit¬ 
zender der AWO Westliches Westfalen 
und Kandidat der DKP zu den Landtags¬ 
wahlen, steht nach einer Einführung in 
das Thema für die Diskussion zur Ver¬ 
fügung. Die Veranstaltung beginnt um 
19.00 Uhr in der Hoffnungstraße 18. 

Acht Direktkandidaturen in 
NRW bisher abgesichert 

Von den geplanten elf Direktkandida¬ 
turen zur Landtags wähl im DKP Bezirk 
Ruhr-Westfalen sind nun sieben mit je 
100 Unterstützungsunterschriften abge¬ 
sichert. Die Aktiven der DKP und ihre 
Unterstützer arbeiten daran, die weni¬ 
gen fehlenden Unterschriften in Müns- 


Am 11. März trafen sich in Frankfurt 
am Main auf Einladung der beiden 
Dachverbände der Friedensbewegung, 
der Friedenskooperative und des Bun¬ 
desausschusses Friedensratschlag, rund 
60 Vertreter verschiedener Gruppen zu 
einer Aktionskonferenz, um über die 
Möglichkeiten - auch anlässlich des 
Bundestagswahlkampfs - gemeinsa¬ 
mer Aktionen im Herbst 2017 zu dis¬ 
kutieren. Die Vertreter der örtlichen 
Gruppen stellten ihre Planungen für 
regionale Aktionen und Kampagnen 
vor und machten damit deutlich, dass 
diese lokalen Aktionen den Schwer¬ 
punkt der Arbeit im laufenden Jahr 
bilden werden. 

Klar wurde aber auch: es ist drin¬ 
gend nötig, mehr Menschen aufzuklä¬ 
ren, welche Folgen Aufrüstung und 
Kriegsbeteiligung haben - auch für 
sie persönlich, die Gewerkschaften 
und ihre Mitglieder zu gewinnen und 
so die Basis der Bewegung zu verbrei- 
tern.Zentralen Raum in der Diskussi¬ 
on nahm die Frage ein, ob und unter 
welchem gemeinsamen Motto sich 


UZ: Fordern Sie die Abschaffung der 
129er-Paragraphen ? 

Henning von Stolzenberg: Selbstver- 

Henning von Stolzenberg ist Mit¬ 
glied des Bundesvorstandes der lin¬ 
ken Solidaritäts- und Rechtshilfeor¬ 
ganisation Rote Hilfe e.V. 

ständlich. Dieser Paragraph wird maß¬ 
geblich gegen Linke eingesetzt und er¬ 
öffnet Polizei und Behörden nahezu 
grenzenlose Befugnisse bezüglich der 
Ausspionierung linker Aktivisten und 
Organisationen. Aktuell ist es von gro¬ 
ßer Bedeutung, die Solidarität mit den 
kriminalisierten kurdischen und türki¬ 
schen Linken zu organisieren. Vor allem 
die widerliche Paktierei der deutschen 
Bundesregierung mit dem Erdogan-Re- 
gime muss endlich beendet werden. 

UZ: Was können Linke am 18. März kon¬ 
kret machen? 

Henning von Stolzenberg: Wichtig ist 
meines Erachtens die konkrete Solida¬ 
rität mit Gefangenen. Man kann ihnen 
Briefe in den Knast schicken oder auch 
Solidaritätskundgebungen vor den Knäs- 
ten organisieren. Wer in Sachen Kontakt¬ 
aufnahme mit Gefangenen Hilfe braucht, 
findet Informationen dazu auch auf un¬ 
serer Internetseite. 

Interview: Markus Bernhardt 


ter und Recklinghausen zu sammeln. Für 
die Direktkandidaturen in Bottrop, Es¬ 
sen, Gladbeck, Gelsenkirchen und Marl/ 
Herten wurden die erforderlichen Un¬ 
terschriften gesammelt. 

Für die Landesliste hat die DKP 
am vergangenem Montag 1 373 Unter¬ 
schriften für die DKP-Landesliste beim 
Landeswahlleiter abgegeben. 1 000 Un¬ 
terschriften sind in NRW erforderlich, 
damit die Liste an der Landtagswahl 
teilnehmen kann. 

Spätestens am 27. März müssen die 
Wahlvorschläge eingereicht werden. 
Dann entscheiden die Wahlausschüsse 
über die Zulassung der Landeslisten und 
der Direktkandidaturen. 

DKP-Aktion in Suhl 

DKP Thüringen sammelt am 23. März 
in Suhl am Dianabrunnen von 12.00 bis 
16.00 Uhr Unterstützerunterschriften für 
die Teilnahme an den Bundestagswahlen. 


alle Gruppen an einem Aktionstag im 
Herbst in ihren,Metropolen 4 beteiligen 
könnten. „Abrüsten“ muss angesichts 
der Aufrüstungspläne für die Bundes¬ 
wehr eine der zentralen Forderungen 
im Wahlkampf sein, darüber bestand 
Einigkeit. Und: Von Deutschland muss 
Frieden ausgehen, die direkte und indi¬ 
rekte Kriegsbeteiligung Deutschlands 
muss beendet werden. Konkret: Schluss 
mit den Auslandseinsätzen der Bundes¬ 
wehr und Schließung der US- und NA- 
TO-Basen in Deutschland, einschließ¬ 
lich des Abzugs der US-Atomwaffen 
aus Büchel. 

Voraussichtlich Ende Oktober 
plant die Friedensbewegung einen ge¬ 
meinsamen, dezentralen Aktionstag, 
die genauen Absprachen sollen bei ei¬ 
nem weiteren Treffen im Juni getroffen 
werden. Die Stärke dieses Aktionsta¬ 
ges wird in einem zentralen Aufruf lie¬ 
gen, der jetzt erarbeitet wird, und in der 
Möglichkeit, dass unter diesem gemein¬ 
samen Dach die Gruppen ihre regio¬ 
nalen Schwerpunkte zur Mobilisierung 
nutzen. Barbara Majd Amin 


Wendt wirkt endlich 

Absetzbewegungen in der Polizei-„Gewerkschaft“ 



Arbeitet nicht nur als Versicherungsvertreter: Rainer Wendts so 
genannte Gewerkschaft soll die DGB-Gewerkschaft der Polizei 
eindämmen. 


Abrüsten! 

Friedensbewegung plant Aktionen 


Sammeln, werben, diskutieren 
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Tusk wiedergewählt 

Gegen den erbitterten Widerstand 
der Regierung Polens hat der EU- 
Gipfel in Brüssel den EU-Ratspräsi- 
denten Donald Tusk wiedergewählt. 
Damit kann der ehemalige polnische 
Regierungschef bis 2019 im Amt blei¬ 
ben - wie es sich Bundeskanzlerin 
Merkel gewünscht hat. Die polnische 
Regierung war die einzige, die gegen 
Tusk stimmte. Sie hatte vorher sogar 
gedroht, den Gipfel platzen zu lassen. 
Die Regierungspartei PiS wirft Tusk 
Parteilichkeit vor. Tusk wertete nach 
der Wahl das Votum der „überwäl¬ 
tigenden Mehrheit“ als Zeichen der 
„Solidarität und der Einigkeit“. Eine 
PiS-Sprecherin erklärte, zum ersten 
Mal sei nicht die Stimme des Landes 
berücksichtigt worden, aus dem der 
Kandidat kommt. 

Antisemitismus 
in den USA 

70 Prozent der US-Wähler sehen laut 
einer Umfrage der Quinnipiac-Uni- 
versität den Antisemitismus in ihrem 
Land als ein „sehr oder einigermaßen 
ernstes Problem“. Noch vor einem 
Monat hatten erst 49 Prozent der Be¬ 
fragten diese Ansicht geteilt. Ein dif¬ 
ferenziertes Bild liefert eine Betrach¬ 
tung nach Parteien. Nicht weniger als 
87 Prozent der Demokraten betrach¬ 
ten den Antisemitismus als „sehr oder 
ziemlich ernsthaftes Problem“, wäh¬ 
rend nur 53 Prozent der Republikaner 
diese Ansicht teilen. Laut der Umfra¬ 
ge sind zudem 63 Prozent der Wähle¬ 
rinnen der Meinung, dass seit Trumps 
Wahl zum US-Präsidenten Hass und 
Vorurteile izugenommen hätten, nur 
2 Prozent glauben, diese Phänomene 
seien rückläufig. 32 Prozent sehen in 
dieser Hinsicht keine Veränderung. 

SYRIZA verliert Rückhalt 

Eine jüngste Meinungsumfrage 
scheint zu bestätigen, dass die Unter¬ 
stützung der Wähler für die Regie¬ 
rungspartei SYRIZA weiter schwin¬ 
det. Gleichzeitig legt die konservati¬ 
ve Nea Dimokratia (ND) weiter zu, 
berichtet die „Griechenland Zeitung“. 
Trotz dieser Tendenz spricht sich die 
Mehrheit der Befragten gegen vorge¬ 
zogene Wahlen aus. 

Befragt wurden 1 000 Bürger über 
ihre Wahl-Präferenzen; dabei waren 
Mehrfachnennungen möglich. Dem¬ 
nach bevorzugen 33 Prozent der Be¬ 
fragten die ND; für SYRIZA würden 
19 Prozent stimmen. Es folgen die 
Kommunistische Partei Griechen¬ 
lands KKE (10 Prozent), die von der 
PASOK dominierte Demokratische 
Allianz (9 %), die faschistische Chry- 
si Avgi und die liberale To Potami mit 
jeweils 8 % sowie die Zentrumsuni¬ 
on mit 7 %. Für die „Plefsi Eleftheri- 
as“ der ehemaligen Parlamentspräsi¬ 
dentin Zoi Konstantopoulou (früher 
SYRIZA) haben sich 6 Prozent ent¬ 
schieden. Mit der von SYRIZA im 
Sommer 2015 abgespaltenen „Lai- 
ki Enotita“ liebäugeln 4 Prozent der 
Befragten. Ebenfalls 4 Prozent der 
Stimmen bekam der rechtspopulisti¬ 
sche Regierungspartner ANEL. Inte¬ 
ressant ist vor allem, dass 43 Prozent 
der Wähler, die bei den vorigen Wah¬ 
len im September 2015 für SYRIZA 
votierten, diese Partei höchstwahr¬ 
scheinlich nicht wieder wählen wol¬ 
len. 

Vermittlung geplatzt 

Die Führung des Kosovo will den von 
der EU vermittelten Dialog mit Serbi¬ 
en aussetzen. Das beschloss das Par¬ 
lament am 9. März. Die Gespräche 
in Brüssel sollen so lange blockiert 
werden, bis der in Frankreich we¬ 
gen mutmaßlicher Kriegsverbrechen 
festgehaltene frühere Kosovo-Regie¬ 
rungschef Ramush Haradinaj freige¬ 
lassen wird. Er war Anfang Januar in 
Frankreich auf der Grundlage eines 
internationalen Haftbefehls festge¬ 
nommen worden. 

Serbien wirft ihm Folter und Mord an 
Landsleuten 1998 und 1999 vor. Aller¬ 
dings war Haradinaj bereits zweimal 
vom Internationalen Kriegsverbre¬ 
chertribunal in Den Haag freigespro¬ 
chen worden. Ein französisches Ge¬ 
richt will am 6. April entscheiden, ob 
er an Serbien ausgeliefert wird. 


EU-Gipfel in Serie 



Finalmente le kontiere 
in Europa vehganö 
abbassate e si abbia 
u na Comuniiä soia 
Jibera circoJazfofie 
sia per le persone 
sia per Je cose 
perii Javoro#. 


Gfn olanda 

Roma, 25 marzo 1957 c ' R M A N f A 

FIRMA DEI TRATTATI 

PER n. MERCÄTO COMUNE E PER L’EURATOM 


„Ein vereinigtes Europa des Fort¬ 
schritts und des Friedens“, so 
hübsch hat man sich das einst 
vorgestellt: Am 25 März 1957 EWG- 
Vertrag in Rom von den Vertre¬ 
tern Luxemburgs, Belgiens, Frank¬ 
reichs, Italiens, Deutschlands und 
der Niederlande unterzeichnet. 
Zum i. Januar 1958 trat der Ver¬ 
trag zur Gründung der Europäi¬ 
schen Wirtschaftsgemeinschaft 
dann in Kraft, zusammen mit der 
Europäischen Atomgemeinschaft 
(EURATOM) und dem Abkommen 
übereine gemeinsame parlamen¬ 
tarische Versammlung, aus dem 
das Europäische Parlament ent¬ 
stand. Außerdem wurde ein ge¬ 
meinsamer Gerichtshof und ein 
Wirtschafts- und Sozialausschuss 
gebildet. 

So gut wie auf dem Plakat ist die 
Stimmung derzeit nicht, dasTänz- 
chen ist lange vorbei. Dem großen 
EU-Gipfel zum 60-Jährigen der 
Römischen Verträge am 25. März 
gingen bereits zwei weitere Tref¬ 
fen der EU-Spitzenpolitiker vo¬ 
raus. Am 6. März trafen sich in 
Versailles die Regierungschefs der 
größten vier EU-Länder Deutsch¬ 
land, Frankreich, Italien und Spa¬ 
nien. Nur vier Tage später kamen 
dann alle 28 Regierungschefs (also 
einschließlich der abtrünnigen 
Theresa May aus Britannien) in 
Brüssel zusammen. Beraten wur¬ 
de die weitere Entwicklung des 
Staatenbündnisses. Der Plan war 
eigentlich,zum Jubiläumsgipfel in 
einer Woche eine „Straßenkarte“ 
oder „Roadmap“ zur Zukunft der 
EU zu verabschieden. Ob es dazu 
kommt, ist noch ungewiss. 


Verfassungsrichter ziehen 
die Notbremse 

Die Absetzung der südkoreanischen Präsidentin ist ein erster Sieg 
der Protestbewegung 


Am Vormittag des 10. März wurde die 
korrupte und reaktionäre Präsidentin 
Südkoreas, Park Geun-Hye, endgültig 
ihres Amtes enthoben. Einstimmig be¬ 
stätigten acht Richter des Verfassungs¬ 
gerichts den Beschluss des Parlaments 
vom Dezember, die Präsidentin zu ent¬ 
machten. Sie stellten in der Urteilsbe¬ 
gründung fest, dass Park ihre Macht 
missbraucht habe, um ihrer persönli¬ 
chen Vertrauten Choi Soon-Sil Berei¬ 
cherung zu ermöglichen. Dieses Vor¬ 
gehen habe den Geist der Demokratie 
und den Rechtsstaat ernsthaft beschä¬ 
digt. Innerhalb der nächsten 60 Tage 
müssen nun Neuwahlen stattfinden, 
Medienberichten zufolge wird der Ter¬ 
min auf den 9. Mai festgelegt. 

Bürgerliche Parteien, Mainstream¬ 
medien und Intellektuelle loben nun 
lautstark die Richter des Verfassungs¬ 
gerichts: „Sie sind die letzten Hüter 
der Demokratie!“ Diese Illusion über 
die Rolle des Verfassungsgerichts wird 
auch in den westlichen Medien häufig 
verbreitet. Aber diese Lobeshymnen 
sind reine Heuchelei. Sie verbergen, 
dass dieselben Richter vor zwei Jahren 
durch das Verbot der Vereinigten Pro¬ 
gressiven Partei (UPP) hart in demo¬ 
kratische Rechte eingegriffen haben. 
Das Verfassungsgericht ist nicht „Hü¬ 
ter der Demokratie“, sondern der „Hü¬ 
ter des kapitalistischen Herrschafts¬ 
systems“. Die wahre Rolle des höchs¬ 
ten Gerichts Südkoreas kam in der 
Schlussaussage der Richter zum Aus¬ 
druck: „Wir hoffen, dass das politische 
Chaos durch das Urteil ein Ende neh¬ 
men wird.“ Sie befürchteten lediglich, 
die Kontrolle über die Massenproteste 
zu verlieren. 

Die entscheidende Kraft, die die Re¬ 
gierung zum Absturz gebracht hat, ist 


nicht das Verfassungsgericht oder das 
Parlament, vielmehr ist es die Protest¬ 
bewegung gegen die reaktionäre Re¬ 
gierung. Von Ende Oktober 2016 bis 
Anfang März gingen mehr als 15 Milli¬ 
onen Demonstranten auf die Straße. In¬ 
zwischen drängen sie die Staatsanwalt¬ 
schaft, den Chef des Elektrogiganten 
Samsung und zwei ehemalige Sekre¬ 
täre des Präsidialamts, die in die Kor¬ 
ruptionsaffäre verwickelt sein sollen, in 
Haft zu nehmen. Der frühere Stabschef 
im Präsidialamt, Kim Ki-Choon, der die 
Hetzkampagne gegen politische Geg¬ 
ner organisiert hatte, wurde ebenfalls 
verhaftet. Letztendlich haben die De¬ 
monstranten die Tochter des früheren 
Militärdiktators Park Chung-hee aus 
dem „Blauen Haus“, dem Präsidenten¬ 
palast, vertrieben. 

Die Entmachtung der korrupten 
und reaktionären Präsidentin ist zwar 
ein Sieg der Protestbewegung aber nur 
der erste Schritt zu einem friedlichen 
und demokratischen Südkorea. Die 
Protestbewegung ist nun mit drei neu¬ 
en Herausforderungen konfrontiert. 

Die erste ist die wachsende Kriegs¬ 
gefahr auf der koreanischen Halbinsel. 
Am 7. März sind die ersten Teile des Ra¬ 
ketenabwehrsystems THAAD auf der 
Osan-Luftwaffenbasis südlich von Se¬ 
oul entladen worden. Vermutlich wollen 
die USA vor der Neuwahl die Installie¬ 
rung von THAAD abschließen, damit 
die neue Regierung die Stationierung 
nicht mehr rückgängig machen kann. 
Auf die Stationierung von THAAD 
reagierte China mit wirtschaftlichen 
Vergeltungsmaßnahmen. Die Touris¬ 
musbehörde der Volksrepublik ver¬ 
bot Pauschalreisen nach Südkorea. 
Anschließend schloss die chinesische 
Regierung 23 Einzelhandelsgeschäfte 


des südkoreanischen Mischkonzerns 
Lottes in China, der einen ihm gehö¬ 
renden Golfplatz für die Installierung 
von THAAD zur Verfügung gestellt 
hatte. Staatsmedien warnten sogar vor 
dem Abbruch der diplomatischen Be¬ 
ziehungen zu Seoul. Peking befürchtet, 
dass die USA das System zur Spionage 
gegen die Volksrepublik nutzen könn¬ 
ten und dass die nukleare Balance un¬ 
terlaufen werden könnte. 

Am 1. März haben die USA und 
Südkorea mit einem gemeinsamen Mi¬ 
litärmanöver begonnen, an dem mehr 
als 300 000 südkoreanische und US- 
amerikanische Soldaten, ein Flugzeug¬ 
träger, B-52- und B-l-B-Bomber sowie 
ein atomar betriebenes U-Boot teilneh¬ 
men. Die KDVR betrachtet die Militär¬ 
übung als Kriegsvorbereitung und hat 
mit Raketentests darauf reagiert, die 
US-amerikanische Stützpunkte in Ja¬ 
pan ins Visier nahmen. Diese Tests wie¬ 
derum nahmen die USA zum Vorwand, 
um die Stationierung von THAAD zu 
beschleunigen. Die Ambitionen der 
USA, den Aufstieg Chinas zu verhin¬ 
dern, machen die koreanische Halbin¬ 
sel zum möglichen Schlachtfeld eines 
Stellvertreterkrieges zwischen USA 
und China. 

Der aussichtsreichste Kandidat für 
das Präsidentenamt, Moon Jae-in der 
liberalen Minju-tonghap-Partei, insze¬ 
niert sich als Vertreter der Entspan¬ 
nungspolitik, schweigt aber zur Ausset¬ 
zung von THAAD. Er sagte vielmehr 
in einem Interview: „Es ist schwierig, 
ein Abkommen mit den USA zu bre¬ 
chen.“ Einzig die Protestbewegung kann 
die Kriegsgefahr auf der koreanischen 
Halbinsel bannen. Der Kampf gegen die 
Kriegstreiberei ist jetzt ihre erste und 
dringendste Aufgabe. Hohyun Choi 


Faustpfand 

al-Raqqa 

US-Armee in Syrien 

Hunderte US-Soldaten mit gepanzerten 
Fahrzeugen und schwerem Gerät wurden 
in der nordsyrischen Stadt Manbidsch 
stationiert. Manbidsch ist eine kleine 
Provinzstadt, die damit auf einen Schlag 
zu einem der Brennpunkte des Krieges 
wurde. Die Stadt liegt im Norden der 
Provinz Aleppo, ca. 30 Kilometer vom 
Euphrat entfernt - und hier agieren die 
fünf wichtigsten Armeen des syrischen 
Krieges auf engstem Raum: die syrische 
und die türkische Armee, die US-Armee 
und die russische Armee sowie die kurdi¬ 
schen Selbstverteidigungskräfte (SDF). 

In Antalya traf sich der Vorsitzende 
des US-Generalstabs, General Dunford, 
mit seinen russischen und türkischen 
Kollegen. Bei diesem ungewöhnlichen 
Treffen der drei Parteien ging es darum, 
Maßnahmen und Prozesse zur Deeskala¬ 
tion festzulegen. Das potentielle Pulver¬ 
fass um Manbidsch sollte entschärft wer¬ 
den, damit die geplante US-Offensive 
gegen die IS-Hochburg al-Raqqa nicht 
gefährdet wird. Dunford erklärte, er wol¬ 
le einen Gesprächskanal, um im Falle ei¬ 
ner Krise die Situation unmittelbar mit 
seinen Gegenübern klären zu können. 
Eine weitergehende Zusammenarbeit 
scheint vorerst ausgeschlossen. Der US- 
Verteidigungsminister hatte erklärt, es 
werde keine Zusammenarbeit mit Russ¬ 
land geben ohne politische Übereinkunft 
auf höchster Ebene. 

Ebenfalls deeskalierend wirkt ein 
Verhandlungserfolg russischer Unter¬ 
händler. Sie erreichten eine Einigung 
zwischen kurdischen YPG und der sy¬ 
rischen Armee. Um eine direkte Kon¬ 
frontation zwischen türkischen und kur¬ 
dischen Truppen zu vermeiden, überlie¬ 
ßen die YPG einen Teil ihres Gebietes 
syrischen Grenztruppen als Pufferzone 
gegenüber der türkischen Armee. Syri¬ 
sche, russische und kurdische Soldaten 
feierten diese Übereinkunft. Türkische 
und US-Soldaten blieben außen vor. 

Die Übereinkunft zwischen SDF und 
syrischer Armee erschwert der Türkei 
das weitere Vordringen auf syrisches Ge¬ 
biet und die Antwort der türkischen Ar¬ 
mee ließ nicht auf sich warten: Bei einem 
Feuerüberfall starben syrische Grenzsol¬ 
daten, viele wurden verletzt. 

Nach wie zeigt die Position der kur¬ 
dischen Kräfte Licht und Schatten. Wäh¬ 
rend die Zusammenarbeit mit der syri¬ 
schen Armee einen Hoffnungsschimmer 
für künftige Verhandlungen darstellt, ist 
die enge Zusammenarbeit der YPG mit 
der US-Armee und die Stationierung 
von US-Soldaten in Gebieten unter kur¬ 
discher Kontrolle eine Provokation ge¬ 
genüber der syrischen Regierung. 

In Manbidsch zeigen die USA Flag¬ 
ge und wollen sich die Offensive auf al- 
Raqqa nicht durch Sonderaktionen der 
Türkei stören lassen. Offiziell ist eine 
Offensive der kurdischen SDF geplant - 
aber ohne Unterstützung durch US- 
Waffen und US-Soldaten wäre sie nicht 
möglich. Die Haltung der syrischen Re¬ 
gierung dazu ist eindeutig: Alle auslän¬ 
dischen Truppen, die ohne Zustimmung 
der Regierung in Syrien sind, sind Inva¬ 
soren und illegal im Lande. 

Die Befreiung Aleppos und das 
schnelle Vorrücken der syrischen Ar¬ 
mee bis hin zum Euphrat hat das Kräf¬ 
teverhältnis weiter zu Gunsten Syriens 
und seiner Verbündeten verschoben. Mi¬ 
litärisch scheint die Niederlage des „Is¬ 
lamischen Staats“ in Syrien und Irak un¬ 
abwendbar. Umso wichtiger wird es in 
den kommenden Verhandlungen für die 
USA sein, über reale Positionen im Lan¬ 
de zu verfügen. Von den fünf Armeen, 
die sich in Manbidsch gegenüberstehen, 
benötigen vor allem die türkische und 
die US-Armee mehr Einfluss. 

Die zusätzlichen Hunderte von US- 
Soldaten - weitere 1 000 stehen womög¬ 
lich bereit - dienen nicht so sehr dem 
Kampf gegen IS. Sie sollen mit al-Raqqa 
ein Faustpfand für weitere Verhand¬ 
lungen um eine „politische Lösung“ er¬ 
obern. Bei den Verhandlungen in Astana 
stehen die USA am Rande und auch bei 
den Gesprächen in Genf ist ihre Position 
bisher schwach. Mit der Eroberung von 
al-Raqqa würde sich das deutlich ändern. 

Manfred Ziegler 
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Deutlich vor dem Zeitplan 

Trumps Mauerpläne bringen Mexikos Präsidenten in Schwierigkeiten 


U S-Präsident Donald Trump drückt 
beim Ausbau der Mauer zu Mexi¬ 
ko aufs Tempo. Am 20. März endet 
die Bewerbungsfrist für Vorschläge zum 
„Design und Bau“ der rund 3200 Kilo¬ 
meter langen Grenzanlage. Wie die „Los 
Angeles Times“ berichtet, haben bereits 
mehr als 600 Firmen Interesse angemel¬ 
det. Die dem US-Heimatschutzministeri- 
um unterstehende Grenzschutzbehörde 
rechnet damit, dass erste Zuschläge für 
die Aufträge im April erteilt werden. „Es 
wird bald beginnen. Wir liegen deutlich 
vor dem Zeitplan“ kündigte Trump am 
28. Februar vor dem Kongress an. Da er 
den Mauerbau trotz massiver Proteste 
im In- und Ausland kompromisslos vo¬ 
rantreibt, gerät die US-freundliche Re¬ 
gierung des mexikanischen Präsidenten 
Pena Nieto ein Jahr vor den nächsten 
Präsidentschaftswahlen zunehmend in 
Schwierigkeiten. 

Nietos rechtssozialdemokratischer 
Regierungspartei PRI werden für die 
Wahlen im Sommer 2018 derzeit ebenso 
schlechte Chancen eingeräumt wie der 
konservativen Konkurrenzpartei PAN. 
Beste Aussichten auf das Amt des Prä¬ 
sidenten hat im Moment Andres Manuel 
Lopez Obrador, Parteiführer der linken 
„Bewegung zur Landesweiten Erneu¬ 
erung“ (Morena). Lopez Obrador liegt 
seit Anfang des Jahres in Umfragen mit 
33 Prozent vor den Kandidaten der PAN 
(27 Prozent) und der PRI (20 Prozent). 
Sein Vorsprung dürfte sich dank Trump 
weiter vergrößern. Da es in Mexiko keine 
zwei Wahlgänge gibt, sondern der Kan¬ 
didat mit den meisten Stimmen im ers¬ 
ten Durchgang als gewählt gilt, läuten bei 
Verfechtern eines neoliberalen Kurses in 
Lateinamerika bereits die Alarmglocken. 
Auch in Europa verfolgen konservative 
Kräfte besorgt, dass Trump sich im eins¬ 
tigen Hinterhof der USA wie ein Elefant 


im Porzellanladen aufführt und damit 
den Hass auf die „Gringos“ im Norden 
ständig schürt. „Ein rund 120-Millionen- 
Volk in den Händen einer linkspopulis¬ 
tischen Regierung könnte das aus Vene¬ 
zuela bitter erfahrene Chaos bei weitem 
in den Schatten stellen“, beschreibt die 
CDU-nahe Konrad-Adenauer-Stiftung in 
ihrem aktuellen Länderbericht die Angst 
der Rechten vor dem mögliche Szenario 
nach den Wahlen im kommenden Jahr. 

Pena Nieto und der als seine „rechte 
Hand“ geltende Außenminister Luis Vi- 
degaray bemühen sich deshalb um Scha¬ 
densbegrenzung. Unter dem Druck öf¬ 
fentlicher Proteste leistet die Regierung 
zwar formal Widerstand gegen das Diktat 
aus dem Norden, doch viele Mexikaner 
zweifeln an der Durchsetzungskraft und 
Glaubwürdigkeit ihrer handzahmen Po¬ 
litiker. Bis vor einigen Wochen war Vide- 
garay noch ein ergebener Gefolgsmann 
des US-Präsidenten. Im September 2016 


musste er als Finanzminister zurücktre¬ 
ten, weil er Donald Trump trotz dessen 
Verbalattacken auf mexikanische Ein¬ 
wanderer mitten im US-Präsidentschafts- 
wahlkampf nach Mexiko eingeladen hat¬ 
te. Den Abgang seines Günstlings hatte 
Trump damals mit der Bemerkung kriti¬ 
siert, Mexiko habe einen „hervorragen¬ 
den Minister“ verloren, mit dem die USA 
„großartige Abkommen“ abgeschlossen 
hätten. Mittlerweile mutierte Videga- 
ray - wohl mehr aus Not als aus Überzeu¬ 
gung - vom Saulus zum Paulus. Am letz¬ 
ten Freitag würdigte er in Havanna auf 
einem Treffen des Verbandes Karibischer 
Staaten (Asociaciön de Estados del Cari- 
be, AEC) die Solidarität der Region mit 
„der Bevölkerung und der Regierung von 
Mexiko“ und unterstrich dabei besonders 
die „Verbundenheit und Freundschaft“ 
der Völker Mexikos und Kubas. Wenig 
amüsiert haben dürfte seinen Ziehvater 
Trump dann der ausdrückliche Dank an 


Kubas Präsidenten Raul Castro für des¬ 
sen Erklärungen auf dem Gipfeltreffen 
des Staatenbundes ALBA am 5. März 
in Caracas. Castro hatte dort die „neue 
Agenda“ der US-Regierung heftig kriti¬ 
siert und erklärt, die Mauer zu Mexiko 
richte sich „nicht nur gegen dieses Bru¬ 
derland, sondern gegen die gesamte Regi¬ 
on“. Armut, Katastrophen und die davor 
fliehenden Migranten seien „nicht durch 
Mauern aufzuhalten, sondern nur durch 
Zusammenarbeit, Verständigung und 
Frieden“, sagte Castro. 

Während Experten auch in den USA 
nicht bestreiten, dass Trumps Große 
Mauer lediglich die Kosten der Flucht vor 
Armut, sozialer Ungleichheit und dem 
Terror von Polizei und Drogenmafia in 
die Höhe treibt, reiben sich nicht nur die 
Baukonzerne, sondern auch professionel¬ 
le Menschenhändler die Hände. Anfang 
Februar berichtete die mexikanische Ta¬ 
geszeitung „La Jornada“ dass kriminel¬ 


le Schleuser mit einer kräftigen Zunah¬ 
me ihrer Gewinne rechnen. „Die Mauer 
wird für uns kein Hindernis sein“, zitierte 
das linksliberale Blatt den „Fluchthelfer“ 
Alejando Moreno, der seit 19 Jahren la¬ 
teinamerikanische Emigranten für meh¬ 
rere tausend Dollar pro Person in die 
USA bringt. „Im Gegenteil“, freut sich 
Moreno, „sie wird uns höhere Gewinne 
einbringen, weil wir dann mehr Geld für 
die Touren nehmen können.“ Seine Orga¬ 
nisation verfüge über ein gut funktionie¬ 
rendes Netzwerk und arbeite in beiden 
Ländern eng mit Behördenangestellten 
zusammen. „Das einzige, was passiert 
wenn Trump seine Mauer baut ist, dass 
wir mehr Tunnels graben, höhere Be¬ 
stechungsgelder zahlen und deshalb die 
Preise erhöhen werden“, sagt der Men¬ 
schenhändler voraus. 

Wohl auch deshalb nimmt die Kritik 
in den USA zu. Dabei ist Trumps Pres¬ 
tigeobjekt nicht dessen Erfindung. Ers¬ 
te Befestigungsanlagen an der Grenze 
wurden bereits im Jahr 1994 mit Grün¬ 
dung der US-amerikanisch-kanadisch- 
mexikanischen Freihandelszone NAFTA 
unter dem demokratischen Präsidenten 
William (Bill) Clinton gebaut. Im Herbst 
2006 verabschiedete der Senat dann un¬ 
ter dem republikanischen Präsidenten 
George W. Bush mit dem „Secure Fence 
Act“ die gesetzliche Grundlage für die 
Errichtung von „physischen Hindernis¬ 
sen“ an zunächst 1 100 Kilometern der 
Grenze. Unter den 26 Demokraten, die 
für dieses Gesetz stimmten waren, die 
Senatorin des Staates New York, Hillary 
Clinton und ein Senator aus Illinois mit 
Namen Barack Obama. Neben aufrichti¬ 
gem Protest und ehrlichem Widerstand 
gegen Trumps Mauerpläne gibt es auf 
beiden Seiten der Grenze also auch jede 
Menge Heuchelei. 

Volker Hermsdorf 



Ein „physisches Hindernis“ besteht an der Grenze bereits: Dieser Zaun ist 1100 Kilometer lang. 


Der endlose GAU 

Die Kosten des GAU in Fukushima werden auf über 200 Milliarden Dollar geschätzt 


Neapel gegen Rassismus 

Lega-Chef Salvini droht Roma-Lager „zu eliminieren“ 


Am vergangenen Samstag jährte sich 
der Beginn der Nuklearkatastrophe in 
Fukushima an der japanischen Ostküste 
zum sechsten Mal. Während es dem so¬ 
fort nach dem GAU verstaatlichten Be¬ 
treiberkonzern TEPCO bis heute nicht 
gelungen ist, den in drei von insgesamt 
sechs Reaktoren geschmolzenen Kern¬ 
brennstoff zu bergen, und auf dem Ge¬ 
lände des havarierten Atomkraftwerks 
die höchste radioaktive Strahlung seit 
März 2011 gemessen wurde, droht Tau¬ 
senden Flüchtlingen der Verlust ihrer 
bisher kostenlosen Wohnungen in an¬ 
deren Teilen Japans. 

Spätestens bis 2020, wenn in To¬ 
kio die Spiele der XXXII. Olympiade 
stattfinden sollen, will Shinzo Abe, der 
rechtskonservative Premierminister des 
Landes, den „größten anzunehmenden 
Unfall“ (GAU) irgendwie vergessen 
machen. Doch die letzten Nachrichten 
aus dem Katastrophengebiet nähren 
Zweifel, dass ihm oder einem seiner 
Nachfolger das gelingen kann. 

So teilte TEPCO Anfang Februar 
mit, in der Umgebung des Reaktors 2 
habe die radioaktive Strahlung bei ge¬ 
schätzten 530 Sievert pro Stunde gele¬ 
gen. Die nach einem schwedischen Arzt 
und Physiker, der sich um die Einfüh¬ 
rung des Strahlenschutzes verdient ge¬ 
macht hat, benannte Einheit dient der 
Bewertung radioaktiver Strahlung hin¬ 
sichtlich ihrer biologischen Schädlich¬ 
keit. 

Gravierende akute Strahlenschäden 
treten bereits auf, wenn ein Mensch in 
kurzer Zeit einer Strahlung von ei¬ 
nem Sievert pro Stunde ausgesetzt ist. 
Bei sechs Sievert pro Stunde fällt ein 
Mensch sofort um. In Fukushima wur¬ 
de also das 88-Fache von dem gemes¬ 
sen, was ein Mensch überhaupt ertra¬ 
gen kann. Verständlich, dass selbst die 
TEPCO-Ingenieure von den Ergebnis¬ 
sen ihrer Messungen schockiert waren. 
Die havarierten Reaktoren in Fukushi¬ 
ma sind noch jahrzehntelang nicht ein¬ 


mal zu öffnen, weil die Strahlung viel 
zu hoch ist. 

Dennoch haben die Behörden ange¬ 
kündigt, den rund 27 000 Menschen, die 
das Gebiet um die havarierten Reakto¬ 
ren nach der Katastrophe am 11. März 
2011 freiwillig verlassen hatten, ab 
Ende dieses Monats das Wohngeld zu 
streichen. Es gibt zwar eine Sperrzone 
um die Atomruine, die wird aber immer 
kleiner gemacht, damit die Regierung 
sich die Entschädigungszahlungen spa¬ 
ren kann. Vor allem junge Menschen 
und Familien mit Kindern weigern sich 
dennoch, in den Norden der Hauptin¬ 
sel Honshu zurückzukehren. Sie wissen, 
dass Radioaktivität sich im menschli¬ 
chen Körper ansammelt und über die 
Jahre zur Krebserkrankung führen 
kann. 

Nach den schockierenden Messun¬ 
gen von Anfang Februar - ein paar Tage 
später wurden an der selben Stelle so¬ 
gar 650 Sievert pro Stunde gemessen - 
gab TEPCO zu, dass der Zeitplan der 
„Liquidatoren“ zur Beseitigung der 


havarierten Reaktoren wahrscheinlich 
nicht eingehalten werden kann. Die 
unerwartet hohen Strahlungswerte 
machen nämlich nicht nur das Arbei¬ 
ten von Menschen unmöglich, sondern 
begrenzen sogar die Einsatzzeiten der 
ferngesteuerten Roboter. Der Sanie¬ 
rungsplan sah bisher vor, die brüchi¬ 
gen Reaktorbehälter bis zum Jahr 2021 
zu reparieren und sie dann mit Wasser 
zu füllen, um die Strahlung abzuschir¬ 
men. Bis 2025 sollten die Überreste der 
noch immer nicht gefundenen Brenn¬ 
stäbe entfernt werden, um die Reak¬ 
torgebäude dann endlich abreißen zu 
können. Ein Abschluss der Arbeiten in 
Fukushima, die vor allem von Zeitar¬ 
beitern bewältigt werden, wurde bislang 
für Mitte des Jahrhunderts erwartet. 

Der „größte anzunehmende Unfall“ 
wird also noch viele Jahrzehnte weiter¬ 
gehen - und den japanischen Steuer¬ 
zahler aktuellen Expertenschätzungen 
zufolge 201 Milliarden US-Dollar kos¬ 
ten. 

Oliver Wagner 


Weit über 2 000 Einwohner haben am 
Samstag in Neapel gegen einen Auftritt 
des Chefs der rassistischen Lega Nord, 
Matteo Salvini, protestiert. Im Kon¬ 
gresszentrum der Hafenstadt eröffnete 
er den Wahlkampf für mögliche, aber 
noch gar nicht anberaumte vorgezo¬ 
gene Parlamentswahlen, bei denen er 
die Eroberung Süditaliens ankündigte. 
„La Repubblica“ zitierte ihn mit der 
Drohung: „Wenn wir an die Regierung 
kommen, werden wir die Roma-Lager 
beseitigen und auch die Sozialzentren 
eliminieren“. An den Protesten betei¬ 
ligten sich der Bürgermeister der Stadt, 
Luigi de Magistris, der Präsident des 
Stadtrates, Sandro Fucito, und zahlrei¬ 
che Stadtverordnete. De Magistris hat¬ 
te sich gegen die Zulassung der Kund¬ 
gebung Salvinis, der „faschistisch, aus¬ 
länderfeindlich und rassistisch“ agiere, 
durch den Präfekten der Stadt gewandt. 
„Dafür werden wir De Magistris“, so 
Salvini in seiner Wahlkampfrede, „vor 
Gericht stellen“. De Magistris hatte 
2016 auf der Liste der Partei der Wer¬ 
te Italiens (IdV) gegen den Kandidaten 
der Lega die Wahl zum Stadtoberhaupt 
gewonnen. 

Nach den Drohungen Salvinis gin¬ 
gen teils vermummte Demonstranten 
im Stadtteil Fuorigrotta gegen Lega- 
Anhänger vor. Dabei kam es, wie „La 
Repubblica“ am Montag berichtete, 
zu schweren Zusammenstößen mit 
400 eingesetzten Polizisten, die ge¬ 
gen die sich mit Steinen und Brand¬ 
flaschen wehrende „Stadtguerilla“Trä¬ 
nengas und Wasserwerfer einsetzten. 
34 Personen, davon 16 Polizisten, sei¬ 
en verletzt, drei Demonstranten fest¬ 
genommen worden. Zusätzlich ange¬ 
heizt wurden die Proteste durch das 
Bekanntwerden des grausamen Todes 
eines 45-jährigen Obdachlosen, der in 
der Nacht zum Sonnabend in Palermo 
mit einer brennbaren Flüssigkeit über¬ 
schüttet und bei lebendigem Leib ver¬ 
brannt wurde. 


Der als Premier und Chef der re¬ 
gierenden sozialdemokratischen Parti- 
to Democratico (PD) zurückgetretene 
Matteo Renzi verurteilte de Magistris 
Teilnahme an den Protesten in La Re¬ 
pubblica als „gegen die Legalität“ ge¬ 
richtet. Der Bürgermeister entgegnete, 
er habe Position bezogen für „die Opfer 
der Gewalt“, gegen „Rassisten wie Sal¬ 
vini“, gegen diejenigen, die „mit blut¬ 
befleckten Händen“ das Volk bedro¬ 
hen“. Er erinnerte daran, wo die Lega 
Nord steht, die sich bei ihrer Grün¬ 
dung 1991 zur faschistischen Blut-und- 
Boden-Ideologie deutschen Ursprungs 
bekannte und Rassismus und Auslän¬ 
derfeindlichkeit verfolgt. 1994 half sie 
zusammen mit den Faschisten der Al- 
leanza Nazionale Silvio Berlusconi an 
die Macht und war bis 2011 in drei sei¬ 
ner Regierungen vertreten. Rassistische 
Ausfälle gipfelten in der Äußerung, es 
sei „leichter, Ratten zu vernichten als 
Zigeuner auszurotten“. Senator Ro¬ 
berto Calderoni, ein enger Vertrauter 
Salvinis und unter Berlusconi zweimal 
Minister, rief 2013 auf, die damalige Mi¬ 
nisterin Cecile Kyenge zu töten. Er ver¬ 
langte, Flüchtlingsboote zu beschießen. 
Und forderte Einwanderer auf, „mit 
den Affen zu tanzen“. 

Die Abspaltung der norditalieni¬ 
schen Regionen vom Zentralstaat hat 
Salvini aufgegeben und will die Lega 
nach dem Vorbild des Front National 
Frankreichs als gesamtnationale Partei 
aufstellen. Dem sollte auch der jüngs¬ 
te Aufmarsch in Neapel dienen. Dabei 
möchte Salvini vergessen machen, dass 
sich der Rassismus der Lega einst auch 
gegen die Neapolitaner richtete, deren 
Fußballklub in Mailand von Legisten 
mit Spruchbändern empfangen wurde: 
„Was Hitler mit den Juden gemacht hat, 
wäre auch das Richtige für Neapel“. Die 
Neapolitaner haben das, wie ihre vehe¬ 
menten Proteste gegen den Auftritt Sal¬ 
vinis zeigten, nicht vergessen. 

Gerhard Feldbauer 


Energiekonzern muss zahlen 

Am 8. März verurteilte das „Tribunal de police“ (französisches Gericht für Baga¬ 
tellsachen) in Fessenheim den Eigner des dortigen AK Ws, die staatliche Gesell¬ 
schaft „Electricite de France“, zu einer Buße von 7 000 Euro für einen Störfall im 
Jahr 2015, als eine große Menge kontaminiertes Wasser austrat. Zusätzlich muss 
der Energiekonzern an drei der fünf Anti-Atom-Initiativen, die den Störfall an¬ 
zeigten, 9 000 Euro zahlen - eine öffentliche Anerkennung von deren jahrelangen 
Bemühungen. 

EDF wurde vorgeworfen, die Ursachen des Wasseraustritts aus dem Kühlkreis¬ 
lauf nicht ausreichend untersucht und „nach dem Vorfall nicht die notwendigen 
vorbeugenden Maßnahmen ergriffen“ zu haben. Damit ist gerichtsnotorisch, dass 
der Energiekonzern in den vergangenen Jahren bewusst technische Verbesserun¬ 
gen unterlassen hat. 

EDF hatte im Januar beschlossen, das AKW im kommenden Jahr stillzulegen - 
gegen eine üppige Entschädigung von mindestens 446 Millionen Euro und Zusi¬ 
cherungen für den Betrieb anderer Anlagen. Offensichtlich will sich der Konzern 
aus der Verantwortung stehlen. Nicht zuletzt deswegen bleibt die Anti-Atomkraft- 
Bewegung im Eisass aktiv und demonstrierte am Samstag in Strasbourg und am 
Sonntag in Fessenheim. Georges Hallermayer 
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„Frauenrechte 
immer erkämpft, 
niemals geschenkt“ 


Bei der Frauentagsveranstaltung der DKP im Hamburg gab es einen 
fotografischen Rückblick auf die Emanzipation der Frauen in der DDR 


„Du hast den Farbfilm vergessen, mein Michael, jetzt weiß 
keiner mehr, wie schön es hier doch war“. Das war eins der 
Lieder, die die Gruppe Sokugayo gespielt hat. Es ging um die 
DDR. Gabriele Senft (www.gabrielesenft.de), Fotojournalis¬ 
tin aus der DDR, hat neben schönen Bildern, die das Leben 
meist von Frauen in der DDR abgebildet haben, auch ihre Er¬ 
fahrung über die Gleichberechtigung von Frau und Mann in 
der DDR mitgebracht. Anhand ihrer Lebensgeschichte wur¬ 
de deutlich, dass die Emanzipation der Frauen in der DDR 
fortgeschrittener war, als wir es in der BRD heute erleben, 
oder je erlebt haben. Kinder zu bekommen war kein Hinder¬ 
nis, um weiter zu arbeiten, die Aufteilung in „Männerberufe“ 
und „Frauenberufe“ war weitestgehend aufgehoben. Gabriele 
selber hat Journalistik studiert und als Fotojournalistin bei 
der Nachrichtenagentur ADN/DDR gearbeitet. Klar, gab es 
immer noch eine stärkere Doppelbelastung für die Frau, aber 
es wurde über die Verantwortung beider Geschlechter im 
Haushalt und bei der Kindererziehung nicht nur diskutiert, 
sie wurde auch zur Realität. Nach dem Anschluss der DDR 
an die BRD musste sich Gabriele einen anderen Job suchen, 


sie schaffte es über die Arbeit bei der Jungen Welt , sich eine 
neue Existenz aufzubauen und weiter als Fotojournalistin zu 
arbeiten. Reportagen z.B. zum völkerrechtswidrigen Krieg 
gegen Jugoslawien sind wichtige Arbeiten von ihr. 

In Kuba wäre es wirklich ziemlich frevelhaft den Farb¬ 
film zu vergessen, bei dem schönen türkisen Wasser und 
weißen Sandstrand. In dem Dokumentarfilm „Zucker und 
Salz“, wird das Leben von vier Frauen auf Kuba beleuchtet, 
die seit 50 Jahren befreundet sind. Sie berichten wie sich ihr 
Leben mit der Revolution verändert hat, vor allem verbes¬ 
sert hat. Trotzdem ist der Machismo in Kuba nicht klein zu 
kriegen, aber sie machen auch keinen Hehl daraus, dass sie 
ihn auch manchmal genießen und ihn damit reproduzieren. 
Der reale Versuch eines Aufbaus des Sozialismus hat die Le¬ 
bensrealität von Frauen objektiv verbessert, dass dabei nicht 
alles perfekt war, ist leider Realität, denn die DDR existiert 
heute nicht mehr und Kuba kämpft seit Jahrzehnten für Er¬ 
halt und Weiterentwicklung des Sozialismus. Es war aber 
eben nicht alles nur schwarz oder weiß und beim nächsten 
Anlauf werden wir auf jeden Fall den Farbfilm dabei haben. 
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Lucas Zeise zur EU der verschiedenen Geschwindigkeiten 

und Machtpolitik 


D as Politpersonal der Europäi¬ 
schen Union feiert in einer Wo¬ 
che 60 Jahre Existenz des mittler¬ 
weile ziemlich großen Staatenbundes. 
Am 25. März 1957 wurde im Vertrag 
von Rom die Europäische Wirtschafts¬ 
gemeinschaft, die Vorläuferorganisa¬ 
tion der heutigen EU, gegründet. Ei¬ 
gentlich waren zu diesem Fest auch 
politische Visionen geplant. Dem Pub¬ 
likum sollte ein Bild davon vermittelt 
werden, wie EU-Europa in zehn Jahren 
dastehen werde. In Rom, vor 60 Jahren, 
war die Sache noch klar. Ziel war eine 
Zollunion und ein gemeinsamer Markt 
zwischen den sechs Gründungsstaaten 
Frankreich, Italien, den drei Benelux- 
Ländern und Westdeutschland. Der 
Zweck für alle Beteiligten (und der 
USA, die das Projekt wohlwollend för¬ 
derten) war auf dem Höhepunkt des 
kalten Krieges die Stärkung der kapita¬ 
listischen Verhältnisse, die Zurückdrän- 
gung der kommunistischen Parteien in 
Frankreich und Italien und die Einbin¬ 
dung der BRD. Für Letztere war der 


Triviales 

ökonomische Vorteil des heimischen 
freien Marktes am größten. 

Der Kalte Krieg wird heute 
schmerzlich vermisst. Die mühsam er¬ 
lernte Gegnerschaft zum kapitalisti¬ 
schen Russland reicht nicht aus, um 28 
(und nach Britanniens Ausscheiden nur 
27) Regierungen zur Formulierung ei¬ 
ner gemeinsamen Perspektive zu ver¬ 
anlassen. Zwingend ist da nichts. Kom¬ 
missionspräsident Jean-Claude Juncker 
legte am 1. März ein Papier vor, das fünf 
Perspektiven der möglichen EU-Wei¬ 
terentwicklung entwarf. Die fünfte Va¬ 
riante, die stärkere Integration bis hin 
zu den „Vereinigten Staaten von Euro¬ 
pa“, will niemand mehr, obwohl es nach 
Lenin unter den obwaltenden kapitalis¬ 
tischen Verhältnissen eine reaktionäre 


Logik hätte. Unter Junckers anderen 
vier Szenarien scheint die Vorstellung 
von den verschiedenen Geschwindig¬ 
keiten bei den Regierungen, besonders 
bei der wichtigen in Berlin, am meis¬ 
ten Zustimmung zu finden. Juncker hat¬ 
te sogar eine bemerkenswert tiefsinnige 
Erkenntnis beizutragen: „Die Europä¬ 
er, die sich nicht bewegen, werden we¬ 
niger weit kommen als die, die voran¬ 
schreiten.“ 

Hier wird offensichtlich Großes ge¬ 
dacht. Und dieses Große wird auch in¬ 
szeniert. So lud Francois Hollande, der 
noch amtierende Präsident Frankreichs, 
die Ministerpräsidenten Deutsch¬ 
lands, Italiens und Spaniens ein, und 
zwar nach Versailles, dieses prächti¬ 
ge Schloss, in dem Ludwig XVI. das 


Ende seiner Herrschaft erlebte. Man 
tut der EU des Monopolkapitals viel¬ 
leicht Unrecht, wenn man sie mit der 
Adelsherrschaft in Frankreich von da¬ 
mals vergleicht. Aber die Abhängigkeit 
vom Finanzsektor und dessen Krisen¬ 
anfälligkeit ist schon sehr ähnlich. Die 
vier in Versailles kümmerten sich nicht 
um schnöden Finanzkram, sondern pro¬ 
pagierten die EU der unterschiedlichen 
Geschwindigkeiten. Und darauf wird es 
hinauslaufen. Der EU-Gipfel in Brüssel 
vier Tage später, bei dem alle Chefs bei¬ 
einander waren, widersprach dem nicht. 

Das mit den verschiedenen Ge¬ 
schwindigkeiten ist ein alter Hut. Der 
heutige deutsche Finanzminister Wolf¬ 
gang Schäuble hat es (zusammen mit 
einem gewissen Karl Lamers) im Jahr 


1994 in Worte gefasst. Die Praxis ist 
eingeübt. Der EU-Vertrag sieht schon 
heute vor, dass neun oder mehr Staa¬ 
ten gemeinsame Vorhaben beschließen 
können. Und unter dieser Klausel sollte, 
wenn man Schäuble glaubt, eigentlich 
die Finanztransaktionssteuer beschlos¬ 
sen werden. Zehn Jahre nach Ausbruch 
der Finanzkrise ist daraus nichts gewor¬ 
den. Nicht weil es rechtlich nicht geht, 
sondern weil es Schäuble und seine Kol¬ 
legen nicht wollen, denn es wäre den Fi¬ 
nanzkonzernen lästig. 

Mit oder ohne verschiedene Ge¬ 
schwindigkeiten bleibt die EU ein Ver¬ 
band zur Geschäftsförderung des Fi¬ 
nanzkapitals. Ein straff geführtes Im¬ 
perium wird die EU so schnell nicht. 
Die Losung von den verschiedenen 
Geschwindigkeiten lässt alles offen. Das 
nutzt den Starken. Deutschland ist da¬ 
bei, die bilateralen Militärbeziehungen 
zu einer Reihe kleiner EU-Länder zu 
intensivieren: Einer von vielen Schrit¬ 
ten, um das Bündnis noch deutscher zu 
machen. 



Wenn der Springer-Verlag betroffen ist, kümmert sich 
die deutsche Diplomatie: Dass die türkische Justiz den 
„Welt“-Journalisten Deniz Yücel Ende Februar ins Untersu¬ 
chungsgefängnis hat stecken lassen, findet Bundeskanzlerin 
Merkel „bitter und enttäuschend“. Ihre Empörung dosiert die 
Bundesregierung so, dass sie ihre sonst gute Zusammenar¬ 
beit mit dem Erdogan-Regime nicht gefährdet. Dazu gehört, 
dass deutsche Regierung und Mainstream-Medien über 
einen guten Teil des AKP-Terrors, den die türkische Regierung 
als Antiterrorkampf bezeichnet, schweigt. 

Rohat Akta, ein junger kurdischer Journalist, starb in dem 
Keller in Cizre, in den der Beschuss der türkischen Spezialein¬ 
heiten im Februar 2016 eine Gruppe von Zivilisten gezwun¬ 
gen hatte. Der nicht einmal 20 Jahre alte Akta arbeitete als 
Chef vom Dienst für die kurdische Tageszeitung „Azadiya 
Welat“ - die Behörden hatten so viele erfahrenere Kollegen 
verhaften lassen, dass jüngere Mitarbeiter die rechtliche 
Verantwortung für die Zeitung übernehmen mussten. Nun 
berichteten türkische Medien, dass ein Staatsanwalt im 
Juni 2016 einen Haftbefehl gegen Akta ausgestellt hat - vier 
Monate nach seinem Tod. Die deutschen Behörden halten die 
Pressefreiheit höchst selektiv hoch. 


Verdrängung auf Rot-Rot-Grün 

Berlin im Griff der Mietspekulation - Kolumne von Wera Richter 


Banteimann bleibt. Seit 36 Jahren hat 
der kuriose Restpostenladen im Kreuz¬ 
berger Wrangelkiez wohl so manchem 
aus der Patsche geholfen. Banteimann 
hat einfach alles. Ende März sollte 
zwangsgeräumt werden. Nach wöchent¬ 
lichen Kundgebungen und Demonst¬ 
rationen ist die Kündigung vom Tisch. 
Der neue Mietvertrag hat eine Lauf¬ 
zeit von drei Jahren, die Verkaufsfläche 
ist um die Hälfte reduziert, die Miete 
gleichgeblieben. Dass solche Sauereien 
als Erfolg gefeiert werden müssen, wirft 
ein Schlaglicht auf die miese Situation. 

Ebenfalls in Berlin-Kreuzberg sind 
das Cafe Filou, der Buchladen Kisch 
und Co. und die Lause 10/11 von der 
Räumung bedroht. Im Gebäudekom¬ 
plex Lausitzer Straße 10/11 finden sich 
neben zahlreichen Wohnungen das 
Antifaschistische Pressearchiv und Bil¬ 
dungszentrum (apabiz), das Umbruch- 
Bild-Archiv und das „kritische und al¬ 
ternative Fernsehen“ Left Vision, das 
auch für die DKP mehrere Wahlspots 
gedreht und geschnitten hat. 

Die Häuser sind vor zehn Jahren 
von der SPD/Linkspartei-Regierung 
für drei Millionen Euro an die dänische 
Immobilienfirma Taekker verkauft wor¬ 
den. Nun werden sie für 19 Millionen 
weitergereicht. Ein Beispiel von vielen. 
Neben Gewerbetreibenden sind unge¬ 
zählte Berlinerinnen von Zwangsräu¬ 
mungen bedroht, weil die Mieten zu 
hoch sind. 

Im Abgeordnetenhauswahlkampf 
im Herbst 2016 waren Zwangsräu¬ 
mungen mal kurz tabu. Der bedrohte 
Kreuzberger Laden für Revolutions¬ 
bedarf, M99, wurde vorerst verschont. 
SPD, Linkspartei und Grüne übertra¬ 
fen sich auf ihren Wahlplakaten im Mie¬ 
terschutz, versprachen günstigen Wohn- 
raum für alle und wurden gewählt. 



Zwölf Tage nach Amtsantritt von 
Rot-Rot-grün sicherten Hunderte Poli¬ 
zisten mit 40 Wannen, Hamburger Git¬ 
tern und Hundestaffel am 20. Dezem¬ 
ber die Zwangsräumung von Tom in 
der Skalitzer Straße. Er hatte 30 Jahre 
in der Wohnung gelebt und ist nun ob¬ 
dachlos. Berlins neue Bausenatorin Ka¬ 
trin Lompscher (Die Linke) nannte den 
Vorgang „bedauerlich“, doch die Rechts¬ 
lage lasse keine andere Lösung zu. 

Für Mieterinnen und Mieter heißt 
das: Selber tun! 

★ Sich Organisieren und Zusammen¬ 
schließen. Nicht still und leise die Woh¬ 
nungen verlassen, sondern Nachbarn 
und Freunde informieren. Helfen, wenn 
es nebenan soweit ist. Gemeinsam, soli¬ 
darisch und angesichts massiver Polizei¬ 
gewalt auch mutig versuchen, Zwangs¬ 
räumungen zu verhindern. 

★ Dem Senat auf die Pelle rücken! An¬ 
gesichts von 125 000 fehlenden Woh¬ 
nungen verspricht der Koalitionsver¬ 
trag den Bau von im Durchschnitt 6 000 


Wohnungen im Jahr durch landeseige¬ 
ne Wohnungsbaugesellschaften. Und 
schon jetzt ist klar: 2017 wird das nicht 
klappen. Lompscher: „Die Erwartun¬ 
gen werden immer größer sein, als die 
Politik sie realisieren kann. Auch Bau¬ 
en geht nicht von heute auf morgen.“ 
Apropos landeseigene Wohnungsge¬ 
sellschaften bzw. was nach der rot-ro¬ 
ten Privatisierungsorgie davon übrig 
ist: Rot-rot-grün hatte versprochen, zu¬ 
mindest in den Sozialwohnungen kei¬ 
ne Mieterhöhungen mehr zuzulassen. 
Im Koalitionsvertrag wurden daraus 
„nur“ zwei Prozent im Jahr. Im Janu¬ 
ar bekamen etliche Sozialmieterinnen 
der Degewo einen Aufschlag von acht 
bis 15 Prozent. 

★ Die privaten Miethaie ins Visier neh¬ 
men! Die DKP Berlin lenkt den Blick 
auf die Deutsche Wohnen (DW). An¬ 
fang März feierte sie die Übernah¬ 
me weiterer 4 000 Wohnungen in der 
Hauptstadt. Gegründet von der Deut¬ 
schen Bank, um auch auf dem Woh¬ 
nungsmarkt Rendite zu erwirtschaften, 
will die DW bundesweit der größte Pri¬ 
vatbesitzer von Wohnraum werden. In 
Berlin ist sie das schon. 

Deutsche Wohnen steht für horrende 
Mieterhöhungen in ehemaligen Sozial¬ 
wohnungen, Entmieten durch unnötige 
Modernisierung auf Kosten der Mieter 
und das Verweigern nötiger Reparatu¬ 
ren, zum Beispiel der Heizungen. Den 
Monopolstatus verdankt sie der Senats¬ 
politik. Zum Bestand gehören Häuser 
der ehemals gemeinnützigen Woh¬ 
nungsgesellschaften GSW, Gehag und 
etliche Eisenbahnerwohnungen. 

Zum Abschluss nochmal Frau Sach¬ 
zwang: „Käufe und Verkäufe von Woh¬ 
nungsgesellschaften sind leider nicht zu 
verhindern.“ (Katrin Lompscher laut 
Tagesspiegel am 6. März) 


Sevim Dagdelen zum Verhältnis der türkischen und deutschen Regierungen 


Schluss mit der 


Bundeskanzlerin Angela Merkel ist die 
beste Wahlkämpferin des türkischen 
Staatschefs RecepTayyip Erdogan. Al¬ 
len Nazi-Vorwürfen und Erpressungen 
aus Ankara zum Trotz lässt sie dessen 
islamistischen AKP-Minister im Dut¬ 
zendpack durch Deutschland zu Wer¬ 
beauftritten für die Einführung einer 
Präsidialdiktatur und der Todesstrafe 
in der Türkei touren. Merkel fällt da¬ 
bei den Nachbarn Österreich, Schweiz 
und Niederlande in den Rücken, die al¬ 
lesamt Erdogans Hetzern keine Platt¬ 
form bieten. Mehr noch, statt dem 
Despoten vom Bosporus endlich ge¬ 
samteuropäisch die Stirn zu bieten, 
kommen aus der BRD Geschenke. 

Die schwarz-rote Bundesregierung 
hat Erdogans Türkei im vergangenen 
Jahr von Platz 25 auf Platz 8 der Emp¬ 
fängerländer deutscher Rüstungsex¬ 
porte gehievt. Gerade wurde bekannt, 
dass Rheinmetall eine Großinvesti¬ 
tion beim NATO-Partner plant. Der 
Rüstungskonzern will in der Türkei 
Rad-und Kettenpanzer bauen lassen. 
Business as usual, Profite gehen vor 
Menschenrechte. Die Nachricht vom 
Waffendeal kam in der vergangenen 
Woche fast gleichzeitig mit der Schre¬ 
ckensbilanz der UNO über Erdogans 
Kriegführung im Südosten der Türkei 
und die Massenvertreibung von einer 
halben Million Kurden. 

Die Bundesregierung hilft derweil 
aktiv mit bei der Kurdenkriminalisie¬ 
rung. Bundesinnenminister Thomas 


Kumpanei 

de Maiziere hat auf Wunsch Erdogans 
das seit 1993 geltende Verbot der kur¬ 
dischen Arbeiterpartei (PKK) ausge¬ 
weitet. Fortan darf neben dem Partei¬ 
symbol auch das Porträt des seit 1999 
inhaftierten PKK-Vorsitzenden Ab¬ 
dullah Öcalan nicht mehr öffentlich 
gezeigt werden. Geradezu absurd ist 
es, dass auch Fahnen der syrisch-kur¬ 
dischen Freiheitsbewegung YPG in 
Deutschland nicht mehr gezeigt wer¬ 
den dürfen - also jener heldenhaften 
Gruppe, die mit am effektivsten gegen 
die Terrormiliz „Islamischer Staat“ 
kämpft und dabei bisweilen von der 
russischen und der US-Luftwaffe un¬ 
terstützt wird. 

Merkels Türkei-Politik ist krimi¬ 
nell. Sie bestraft die Demokraten und 
belohnt den Despoten. Notwendig ist 
jetzt Solidarität gegen die Gewaltpo¬ 
litik Erdogans, vor allem aber Druck 
auf die Bundesregierung. Statt „Ja“ zur 
Kumpanei sagen wir „Hayir“: Nein zu 
Merkels Kuschelkurs, Nein zur Präsidi¬ 
aldiktatur, Nein Waffenlieferungen an 
Ankara, Nein zu EU-Millionen an Er¬ 
dogan, Nein zu Erdogans antidemokra¬ 
tischen Werbefeldzug in Deutschland. 


Sevim Dagdelen ist Sprecherin für In¬ 
ternationale Beziehungen der Fraktion 
„Die Linke“ im Bundestag. Im Westend- 
Verlag ist von ihr das Buch „Der Fall Er¬ 
dogan. Wie uns Merkel an einen Auto¬ 
kraten verkauft“ erschienen. 


Adi Reiher zum Ausnahmezustand in Essen 


Im Unklaren 


Am vergangenen Samstag herrschte 
in der Innenstadt von Essen Ausnah¬ 
mezustand. Das Einkaufzentrum Lim- 
becker Platz mit etwa 200 Geschäften 
wurde geschlossen. Vor den Eingängen 
patroullierten schwerbewaffnete Ein¬ 
satzkräfte der Polizei. Auch in der wei¬ 
teren Einkaufszone zeigten die Sicher¬ 
heitskräfte erhöhte Präsenz. 
Nordrhein-Westfalens Medien vermel¬ 
deten im Minutenabstand, tröpfchen¬ 
weise und drei tolle Tage lang: geplan¬ 
ter Terroranschlag, mehrere Täter, 
Hinweise von ausländischen Geheim¬ 
diensten, Rucksackbomben, gesteuert 
vom Islamischen Staat aus Syrien - per 
Facebook. Später zwei Festgenomme¬ 
ne, die allerdings am Montag schon 
wieder freigelassen wurden - kein Tat¬ 
verdacht. Trotz dieser nebulösen Fak¬ 
tenlage beeilte sich Ministerpräsiden¬ 
tin Kraft Eckpunkte ihres Wahlpro¬ 
gramms zu verkünden; etwa, dass die 
Zahl der jährlichen Ausbildungsplät¬ 
ze bei der Polizei „so schnell wie mög¬ 
lich“ von derzeit 2000 auf 2300 gestei¬ 
gert werden soll. Oder: „Wir brauchen 
mehr Polizeipräsenz in den Stadtteilen 
und mehr Kriminalpolizei.“ Die sozia¬ 


len Netzwerke reagierten hektisch auf 
den Alarmismus von Medien, Sicher¬ 
heitskräften und Politik. In vielen Bei¬ 
trägen kamen die Stichworte Flücht¬ 
linge und alternative Politik vor. Es 
gibt den inzwischen gut eingespielten 
Mechanismus: Terror bedroht jeden 
überall und jederzeit, reagiert wird so 
martialisch wie möglich, Ausländer 
und Flüchtlinge sind schuld, der staat¬ 
liche Sicherheitsapparat muss stark, 
stärker, am stärksten werden. 

Von der Realität ist dieses Szenario 
weit entfernt. Statistik und Risikofor¬ 
schung weisen aus, dass es um ein Viel¬ 
faches wahrscheinlicher ist an Armut, 
Umweltverschmutzung, bei einem Ar¬ 
beitsunfall, durch schlechte Lebens¬ 
mittel, im Autoverkehr oder selbst bei 
einem Flugzeugabsturz zu sterben als 
bei einem Terroranschlag. 

Alle führenden Politiker wissen um 
diese Sachlage. Trotzdem gibt es kei¬ 
ne rationale Diskussion um nachhal¬ 
tigen Schutz vor Terror, der nur in der 
Bekämpfung seiner Ursachen liegen 
kann. Stattdessen hält man die Bevöl¬ 
kerung regelmäßig in Atem und über 
die wahre Gefahrenlage im Unklaren. 
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Zwischen Februar und Oktober 

Lenins klare Strategie und bewegliche Taktik • Von Günter Judick 


Am 23. Februar ist unser Genos¬ 
se Günter Judick nach langer und 
schwerer Krankheit im Alter von 
87 Jahren gestorben. Günter hat 
viele Jahre lang die Geschichtskom¬ 
mission der DKP geleitet. Die UZ do¬ 
kumentiert auf dieser Seite Auszü¬ 
ge aus einem Beitrag, den Günter 
auf der Konferenz „Die Oktoberre¬ 
volution 1917 - eine weltgeschicht¬ 
liche Zäsur“ des Marxistischen 
Arbeitskreises zur Geschichte der 
deutschen Arbeiterbewegung bei 
der Partei „Die Linke“ am 17. März 
2007 gehalten hat. 

D ie russische Revolution von 1917 
war die größte Volksrevoluti¬ 
on der Neuzeit. Innerhalb von 
acht Monaten durchlief sie in einem 
einheitlichen Prozess die Etappen der 
bürgerlich-demokratischen Umwälzung 
hin zur Errichtung der Macht der Ar¬ 
beiterklasse in Form des Sowjetstaates. 
Sie veränderte die Welt, bestimmte für 
sieben Jahrzehnte maßgeblich die Ge¬ 
schichte des 20. Jahrhunderts. (...) Bei¬ 
de Etappen dieser ersten vom imperi¬ 
alistischen Krieg ausgelösten Revolu¬ 
tion waren geprägt von Aktionen der 
Volksmassen, vor allem der Arbeiter 
und Soldaten, die in ihrer Mehrzahl in 
Uniform gesteckte Bauern waren. Was 
die Februar- von der Oktoberrevolution 
unterscheidet, ist das veränderte Klas¬ 
senbewusstsein, die klare Zielstellung 
einer durch Theorie und praktische Er¬ 
fahrung begründeten Strategie und eine 
starke Organisation der geschlossen 
handelnden Arbeiterpartei. 

Die Februarrevolution war eine 
spontane Volksrevolution gegen den 
Zarismus und den Krieg. Viele, sehr 
unterschiedliche Kräfte wirkten zu¬ 
sammen. Der Krieg hatte alle Schwä¬ 
chen des zaristischen Systems sichtbar 
gemacht. (...) Selbst unter den engsten 
Stützen des Zarismus wollte man die 
Ablösung des Zaren, eine Auswechs¬ 
lung der Person durch einen anderen 
aus dem Herrscherhaus der Romanows, 
um den Zarismus als System zu retten. 
Die Kriegsverbündeten fürchteten um 
den Zusammenbruch.der Front im Os¬ 
ten Europas. Die Duma-Mehrheit aus 
den vorwiegend den Interessen des Ka¬ 


pitals verbundenen Parteien erhoffte 
von einem Thronwechsel Zugeständnis¬ 
se für eine konstitutionelle, parlamen¬ 
tarische Regierungsform. Ausschlagge¬ 
bend für den.Sturz des Zarismus war die 
Aktion der Petrograder Arbeiter, die 
gegen Hunger und Aussperrung durch 
die Unternehmer mit Massenaktionen 
auf den Straßen der Hauptstadt reagier¬ 
ten und dabei nach mehrtägigem Kampf 
auch die Soldaten der Garnison auf ihre 
Seite zogen. Es war also eine klassisch 
revolutionäre Situation, in der die da 
oben nicht mehr weitermachen konnten 
wie bisher, die da unten aber auch nicht 
mehr gewillt waren, sich der alten Herr¬ 
schaft zu beugen. Doch den Arbeitern 
fehlte eine klare Führung. Zwar entstan¬ 
den spontan auch die Sowjets als Macht¬ 
organ der Arbeiter und. Soldaten, doch 
an der Spitze standen Führer der Men¬ 
schewiki und Sozialrevolutionäre, die 
auf einen Pakt mit den kapitalistischen 
Parteien setzten und mit ihnen eine pro¬ 
visorische Regierung bildeten. In dieser 
Doppelherrschaft von Sowjets als Or¬ 
gan der revolutionären Massen und ei¬ 
ner provisorischen Regierung der Bour¬ 
geoisie lag die Besonderheit der russi¬ 
schen Revolution. (...) 

Die Bolschewiki im 
Februar/März 1917 

Sozialrevolutionäre und Menschewi¬ 
ki hatten in den ersten Revolutionsta¬ 
gen den Vorteil, dass sie während des 
ganzen Krieges mit ihren Dumafrakti¬ 
onen und ihrer Presse legale Möglich¬ 
keiten nutzen konnten. Im Gegensatz 
dazu waren die Abgeordneten der Bol¬ 
schewiki im November 1914 verhaftet 
und verbannt worden, die „Prawda“ 
und andere legale Medien wurden un¬ 
terdrückt. Als die Sowjets entstanden, 
wirkten dabei zwar Bolschewiki aus 
den Betrieben mit, blieben jedoch in 
der Minderheit. Die aus der Verban¬ 
nung zurückkommenden Mitglieder 
des 1912 gebildeten Russischen Büros 
des ZK der Bolschewiki, darunter Ka- 
menew, der als Beauftragter des ZK 
1913 aus der Emigration zurückgekehrt 
war und die Leitung der Fraktion und 
der Prawda übernommen hatte, Stalin 
und Ordschonikidse als Mitglieder des 
ZK und viele andere leisteten eine gro¬ 
ße Arbeit, um die Verbindungen zu den 


Parteiorganisationen wieder herzustel¬ 
len und ein einheitliches Handeln der 
Partei zu sichern. Innerhalb von Tagen 
konnte die „Prawda“ wieder erschei¬ 
nen. Hatte die illegale Partei am Be¬ 
ginn der Revolution 24 000 Mitglieder, 
so verachtfachte sich ihre Zahl bis Ende 
April. Die Bolschewiki wurden erstmals 
legal und zugleich Massenpartei. Doch 
auch die führenden Bolschewiki hatten 
die durch Imperialismus und Krieg her¬ 
vorgerufenen neuen Bedingungen des 
Klassenkampfes nicht verarbeiten kön¬ 
nen. Sie benutzten die alten Losungen 
der Revolution von 1905, darunter auch 
die Kontrolle der provisorischen Regie¬ 
rung. Sie erkannten nicht die Möglich¬ 
keit einer Entwicklung der Revoluti¬ 


on über den Rahmen der bürgerlichen 
Ordnung hinaus. 

Lenins Weg setzt sich durch 

Lenin kehrte im April aus der Emigrati¬ 
on zurück. Zum Reisegepäck gehörten 
die Aprilthesen, gemeinsam mit Sinow- 
jew noch in der Schweiz formuliert. Im 
Mittelpunkt stand die Haltung zum im¬ 
perialistischen Krieg und zur provisori¬ 
schen Regierung, die diesen Krieg mit 
den alten imperialistischen Zielen fort¬ 
setzen wollte. Keine Unterstützung der 
provisorischen Regierung, alle Macht 
den Sowjets- waren die Losungen für 
den Übergang zu einer zweiten Etap¬ 
pe der Revolution, an deren Ende eine 
Staatsmacht der Arbeiterklasse nach 


dem Vorbild der Pariser Kommune ste¬ 
hen sollte. Für die Partei forderte er ein 
neues Programm. In den Jahren der er¬ 
zwungenen Emigration hatte Lenin die 
neuen Bedingungen für die Arbeiterbe¬ 
wegung in der Zeit des Imperialismus 
erforscht. Mit der Herausbildung der 
Monopole, der Unterordnung der Po¬ 
litik unter ihre Interessen, dem Streben 
nach Neuaufteilung der Welt, der Ter¬ 
ritorien, der Märkte und der Rohstoffe 
erkannte er die Ursache des imperialis¬ 
tischen Krieges, sah aber auch die Mög¬ 
lichkeit der Überwindung der Ursachen 
des Krieges durch eine sozialistische 
Revolution. Auf den Zimmerwalder 
Konferenzen der Kriegsgegner hatte er 
sich mit den Illusionen über einen Ver¬ 


ständigungsfrieden auseinandergesetzt, 
hatte in der Zimmerwalder Linken den 
Kern für eine revolutionäre Beendigung 
des Krieges und für eine neue Interna¬ 
tionale zusammengeführt. In der russi¬ 
schen Revolution und den einmaligen 
Bedingungen der Doppelherrschaft sah 
er die Möglichkeit zur Verwirklichung 
der antiimperialistischen Strategie. 

Die Aprilthesen stießen nicht nur 
auf den Widerstand der in den Sowjets 
führenden Kräfte, sondern auch auf 
Unverständnis innerhalb der Partei. 
Lenin verfügte nicht über einen Appa¬ 
rat. um seine Meinung durchzusetzen, 
sondern nur über die besseren Argu¬ 
mente. Doch vor allem die praktische 
Erfahrung wirkte mit, als ausgerechnet 


am 1. Mai bekannt wurde, dass die Pro¬ 
visorische Regierung den Verbündeten 
die Fortsetzung des Krieges durch eine 
russische Offensive zugesagt hatte. Auf 
der gleichzeitig tagenden Parteikon¬ 
ferenz wurden Lenins Thesen in allen 
wesentlichen Punkten angenommen. 
Dennoch wurden in allen folgenden Pe¬ 
rioden bis zum Oktober immer wieder 
auch unterschiedliche Meinungen und 
offen ausgetragene Differenzen sicht¬ 
bar. Die Bolschewiki siegten auf dem 
Weg zum Oktober als diskutierende 
und in entscheidenden Situationen ein¬ 
heitlich handelnde Partei. 

Im Leitungskollektiv der Partei 
waren die unterschiedlichen Positio¬ 
nen vertreten. Mit Lenin wirkten alte 
Bolschewiki wie Kamenew, Sinowjew, 
Stalin ebenso wie der neu zu den Bol¬ 
schewiki gekommene Trotzki. Fast alle 
gerieten bei den komplizierten Vorgän¬ 
gen zeitweilig in Detailfragen in Wider¬ 
spruch zu Lenin, doch es war gerade 
dessen Autorität, die es schaffte, auch 
nach harten Diskussionen wieder zu ge¬ 
meinsamer Arbeit zu ünden. Die Bol¬ 
schewiki waren stark, weil ihre Leitung 
kollektiv nach Lösungen suchte. 

Die Stärke der Bolschewiki ergab 
sich auch daraus, dass sie es verstan¬ 
den, in wechselnden Situationen Lo¬ 
sungen zu verändern, ohne das Ziel 
preiszugeben. Als im Sommer die So¬ 
wjetmehrheit die Unterstützung der 
Kerenski-Offensive beschloss, muss¬ 
te die Losung „Alle Macht den Sow¬ 
jets“ zurückgestellt werden, zugleich 
entstand die neue Forderung, jetzt um 
neue Mehrheiten in den Sowjets zu 
ringen. Als Petrograds Arbeiter be¬ 
waffnet gegen die Kerenski-Politik 
demonstrieren wollten, waren es die 
Bolschewiki, die in einer stürmischen 
Nachtsitzung durchsetzten, unbewaff¬ 
net gegen die Kriegspolitik zu demons¬ 
trieren, in der richtigen Einschätzung, 
dass die Voraussetzungen landesweit 
für einen solchen bewaffneten Pro¬ 
test nicht ausreichten. Als die friedli¬ 
che Demonstration dann dennoch zu¬ 
sammengeschossen wurde lernten die 
Massen die Fronten gegen den Feind 
im eigenen Land zu verstärken. (...) 

Aus: Geschichtskorrespondenz, 

April 2007 



Lenin spricht im Taurischen Palast in Petrograd, 4. (17.) April 1917. 


ln Erinnerung an den Kampf für die Spanische Republik 

Zwei Rezensionen von Günter Wehner 



„Sie werden nicht 
durchkommen“ 

Unmittelbar nach dem Erscheinen des 
ersten Bandes „Sie werden nicht durch¬ 
kommen“ legten 2016 Werner Abel, 
Enrico Hilbert und Harald Wittstock 
den angekündigten zweiten Band vor. 
Er ergänzt sinnvoll die im ersten Band 
vorgestellten Biografien deutscher Inter¬ 
brigadisten. 

Im Vorwort erläutern die Autoren, 
dass der zweite Band aus der Tatsache 
resultiert, die biografierten Persönlich¬ 
keiten ausführlicher mit Foto- und Do- 
kumentenmaterial zu charakterisieren. 
Gut zu Gesicht steht der Publikation das 
Vorwort des bekannten Spanienkämp¬ 
fers Kurt Goldstein, der sich stets für 
diese jetzt vorliegenden Bände einsetz¬ 


te. Interessante, bisher kaum bekannte 
Dokumente fanden Platz in der Publika¬ 
tion und erweitern das Wissen über die 
Geschichte der Interbrigadisten während 
ihres Einsatzes in Spanien und ihrer In¬ 
ternierungszeit in Südfrankreich. 

Werner Abel schildert detailliert die 
Genesis des unerwünschten Buches von 
Alfred Kantorowicz. Prägnant skizziert 
Harald Wittstock das Wirken von Karl 
Kleinjung als Interbrigadist, Partisan und 
General des Ministeriums für Staatssi¬ 
cherheit der DDR. Peter Fisch analysiert 
kenntnisreich sowie kritisch den II. In¬ 
ternationalen Schriftstellerkongress zur 
Verteidigung der Kultur in Spanien, der 
in Madrid und Valencia 1937 stattfand. 
Interessante Details vermittelt Wer¬ 
ner Abel mit dem bisher nicht bekann¬ 
ten Bericht von Wilhelm Zaiser. Zaiser 
war als Interbrigadist unter dem Namen 
„General Gömez“ im Einsatz. 

Auf den Seiten 93 bis 221 werden 
Gruppenfotos sowie Fotos der Spani¬ 
enkämpfer veröffentlicht, die im engen 
Kontext mit ihren Kurzbiografien in 
Band 1 stehen. Durch die so hergestellte 
Einheit von Text und Bildmaterial erhal¬ 
ten die Nutzer ein plastisches Bild von 
den hier gewürdigten Frauen und Män¬ 
nern, die an der Seite des spanischen Vol¬ 
kes wirkten. 

Abgerundet wird die Publikation 
durch dreizehn Interviews, die Karlen 
Vesper mit ehemaligen Spanienkämp¬ 
fern führte. Sie geben unter anderem 
Auskunft über die Gründe, sich im 


Kampf gegen Franco und seine deut¬ 
schen und italienischen Verbündeten an 
die Seite des spanischen Volkes zu stel¬ 
len. 

Ein umfangreiches Namens-, Orts¬ 
und Quellenverzeichnis ermöglicht den 
Lesern der Publikationen sich schnell 
zu informieren. Leserfreundlich sind die 
Fußnotenangaben auf der jeweiligen 
Buchseite. 

Werner Abel, Enrico Hilbert und Harald 
Wittstock: „Sie werden nicht durchkom¬ 
men“. Deutsche an der Seite der Spani¬ 
schen Republik und der sozialen Revolu¬ 
tion, unter Mitarbeit von Marguerite und 
Manfred Bremer, Peter Fisch, Dieter Nel- 
les und Karlen Vesper, Band 2; Verlag Edi¬ 
tion AV, 50 Euro, ISBN 978-3-8641-113-3 

Frauen im spanischen 
Krieg 1936-1939 

Die Publikation ist aufs engste verbun¬ 
den mit den beiden Bänden „Sie wer¬ 
den nicht durchkommen ... “ Zu Recht 
betonen die beiden Herausgeberinnen, 
dass bisher die Geschichte der Frau¬ 
en, die mithalfen die Spanische Repu¬ 
blik in den Jahren von 1936 bis 1939 
gegen Franco und dessen Verbündete 
zu verteidigen, noch nicht geschrieben 
wurde. 

Die Fülle der dargestellten Kurzbio¬ 
grafien ausländischer Frauen und spani¬ 
scher Frauen, die sich am Kampf um die 
Erhaltung der spanischen Republik be¬ 
teiligten, ist erstaunlich. 


Breiten Raum nehmen in der Pu¬ 
blikation die Biografien der Frauen 
(S. 9-286) ein, die aus Europa, Latein¬ 
amerika, USA und Australien kamen, um 
solidarisch an der Seite des spanischen 
Volkes zu kämpfen. Sie wirkten in allen 
Bereichen des öffentlichen Lebens, an 
der Front mit der Waffe in der Hand so¬ 
wie als Ärztinnen und Krankenschwes¬ 
tern im Hinterland. Man findet sie als 
Journalistinnen, Fotografinnen und Pro- 
pagandistinnen in Spanien und im Aus¬ 
land, um nur einige ihrer Wirkungsberei¬ 
che zu benennen. 

Die Biografien ausländischer Frau¬ 
en, die in Spanien im Einsatz waren, sind 
von den Herausgeberinnen alphabetisch 
geordnet worden. Die akribisch recher¬ 
chierten Kurzbiografien verdeutlichen, 
wie schwierig die Quellenlage ist, und 
widerspiegeln, wie wenig Faktenmateri¬ 
al vorliegt. 

In den Kapiteln zwei und drei schil¬ 
dern die Herausgeberinnen den Anteil 
der spanischen Frauen bei der Verteidi¬ 
gung ihrer Heimat, die sich ebenfalls so¬ 
wohl an der Front oder den rückwärtigen 
Diensten und in den Reihen der unter¬ 
schiedlichen bewaffneten Formationen 
bewährten. Ferner wird ihr umfangrei¬ 
ches Wirken in den spanischen Parteien, 
Gewerkschaften und Organisationen an¬ 
schaulich geschildert. 

Abschließend gehen die Herausgebe¬ 
rinnen auf das Schicksal der inhaftierten 
und zum Tode verurteilten spanischen 
Frauen unter der Franco-Diktatur ein. 


Die vorliegende Publikation schließt 
eine empfindliche Lücke im Wissen über 
den spanischen Krieg von 1936 bis 1939 
und regt zur weiteren Forschungsarbeit 
an. 

Ingrid Schiborowski und Anita Koch- 
nowski (Herausgeberinnen): Frauen 
und der spanische Krieg 1936-1939. 
Eine biografische Dokumentation, 
Verlag am Park Berlin 2016, S. 651, 
29,99 Euro, l SBN 978-3-945187-75-3; 

Die Büchersind zu beziehen beim Neue 
Impulse Versand,Telefon: 0201-23 67 57 
E-Mail: info@neue-impulse-verlag.de 
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Kultursplitter 


DDR-Geschichte auf Arabisch 

Die Leipziger Gedenkstätte „Runde 
Ecke“, eine Bürgerstiftung zur „Aufar¬ 
beitung“, will Flüchtlingen die deutsche 
Geschichte näherbringen. Die Zusam¬ 
menarbeit mit dem, was ein gewisser 
Hubertus Knabe in Berlin betreibt, lässt 
Schlimmes befürchten. Unter anderem 
informiert ein Audio-Guide in arabi¬ 
scher Sprache in der Ausstellung „Sta¬ 
si - Macht und Banalität“ über die jüngs¬ 
te Vergangenheit, außerdem steht eine 
arabischsprachige App „Leipzig 89“ zur 
Verfügung sowie eine deutsch-arabisch- 
sprachige Präsentation der Stelenaus¬ 
stellung „Orte der Friedlichen Revolu¬ 
tion“ in der Leipziger Innenstadt. Die 
Angebote sollen laut Eigendarstellung 
Flüchtlingen und Asylsuchenden, die in 
Leipzig leben, zentrale Werte der Demo¬ 
kratie (welche immer diese sein mögen) 
vermitteln und zugleich das Bewusst¬ 
sein für die Gefahren totalitärer Ideen 
und Systeme schärfen. Unterstützt wird 
das Projekt von der Stiftung Sächsische 
Gedenkstätten. Wie irritierte Besucher 
vor Geschichtsklitterung und bewussten 
Falschdarstellungen geschützt werden 
können, sollten demokratische und sozi¬ 
alistische Kräfte vor Ort überlegen. 

Rote Liste 

Der Deutsche Kulturrat hat das Theater¬ 
museum Düsseldorf auf die „Rote Liste 
bedrohter Kultureinrichtungen“ gesetzt. 
Das Museum mit Dokumenten zum The¬ 
ater vom 16. bis 21. Jahrhundert soll 2020 
aus Sparzwängen in die alte Hauptpost 
am Hauptbahnhof umziehen, hieß es zur 
Begründung. Kritiker dieser Pläne der 
Stadtverwaltung befürchten, dass dort 
das Museum aber kaum noch wahrge¬ 
nommen würde, da Ausstellungen nur 
noch extern möglich wären. Der bisheri¬ 
ge Museumssitz, das sanierungsbedürf¬ 
tige spätbarocke Hofgärtnerhaus von 
1802, soll verkauft werden. Die Stadt will 
zwei Fliegen mit einer Klappe schlagen: 
Kein Geld mehr für das Museum und ein 
lukrativer Verkauf an private Investoren. 
Die Gewerkschaft ver.di unterstützt eine 
Petition, die sich gegen diese Pläne rich¬ 
tet. 

Auf die Rote Liste kam auch die seit 
der Nachkriegszeit in Bonn erscheinen¬ 
de Zeitschrift „Filmdienst“. Die seit über 
70 Jahren von der katholischen Kirche 
in Deutschland herausgegebene älteste 
deutsche Zeitschrift für Filmkritik muss¬ 
te laut Kulturrat Ende vergangenen Jah¬ 
res eingestellt werden und erscheint jetzt 
nur noch online. Mit seiner Roten Liste 
will der Kulturrat - analog zu den Roten 
Listen der Tiere und Pflanzen - auf die 
Bedrohung von Kultureinrichtungen in 
Deutschland aufmerksam machen. 

Fremdes spielen 

Das 2016 gegründete Centre of Compe- 
tence for Theatre (CCT) der Universi¬ 
tät Leipzig hat jetzt mit dem ersten gro¬ 
ßen Forschungsprojekt begonnen. Es 
trägt den Titel „Fremde spielen. Ama¬ 
teurtheater als Medium informeller und 
non-formaler transkultureller Bildung“. 
Das Projekt findet in enger Kooperati¬ 
on mit dem Bund Deutscher Amateur¬ 
theater (BDAT) statt, der im Jahr 2017 
sein 125-jähriges Bestehen feiert und 
mehr als 2 400 Theatergruppen vertritt. 

„Wir sind alle überrascht von dem 
Ausmaß an Fremdenhass und Frem¬ 
denangst, das in unserer modernen, 
aufgeklärten Gesellschaft jüngst wieder 
aufgetreten ist, obwohl man eigentlich 
gedacht hat, das sei überwunden. Vor 
diesem Hintergrund ist gerade Thea¬ 
ter, also nicht nur Profi-Theater, son¬ 
dern das eigene Theaterspiel, ein ganz 
wesentliches Medium, um solche Ängs¬ 
te vor dem Fremden zu nehmen“ heißt 
es in den Ankündigungen. Und wei¬ 
ter: „Die Geschichte ermöglicht den 
Blick auf fremde Zeiten und Räume. 
Kulturelle Bildung durch Amateur¬ 
theater bringt durch die Wiederholung 
von Geschichte die historisch tradier¬ 
ten Orientierungsmuster und kulturel¬ 
len Praktiken ins Spiel und öffnet im 
,Fremde Spielen 4 das Eigene auf das 
Fremde hin“. 

Löbens- und begrüßenswert, Initia¬ 
tiven sollten das Projekt nicht nur be¬ 
obachten, sondern vielleicht auch selbst 
mit ihren Erfahrungen und Vorstellun¬ 
gen begleiten. Herbert Becker 


Ganz ruhig 

Eine Revue der DKP Essen bringt die angebliche Gleichberechtigung auf die Bühne 

Auch dafür hat die Rentnerin einen 
Vorschlag. 

„Ich bin ganz ruhig ...“ Die junge Mut¬ 
ter meditiert auf dem Tisch neben dem 
Bild irgendeines Hindugottes. Sie ist 
ganz ruhig, bis schon wieder das Te¬ 
lefon klingelt. Die Freundin teilt mit, 
dass der Kuchen für die KiTa selbstge¬ 
backen und glutenfrei sein muss. Der 
Mann kündigt an, dass sie am Abend 
zum Essen mit seinem Chef zu erschei¬ 
nen hat. Der Chef zitiert sie zur Tele¬ 
fonkonferenz, die Freundin kann den 
Sohn abholen - und hält die gestresste 
Mutter für eine Rabenmutter. „Scheiß 4 
doch auf Yoga, wie soll man sich bei 
dem Mist entspannen!“ Mit den Füßen 
auf dem Tisch und dem Sektglas in der 
Hand ist sie ganz ruhig. 

Uschi und Irmi joggen ums Publikum, 
Uschi steht unter Strom: Ihr Vater hat die 
nötige Pflegestufe nicht bewilligt bekom¬ 
men. Irmi erzählt von billigen Pflegekräf¬ 
ten aus Polen, sie schauen am Rechner 
nach Angeboten. Uschi weiß, dass die¬ 
se Frauen ausgebeutet werden, aber sie 
weiß auch: „Ich schaff 4 das nicht“, und 
redet sich selbst ein, dass 1 500 Euro für 
eine Polin ja auch ganz schön viel Geld 
sind. Sie schlägt den Laptop zu: „Irmi, ich 
kauf 4 mir jetzt eine!“ 

Zum Schluss tragen die Schauspiele¬ 
rinnen ein paar der Blüten vor, die die 
so genannte Gleichberechtigung unter 
Regie von Unternehmern und Politi¬ 
kern treibt. Der Pausenzwerg schmeißt 
Bart und Mütze in die Ecke und fragt 
als wütende Kommunistin noch einmal: 
„Was wollt ihr eigentlich noch?“ 

Olaf Matthes 


Das anerkannt schlimmste Schandmaul 

Lebenswerk und Hollerhof von Dietrich und Christel Kittner in einer Stiftung 

Im Herbst 2016 wurde auf dem „Hol¬ 
lerhof 44 direkt an der österreichisch¬ 
slowenischen Grenze, die Christel-und- 
Dietrich-Kittner-Stiftung aus der Tau¬ 
fe gehoben. Ziel ist die Förderung des 
deutschsprachigen politischen Kaba¬ 
retts, so wie es die Namensgeber *innen 
gewollt haben. Es ist eine Stiftung „zur 
kulturellen Förderung und Bewahrung 
des Lebenswerks von Dietrich und 
Christel Kittner“. 

Dietrich Kittner war der systemkri¬ 
tische Kabarettist im deutschsprachi¬ 
gen Raum - immer dem Marxismus 
verpflichtet. Zitate wie „Der Student 
studiert, der Arbeiter arbeitet, und der 
Chef scheffelt“ sind heute Allgemein¬ 
gut, schreibt die Freie Presse Chem¬ 
nitz. Die Süddeutsche Zeitung nannte 
ihn den „gefürchtetsten Solokabaret¬ 
tisten Deutschlands“, andere lobten 
ihn als den „bissigsten“, „aufmüpfigs¬ 
ten“ Satiriker deutscher Zunge. Ernest 
Kaltenegger, Vorsitzender der Stiftung, 
beschreibt die Arbeit von Kittner so: 

„Dietrich kämpfte mit seinen Mitteln: 

Der Scharfzüngigkeit, mit der er Miss¬ 
stände benannte, der Satire, mit der er 
die Lächerlichkeit so mancher Figur an 
den Schalthebeln der Macht bloßstellte 
und auch Absurditäten bürokratische 
Maßnahmen aufzeigte.“ 

Von 1960 bis 2011 brachte Kittner 
30 Kabarettprogramme auf die Bühne, 
in seinem eigenen Theater in Hannover 
und auf ungezählten Tourneen durch 
den deutschsprachigen Raum. Bis zu 
220 Soloauftritte im Jahr absolvierte er 
mit seiner Partnerin Christel, die von 
Anfang an die Bühnentechnikerin war, 
die Organisation und das Archiv unter 
Kontrolle hatte. Ohne sie ist Dietrichs 
erfolgreiche Arbeit als Kabarettist, 

Buch- und Videoautor nicht denkbar. 

Er erhielt den Deutschen Kleinkunst-, 
den Deutschen Schallplatten- und den 
Erich-Mühsam-Preis. Fernsehauftrit¬ 
te blieben ihm meist verwehrt - er 
war eben „der Inhaber des anerkannt 
schlimmsten Schandmauls“ (Münch¬ 
ner Merkur). Für Gewerkschafts- und 
Alternativbühnen dagegen wurde er 
mit Freuden engagiert, bei Gewerk¬ 
schafts- und Streikaktionen spielte er 



kostenlos. Eine seiner letzten Vorstel¬ 
lungen gab er auf dem UZ-Pressefest 
2011. 

Legendär seine initiierende Rolle 
bei der „Rote Punkt“-Aktion gegen die 
Fahrpreiserhöhung in Hannover. Dort 
wurde jetzt vor dem Bismarck-Bahnhof 
der Dietrich-Kittner-Platz eingeweiht. 
Im Februar 2013 ist Dietrich 77-jährig 
gestorben, ein Jahr später starb Christel. 


Vor 25 Jahren erwarben die Kittners 
einen Bauernhof bei Bad Radkersburg 
in der Südsteiermark, 200 Meter von 
der slowenischen Grenze entfernt. Die 
Idee entstand auf der Durchreise von 
Deutschland nach Jugoslawien. Nah 
an den Murauen, offen zur Pannoni- 
schen Tiefebene nach Ungarn und zu 
den slowenisch/steirischen Weinber¬ 
gen, entdeckten sie den Bauernhof in 


einem kleinen Dorf, in dem die Mehr¬ 
heit Slowenisch spricht. Er wurde ihr 
Lebensmittelpunkt. 

Hier bereitete Dietrich seine Pro¬ 
gramme auf der kleinen Probebühne 
vor, schrieb Bücher und Beiträge für 
Zeitschriften, wie zum Beispiel für den 
„Ossietzky“. In den drei Ferienwohnun¬ 
gen auf dem „Hollerhof“ konnte Ur¬ 
laub der anderen Art gemacht werden. 
Es entstand mit der Zeit ein Begeg¬ 
nungszentrum für politisch fortschritt¬ 
liche Menschen. Das soll nun weiterge¬ 
führt und ausgebaut werden. 

„Wir wollen den Hollerhof in sei¬ 
ner Einzigartigkeit erhalten. Wenn 
man hierherkommt, sieht jeder gleich, 
wo er politisch steht, die Dekoration 
des Anwesens, der Zimmer, die Bü¬ 
cher, Bilder u.a. von Guido Zingerl 
lassen keinen Zweifel offen“, erläutert 
Ernest Kaltenegger. Wieder kann man 
hier zu günstigen Preisen Urlaub der 
anderen Art machen und Kittners ein 
wenig nachspüren - z.B. bei der Be¬ 
sichtigung ihres politischen Wohnrau- 
mes. Bereits jetzt kann man für dieses 
Jahr wieder Ferienwohnungen buchen. 
Mit den Einnahmen soll das Haus er¬ 
halten werden. 

Christel Kittner verfügte in ihrem 
Testament die Errichtung einer Stif¬ 
tung. Dem Vorstand gehören Ernest 
Kaltenegger, Thomas Matthes, Mar¬ 
garethe Milak und Hermann Blein- 
roth an. Dietrich und Christel war es 
ein Anliegen, den Hollerhof zu erhal¬ 
ten und das politische deutschsprachige 
Kabarett zu fördern. Ernest Kalteneg¬ 
ger, ehemaliger Wohnungsbürgermeis¬ 
ter der KPÖ in Graz und Landtagsab¬ 
geordneter in der Steiermark, hat zwei 
Jahre daran gearbeitet, dass die Chris- 
tel-und-Dietrich-Kittner-Stiftung Re¬ 
alität wurde, und dafür gesorgt, dass 
der wertvolle Schatz der schriftlichen 
Nachlässe von Kittner im Kabarett¬ 
archiv in Mainz gesichert und wissen¬ 
schaftlich betreut werden kann. Auch 
mit dem österreichischen Kabarettar¬ 
chiv in Graz sind Kooperationen ge¬ 
plant. Anne Rieger 

http://www.hollerhof.at 



Irgendwie muss man den ganzen Scheiß ja aushalten: Der Frauenarbeitskreis 
der DKP Essen zeigt die Rolle von Frauen in unserer Gesellschaft. 


E in bärtiger Zwerg hüpft über die 
Bühne. Er trägt Zipfelmütze, Ka¬ 
rohemd und ein Schild: „Was 
wollt ihr eigentlich noch?“ Hinter 
der Kleiderstange mit rotem Tuch, 
die der Vorhang ist, wird die nächste 
Szene aufgebaut. Ein Finanzbeam¬ 
ter stelzt über die Bühne, bläst sich 
auf und wundert sich, womit seine 
Frau denn unzufrieden sein könnte - 
schließlich sei sie doch ganz selbstbe¬ 
wusst mit ihrem Mini-Job. „Ich sage 
ja, sie hat viel Zeit.“ Er erklärt, dass 
Frauen heute schließlich nicht nur 
Soldatin, sondern sogar Chefin von 
Soldaten werden können, spitzt die 


Lippen und fragt: „Was wollt ihr ei¬ 
gentlich noch? 44 

„Ja, es gibt größere Sorgen“ als Frau¬ 
enrechte, sagt die Rednerin in der Ein¬ 
leitung. Gegen die Kriegspolitik der 
Bundesregierung und gegen rassis¬ 
tische Hetze seien die Frauen in der 
DKP aktiv. Sie macht deutlich, dass es 
nicht um Gleichberechtigung auf dem 
Papier geht. Sie berichtet vom Leben 
der Frauen in der DDR und erinnert 
an Alexandra Kollontai: „Ohne Sozia¬ 
lismus keine Befreiung der Frau, ohne 
Befreiung der Frau kein Sozialismus.“ 
In acht Szenen und vier Redebeiträ¬ 
gen gibt der Frauenarbeitskreis der 


DKP Essen am vergangenen Sonn¬ 
tag vor 150 Gästen eine Vorstellung 
davon, was Frauen in unserer Gesell¬ 
schaft noch wollen könnten - und wie 
eine Perspektive der Solidarität und 
des gemeinsamen Kampfes aussehen 
könnte. Sie zeigen alten Sexismus, sei¬ 
ne neuen Vertreter und den doppelten 
Druck, den Frauen in Beruf und Fami¬ 
lie aushalten müssen. 

Sie zeigen den Kneipengänger, der das 
quellende Brusthaar kratzt und darü¬ 
ber sinniert, wie wichtig der Puff um 
die Ecke ist - die jungen Leute müssen 
schließlich Druck ablassen, was sonst 
alles passieren könnte ... Er hängt 
auf dem Barhocker, greift sich in den 
Schritt und freut sich: „Mittwoch ist 
Rosi-Tag“, seine Frau denkt, er ist beim 
Skat. Sie zeigen den reaktionären Pfar¬ 
rer und die AfD-Storch, die in blauem 
Licht mit weißen Kreuzen in der Hand 
aufeinander zugehen, ein Chor singt 
von Beten und Arbeiten, sie leiern: 
„Wir trauern um die tausend Kinder, 
die durch Abtreibung in Deutschland 
ums Leben kamen.“ 

„Dann schwingste den Feudel halt mal 
ein bisschen großzügiger“ - die Rent¬ 
nerin, die im Hotel die Zimmer putzt, 
hat ihre Flüchtlingskollegin gedrängt, 
die Pause nicht schon wieder ausfal- 
len zu lassen. Die Alte hat Rücken, 
und sie hat Erfahrungen: Sie schenkt 
Gamze ein „Käffken“ ein und erklärt, 
wie die mit dem Arbeitsdruck umge¬ 
hen kann. „Klassenkampf im Klei¬ 
nen, Mädchen! 44 „Du immer Klassen¬ 
kampf, Klassenkampf - wo ist Klas¬ 
senkampf?“, hält die Junge dagegen. 
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Für „Unsere Oligarchen“ ist der deutsche 
Staat jederzeit da 

Zum Abschluss einer UZ-Serie über die Spitzen des deutschen Finanzkapitals 
Von Richard Corell und Stephan Müller 




D ie Oligarchen, die wir hier zu¬ 
sammengetragen haben, sind 
in der Tat die „Spitze des Eis¬ 
bergs des Finanzkapitals“ wie wir im 
Vorwort schrieben. Eine nicht kleine, 
aber überschaubare Zahl von weite¬ 
ren Protagonisten und Nutznießern 
der herrschenden Verhältnisse wäre 
zu nennen wie die Haniels, die Wehr¬ 
hahns, die Bentelers, die Reimanns usw. 
In die Taschen dieser Oligarchen-Clans 
fließt letztlich der Reichtum, den Mil¬ 
lionen Arbeiter schaffen und für den 
sie schwitzen müssen, angetrieben und 
drangsaliert werden, mit Entlassung 
bedroht werden, für den sie kuschen 
und ducken sollen. Der von uns als 
Klasse geschaffene Reichtum verwan¬ 
delt sich in den Händen der Monopol¬ 
kapitalisten über tausende Fäden, die 
sie zu Netzen verknüpfen, in Macht. 
In Macht über den Staat, Militär und 
Polizei, Justiz und Geheimdiplomatie 
ebenso wie in Macht über die „weiche 
Gewalt“ die „öffentliche Meinung? Am 
von uns dort dargestellten Knoten im 
Oligarchennetz zeigten wir Liz Mohn 
(Bertelsmann). Friede Springer, Hu¬ 
bert Burda und zwei, drei andere Olig¬ 
archen, die mit den Mohns die Medien 
der BRD beherrschen, würden das Bild 
ergänzen. 

Die Entstehung dieser Kapitalisten- 
Clans ist eng mit der deutschen Ge¬ 
schichte verknüpft. Ihre Spuren lassen 
sich bis in die Anfänge der Industriali¬ 
sierung im 19. Jahrhundert zurückfüh¬ 
ren, (wie bei Siemens und Voith). An¬ 
dere wurden im Gefolge der Reichs¬ 
gründung unter preußischem Stiefel 
nach 1871 gegründet wie Bosch oder 
Oetker. Viele wurden wirklich reich 
mit dem 1. Weltkrieg 1914-18, wie die 
Quandts. Die meisten legten beson¬ 
ders im Faschismus und im 2. Welt¬ 
krieg zu: durch Arisierung, Ausplünde¬ 
rung von eroberten Gebieten und von 
Zwangsarbeitern und KZ-Häftlingen 
wie Bosch, Schaeffler oder Porsche und 
Piech. Während ihnen in der DDR das 
Handwerk gelegt wurde, stiegen sie im 
bundesrepublikanischen Westdeutsch¬ 
land mit Hilfe der westlichen Alliierten 
zügig wieder auf in ihre alte privilegier¬ 
te Stellung. Nach der Einverleibung der 
DDR durch den deutschen Imperialis¬ 
mus (1990) holten sie sich überwiegend 
ihre verlorenen Werke und Besitztü¬ 
mer zurück. Neu in die Riege der Fi¬ 
nanzoligarchen sind gekommen Frese¬ 
nius, unmittelbar nach dem 2. Weltkrieg 
und eingebunden in die Nazi-Seilschaf¬ 
ten, und seit den 1980er Jahren Plattner 
(SAP). Letzterer kann als ein beson¬ 
ders gutes Beispiel der Emanzipation 
vom US-Kapital, hier von IBM, gelten. 

Diese Oligarchen-Clans zeigen, 
dass der Reichtum - bei allem Stre¬ 
ben des Kapitals nach internationalen 
Dimensionen, nach namenloser Grö¬ 
ße - letztlich bei Personen ankommt, 
die Namen, Anschrift, Gesicht und 
Nationalität haben. Sie lassen zwar 
alle Nationalitäten und Staaten ge¬ 
geneinander ausspielen, haben das 
„Vaterland“ tausendmal verraten, um 
maximalen Profit zu machen. Wenn 
es aber um die Verteidigung ihrer In¬ 
teressen mit Druck und Zwang durch 
staatliche Gewalt geht, wenden sie sich 
an den deutschen Staat. Dann kaufen 
sie sich deutsche Politiker, die in Ber¬ 
lin oder Brüssel ihre Geschäfte besor¬ 


Maria-Elisabeth Schaeffler 


ditverbindungen, über internationale 
Plattformen wie den Munich Econo¬ 
mic Summit, den Stefan Quandt spon¬ 
sert, oder die Trilaterale Kommission, 
oder die Bilderberger, und nicht zuletzt 
über die Unternehmerverbände, die 
ihre kollektiven Interessen gegen die 
Gewerkschaften vertreten. Sie sind in 
Jahrzehnten geübt, die Ausbeutung im 
Kleid des Familienunternehmens und 
der Betriebsfamilie zu betreiben. Sie 
haben sich ihre Vertreter in Betriebsrat, 
in den Führungen von Gewerkschaften 
und Sozialdemokratie, in den Kommu¬ 
nen, Ländern und Bund herangezogen, 
die für Ruhe im Betrieb und an der Hei¬ 


Wer sind im zweiten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts die deutschen Finanz¬ 
oligarchen? Zwölf davon, die die Szene bestimmen, sind in einer monat¬ 
lichen Kolumne in dieser Zeitung unter dem Titel „Unsere Oligarchen“ 
vorgesteht worden. Oft sind es die Erben der Finanzoligarchen, die die 
Weltkriege angezettelt haben. Aber sie haben dazugelernt: Diesmal soll 
die Frage nach der Weltmacht erst offen ausgesprochen werden, wenn 
nach der wirtschaftlichen auch die politische und militärische Hegemonie 
in Europa gesichert ist, durch das „Friedensprojekt“ EU. Worauf gründet 
sich ihre ökonomische Macht? Wer sind ihre Bündnispartner im In- und 
Ausland, wo spannen sie ihre Netzwerke, wer sind ihre Hauptkonkurren¬ 
ten? Die 12 heißen Siemens und Porsche, Quandt und Mohn (Bertels¬ 
mann), Kröner (Fresenius) und Oetker, Bosch und Plattner (SAP), Voith 
und von Brandenstein-Zeppelin, Schaeffler und Henkel. 


lismus, wird Gewalt, Streben nach Herr¬ 
schaft selbst zum ökonomischen Ge¬ 
setz, wird der Staat als Träger der Ge¬ 
walt, als besonderes Repressionsorgan 
der herrschenden Klasse, den Monopol¬ 
interessen untergeordnet. Wenn dann 
in politischen und ökonomischen Kri¬ 
senlagen die am meisten reaktionären, 
chauvinistischen und imperialistischen 
Teile des Finanzkapitals sich durchset¬ 
zen, wird die Gefahr von Faschismus 
und Krieg akut. Töne auf dieser Flö¬ 
te hörte man schon aus den Clans wie 
Siemens/Brandenstein, Quandt oder 
Oetker. Und die haben ihr Klientel mit 
Multiplikatorwirkung, das sie mobi¬ 
lisieren können, ihre Think Tanks, um 
den Schein des Wissenschaftlichen zu 
erwecken, den Zugang zu den Medi¬ 
en, um Stimmung zu machen. Doch sie 
wissen auch, dass Faschismus und Krieg 
ein Abenteuer mit hohem Risiko und 
ungewissem Ausgang ist. Ungewiss ist, 
ob diese Kräfte sich gegen die anderen 
Teile der Finanzoligarchie durchsetzen, 
ungewiss ist der Widerstand, der aus der 
Arbeiterklasse und den demokratisch 
gesinnten Volksteilen kommt, ungewiss 
ist die Reaktion aus den anderen impe¬ 
rialistischen Ländern. 

Aber auch ohne die Gefahr von 
Faschismus und Krieg - es reicht! Es 
reicht, dass ein paar Clans unsere Ar- 
beits- und Lebensverhältnisse, unsere 
Lebensgrundlagen bestimmen, unde¬ 
mokratisch, unkontrolliert und unver¬ 
schämt. Es reicht, dass nicht nur der 
Reichtum, sondern auch der Herrensta¬ 
tus von Generation zu Generation ver¬ 
erbt wird. Es reicht, dass sie uns gegen¬ 
einander ausspielen können, dass wir 
im Kollegen den Feind, den Konkurren¬ 
ten um den Arbeitsplatz sehen sollen. 
Es reicht, dass erhebliche Teile der Ar¬ 
beiter, der Arbeitslosen, der Rentner, 
der Kranken und Invaliden in Armut 
leben, obwohl alle materiellen Voraus¬ 
setzungen da sind, dies zu ändern. Es 
reicht, dass für sie ganze Länder aus¬ 
geplündert werden und in Elend und 
Krieg versinken, dass nur noch Flucht 
als Ausweg bleibt. Es reicht, dass für sie, 
um Kosten zu senken, die natürlichen 
Ressourcen verschleudert werden und 
der Planet im Abfall versinkt. Es reicht! 

Auf „unsere-zeit.de“ kann die Serie 
„Unsere Oligarchen“ unter Dossiers 
komplett abgerufen werden. 

Die Autoren Richard Corell und Stefan 
Müller schreiben auch für die viertel¬ 
jährlich erscheinende „Kommunisti¬ 
sche Arbeiterzeitung KAZ“. 


sonst? Natürlich nicht in dem Sinn, 
dass ein Rat der Oligarchen beschlie¬ 
ßen würde, ab morgen gibt es „grünes 
Licht“ für Faschismus und übermorgen 
darf der Krieg losgehen. Aber: Sie ver¬ 
körpern die Dynamik des Kapitals, die 
Akkumulation, das Immer-Mehr an 
Profit auf immer größere Kapitalmas¬ 
sen. Und sie verkörpern die Repro¬ 
duktion der Grenze solcher Expansion 
im stets hinter dem Profit zurückblei¬ 
benden Lohn und damit der Massen¬ 
kaufkraft. Sie verkörpern die Krise, die 
damit einhergeht, und den kapitalisti¬ 
schen Ausweg: Ein Kapitalist schlägt 
viele tot - und den Entwicklungspfad 


unserer Oligarchen säumen tausende 
von toten Kapitalisten in Gestalt auf¬ 
gekaufter, niederkonkurrierter und in 
die Pleite getriebener Firmen. Wenn 
aber Firmen nicht weichen wollen 
oder wenn sie so groß geworden sind, 
dass ihr Untergang auch andere Große 
in den Abgrund zu reißen droht, dann 
wird das ökonomische Gesetz gewalt¬ 
sam außer Kraft gesetzt. Im höchsten 
Stadium des Kapitalismus, im Imperia¬ 


gen, Gesetze zu ihren Gunsten durch¬ 
setzen, sie gegenüber anderen Staaten 


Liz Mohn (Bertelsmann) neben der Büste ihres verstorbenen Mannes 


und anderen Monopolen vertreten bei 
der Offenhaltung der Grenzen für ihre 
Waren und ihr Kapital. Oder umge¬ 
kehrt: die in der BRD dafür sorgen, 
dass ihre „Heimatmärkte“ geschützt 
bleiben. „Transnational“ gibt sich das 
Kapital nur dort, wo es allen Ausbeu¬ 
tern oder einer Mehrheit davon nützt 
zusammenzugehen gegen die Ausge¬ 
beuteten und die vom Imperialismus 
abhängigen Länder. Dann machen sie 
Strukturen wie Staat und Nation mit 
Sprüchen von Globalisierung verächt¬ 
lich. Wenn sie sich aber untereinander 
in die Wolle kommen, wenn es um die 
Neuaufteilung der Welt unter die Mo¬ 
nopole geht, wissen sie ganz genau, wel¬ 
cher Nationalstaat ihnen die Kastanien 
aus dem Feuer holen soll, welche Uni¬ 
form die Soldaten anhaben, mit denen 
sie drohen können und die sie in den 
Krieg schicken können. Wenn wir von 
deutschem Kapital und deutschem Im¬ 
perialismus sprechen, dann meinen wir 
den sich bewegenden Widerspruch zwi¬ 
schen internationaler Expansion des 
Kapitals mit dem Zwang, die Grenzen 
der Nation zu überwinden, und den 
Schranken, die jedem Nationalstaat 
gesetzt sind durch die Grenzen, die an¬ 
dere Nationalstaaten ihm qua Existenz 
setzen. Der umfassende Weltstaat unter 
kapitalistischen Bedingungen samt Ul¬ 
traimperialismus ist immer schon ein 
Zufluchtsort für Opportunisten und 
Albträumer gewesen. 

Unsere Oligarchen sind unterein¬ 
ander gut vernetzt über Aktienbesitz 
an den großen Kapitalkonglomeraten 
der Geldwirtschaft wie Allianz und 
Deutsche Bank, der Chemie wie Bayer 
und BASF, oder der Energiewirtschaft 
wie Eon und RWE. Sie sind vernetzt 
über Aufsichtsräte, Bank- und Kre¬ 


matfront sorgen, die die Arbeiter ein¬ 
lullen und niederhalten sollen. Hohe 
Produktivität, niedrige Löhne, kurz: 
maximale Mehrwertrate, durchgesetzt 
durch den Besitz der Produktionsmittel, 
durch die Monopolstellung bei der Ver¬ 
gabe von Arbeitsplätzen und damit Le¬ 
bensgrundlagen und Lebenschancen - 
das ist das simple Erpresser-Rezept, mit 
dem sie wieder nach oben gekommen 
sind und heute wieder wirken für den 
dritten Anlauf zur imperialistischen 
Groß- und Weltmacht. 

Und fast alle unsere Oligarchen 
sind Wohltäter der Menschheit; das 
scheint ein schlechtes Gewissen zu zei¬ 
gen angesichts des obszönen Reich¬ 
tums, der sich bei ihnen aufgehäuft hat. 
Nur: sie unterhalten Stiftungen, wäh¬ 
rend gleichzeitig mit Hartz IV das öf¬ 
fentliche Niveau von Wohltätigkeit ge¬ 
senkt wird. Statt gesellschaftlich orga¬ 
nisiert unter demokratischer Kontrolle 
können sie - steuerprivilegiert - mit ih¬ 
ren Zuwendungen und Projekten ein 
Klientel von Nutznießern und Abhän¬ 
gigen heranziehen, sich in der Öffent¬ 
lichkeit präsentieren und ihr Ekel- und 
Schickeria-Image sozial aufpolieren. 

Bemerkenswert ist auch, dass seit 
einigen Jahren Frauen an der Spitze 
von Clans fungieren wie bei Siemens, 
Schaeffler, BMW, Henkel und Bertels¬ 
mann. Dass sich dadurch etwas an den 
Produktions-, Eigentums- und Ausbeu¬ 
tungsverhältnissen geändert hätte, ist 
bisher nicht bekannt geworden. Sollte 
es gar stimmen, dass die Geschlechter¬ 
frage der Klassenfrage untergeordnet 
ist? 

Geht nun von dieser kleinen Ober¬ 
schicht des Finanzkapitals, sagen wir 50 
oder 100 Familien, die Gefahr von Fa¬ 
schismus und Krieg aus? Von wem denn 
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Die Phase der Heranführung an die 
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E s ist gut, dass wir diese Fragen dis¬ 
kutieren. Dabei stehen wir nicht 
am Anfang. Bereits vor dem 21. 
Parteitag haben wir das Thema auf ei¬ 
ner theoretischen Konferenz diskutiert. 
Den Genossen Björn Blach und Paul 
Rodermund ist zu danken, dass sie mit 
ihrem Diskussionsbeitrag Widerspruch 
hervorrufen. Dieser Widerspruch ist 
notwendig, und der Widerspruch treibt 
bekanntlich voran. 

In der gesamten Debatte brauchen 
wir eine Klarheit der Begrifflichkeiten. 
Die fehlt uns zum Teil noch. Stichwor¬ 
te wie „antimonopolistische Strategie“ 
und „antimonopolistische Demokra¬ 
tie“ werden mitunter verwechselt oder 
gleichgesetzt. Antimonopolistische 
Bündnispolitik wird oft auf die Frage 
reduziert, wer potentielle Bündnispart¬ 
ner sind. 

Mein Ansatz ist deswegen, sowohl 
Struktur in diese Fragen zu bringen, 
als dabei auch Position zu beziehen. 
Ich verstehe meinen Beitrag deshalb 
weniger als Antwort auf den Beitrag 
der Genossen Blach und Rodermund, 
sondern mehr als Beitrag zum zentra¬ 
len Diskussionsprozess in Vorbereitung 
des 22. Parteitags. 

Fangen wir mit der antimonopolis¬ 
tischen Strategie an. Sie ist keineswegs 
Ergebnis der Programmarbeit der DKP 
nach 1968. Sie ist auch nicht Ergebnis 
des Aufschwungs der kommunistischen 
Weltbewegung oder gar der Existenz 
eines sozialistischen Lagers, das ein 
annäherndes Kräftegleichgewicht mit 
dem Kapitalismus erzwungen hatte. 

Die antimonopolistische Strategie 
ist eine Konsequenz aus der Lenin¬ 
schen Imperialismusanalyse. Analyti¬ 
sche Eckpunkte sind, dass das Monopol 
zum strukturbestimmenden Moment 
dieses neuen, imperialistischen Stadi¬ 
ums des Kapitalismus geworden ist. 
Und Eckpunkt dieser Analyse ist, dass 
dies zwingend zur Ausdifferenzierung 
innerhalb der herrschenden Klasse (Fi¬ 
nanzkapital als Verschmelzung von In¬ 
dustrie- und Bankkapital, Monopolka¬ 
pital, kleine und mittlere Kapitalisten) 
und der beherrschten Klasse (Heraus¬ 
bildung von Arbeiterbürokratie und 
Arbeiteraristokratie) führt. 

Die Widersprüchlichkeit zwischen 
den imperialistischen Nationen, die 
Unterdrückung von schwachen kapi¬ 
talistischen (ja, sogar schwachen impe¬ 
rialistischen) Ländern, die Gesetzmä¬ 
ßigkeit der ungleichen Entwicklung 
im Kapitalismus führt darüber hinaus 
zu Widersprüchen, zu Unterschieden 
auch zwischen Fraktionen des Mono¬ 
polkapitals. 

Das zu erkennen ist für eine Stra¬ 
tegieentwicklung entscheidend. His¬ 
torisch gesehen war das sowohl die 
Grundlage der Leninschen Revoluti¬ 
onstheorie, als auch die Grundlage der 
Dimitroffschen Faschismusdefinition 
(„Faschismus an der Macht ist die of¬ 
fene terroristische Diktatur der reakti¬ 
onärsten, am meisten chauvinistischen, 
am meisten imperialistischen Elemen¬ 
te des Finanzkapitals“ (Hervorhebung 
PK.)). 

Verallgemeinert kann für das Sta¬ 
dium des Imperialismus und für die 
innerhalb dieses Stadiums vollzogene 
Entwicklung hin zum staatsmonopo¬ 
listischen Kapitalismus, der Verschmel¬ 
zung von Staat und Monopolmacht, 
gelten, was Willi Gerns wie folgt formu¬ 
lierte: „Die Monopole, die ihre Macht 
mit der des kapitalistischen Staates ver¬ 
einigen, stellen die entscheidende Ba¬ 
sis und das Rückgrat des heutigen Ka¬ 
pitalismus dar. Mit der Überwindung 
der Monopolmacht würde darum das 
wichtigste Hindernis für die Öffnung 
des Weges zum Sozialismus überwun¬ 
den. Deshalb ist es objektiv notwen¬ 
dig, die ganze Kraft gegen das Mono¬ 
polkapital, gegen die vereinigte Macht 
von Monopolen und monopolkapita¬ 
listischem Staat zu konzentrieren.“ (W. 


Gerns, in Kopp/Geisler, „Denkanstöße“ 
Essen 2015, S. 20) 

Strategie nach 1945 

Alle programmatischen Dokumen¬ 
te der KPD, auch nach der Befreiung, 
waren durchzogen von einer antimono¬ 
polistischen Strategie. Das gilt für den 
Aufruf der KPD vom 11. Juni 1945. 
Dort werden als „imperialistische Auf¬ 
traggeber der Nazipartei die Herren 
der Großbanken und Konzerne, die 
Krupp und Röchling, Poensgen und 
Siemens“ benannt. Dort wird bei den 
dringendsten Aufgaben unter Punkt 
6 und 7 auf die „Enteignung des Ver¬ 
mögens der Nazibonzen und Kriegs¬ 
verbrecher“, die „Liquidierung des 
Großgrundbesitzes, der großen Güter 
der Junker, Grafen und Fürsten“ ori¬ 
entiert, während ebenfalls in Punkt 7 
gesagt wird, dass „diese Maßnahmen in 
keiner Weise den Grundbesitz und die 
Wirtschaft der Großbauern berühren 
werden“. In Punkt 2 dieser dringends¬ 
ten Maßnahmen spricht die KPD gar 
von der „völlig ungehinderten Entfal¬ 
tung des freien Handels und der pri¬ 
vaten Unternehmerinitiative auf der 
Grundlage des Privateigentums.“ 

Das hatte auch etwas damit zu tun, 
dass die KPD sich der Aufgabe stell¬ 
te, nach einem Weg der Heranführung 
an die sozialistische Revolution zu su¬ 
chen, für die die Zeit nicht reif war (im 
Unterschied übrigens zur SPD, die das 
agitatorisch behauptete, deren Führung 
aber schnell an der Restauration der al¬ 
ten Macht- und Besitzverhältnisse ar¬ 
beitete). Die KPD bestimmte als Inhalt 
dieser Übergangsphase die Orientie¬ 
rung auf einen antifaschistisch-demo¬ 
kratischen Aufbau. Das war Grundlage 
für den späteren Übergang zum Auf¬ 
bau des Sozialismus in der DDR. 

Auch der Hamburger Parteitag 
der KPD von 1954 beschloss eine kla¬ 
re antimonopolistische Orientierung. 
1954 war wahrlich kein Jahr des Auf¬ 
schwungs der Kommunisten in der 
Bundesrepublik. Seit 1949/50 nahm 
die Repression zu, 1951 wurde die FDJ 
verboten, der Antrag auf Verbot der 
KPD gestellt. Die KPD war aus dem 
Bundestag geflogen, der Antikommu¬ 
nismus grassierte. Worauf orientier¬ 
te die KPD? „Die deutsche Arbeiter¬ 
klasse kann sich nur befreien, indem 
sie als Führerin der Nation das eini¬ 
ge, demokratische Deutschland gegen 
die deutschen Monopolkapitalisten, 
Großgrundbesitzer und Militaristen 
erkämpft.“ Das war die Kernaussa¬ 
ge der Orientierung. Hinsichtlich der 
Bündnispolitik wurde dann entwickelt: 
„Das Kraftzentrum des erfolgreichen 
Kampfs der Volksmassen ist die Akti¬ 
onseinheit der Arbeiterklasse. Je akti¬ 
ver die Arbeiterklasse die Sache der 
Wiedervereinigung und des Friedens in 
ihre Hände nimmt, desto erfolgreicher 
wird sie das Bündnis mit der werktäti¬ 
gen Bauernschaft und die Zusammen¬ 
arbeit mit allen friedliebenden, demo¬ 
kratischen Kräften verwirklichen.“ (...) 
„Die Aufgabe der Arbeiterklasse und 
vor allem der Kommunisten besteht 
darin, mit allen patriotischen Schich¬ 
ten der Bevölkerung, mit den Millio¬ 
nen Bauern, mit den Handwerkern und 
Gewerbetreibenden, mit den Geistes¬ 
schaffenden, mit allen, die nicht wollen, 
dass der deutsche Militarismus wieder 
entsteht, in lebendige Verbindung zu 
treten.“ Wenn das keine antimonopolis¬ 
tische Orientierung ist, die die Haupt¬ 
frage der Verhinderung von Militaris¬ 
mus und den Kampf um die Wieder¬ 
vereinigung in den Vordergrund stellt. 

Und heute? Leider haben wir doch 
mit einer Kernaussage des 21. Partei¬ 
tags Recht behalten. Wir müssen uns 
auf eine wachsende Aggressivität des 
deutschen Imperialismus nach innen 
und außen einstellen. Und die dabei 
treibenden Kräfte sind das Monopol¬ 
kapital, seine unterschiedlichen Frakti¬ 


onen, der militärisch-industrielle Kom¬ 
plex, das Finanzkapital im Leninschen 
Sinn (Verschmelzung von Industrie- 
und Bankkapital). 

Angesichts der Schwäche der deut¬ 
schen Arbeiterklasse wäre es Unsinn, 
über Bündnisse mit den Teilen des Mo¬ 
nopolkapitals zu spekulieren, die kein 
Interesse am Säbelgerassel gegenüber 
Russland haben. Aber den Wider¬ 
spruch bis hinein ins Monopolkapital 
muss man genauso sehen wie die Tatsa¬ 
che, dass das Kapital nicht nur aus dem 
Monopolkapital besteht. Das heißt, 
ich erwarte nicht, mit Joe Kaeser, dem 
Siemens-Mann, Arm in Arm gegen 
von der Leyen zu marschieren. Ich bin 
aber vehement dafür, für Friedensde¬ 
mos auch Kleingewerbetreibende, Un¬ 


ternehmer zu gewinnen - solange wir 
uns dafür nicht selbst zurücknehmen 
und weiterhin auf den Zusammenhang 
von Kapitalismus und Krieg verweisen. 

Dies macht deutlich: Antimonopo¬ 
listische Bündnispolitik hat nicht zuerst 
die Frage nach den theoretisch mögli¬ 
chen Bündnispartnern zu stellen - zu¬ 
vörderst ist sie eine inhaltliche Frage. 
Sie muss die Fragen in den Mittelpunkt 
stellen, die die entscheidenden sind, sie 
muss dann Kräfteverhältnisse analysie¬ 
ren und dann mögliche Bündnispartner 
bestimmen. 

Natürlich darf die kommunistische 
Partei niemals aus Rücksicht auf die 
Aktionseinheits- und Bündnispolitik 
darauf verzichten, ihre eigenen Inhalte 
zu verbreiten. Da geht es immer darum, 
dass der Grundwiderspruch zwischen 
Lohnarbeit und Kapital die Ursache 
für Kriege, Faschismus, Sozial- und De¬ 
mokratieabbau ist. 

Zuerst ist antimonopolistische 
Bündnispolitik eine Frage der Stoß¬ 
richtung. Es geht um eine Bündnispo¬ 
litik mit Forderungen gegen den struk¬ 
turbestimmenden Teil des Kapitals, das 
Monopolkapital, es geht um eine Bünd¬ 
nispolitik gegen die aggressivsten Teile 
des Monopolkapitals. Dann ist es eine 
Frage der Inhalte. Und erst dann geht 
es um die Frage der möglichen Partner, 
der möglichen Breite. 

Willi Gerns schreibt dazu: „Durch 
die Vereinigung der Macht der Mono¬ 
pole mit der des Staates ist ein starkes 
Machtkartell entstanden, das nur durch 
eine starke Gegenkraft überwunden 
werden kann. Diese wird umso stärker 
sein, je mehr es uns gelingt, möglichst 
viele Gegner der Monopolbourgeoi¬ 
sie aus allen Gruppen und Schichten, 
die - und wenn dies auch nur in Teilfra¬ 
gen der Fall ist - in Widersprüche zum 
staatsmonopolistischen Kapitalismus 
geraten, in breite antimonopolistische 
Bündnisse zusammenzuführen.“ (W. 
Gerns, „Denkanstöße“ S. 20) 

Dabei muss klar sein, Bündnisse 
sind keine katholischen Ehen, keine 
Strukturen, die dauerhaft monolithisch 
sind. Natürlich ist der Kern unserer 
Bündnispolitik die Aktionseinheitspoli¬ 


tik, also die Bündnispolitik im Maßstab 
der Arbeiterklasse. Es ist aber nicht 
möglich, da sequentiell heranzugehen, 
also, wir machen jetzt Aktionseinheits¬ 
politik und, wenn die weit genug ent¬ 
wickelt ist, machen wir Bündnispolitik 
mit andern Gruppen und Schichten. Es 
wird vielmehr darum gehen, mit der 
größtmöglichen Flexibilität diese Frage 
zu behandeln. Und: Flexibilität darf nie¬ 
mals mit Opportunismus verwechselt 
werden. Der beginnt immer dort, wo 
darauf verzichtet wird, im Bündnis um 
die inhaltlichen Grundlagen des Bünd¬ 
nisses zu ringen und/oder auf die Ver¬ 
tretung der eigenen, weitergehenden 
Positionen zu verzichten. Natürlich wol¬ 
len wir Kollegen, Freunde, Bürger im 
Bündnis davon überzeugen, dass nicht 


nur die Einzelforderung, die sich in der 
Regel objektiv gegen den staatsmono¬ 
polistischen Kapitalismus richtet (aber 
subjektiv gar nicht so erkannt wird), zu 
erkämpfen ist, sondern die Macht der 
Monopolbourgeoisie und letztlich die 
Macht des Kapitals in der Gesamtheit 
in Frage zu stellen ist. 

Die Debatte um Bündnismöglich¬ 
keiten bis hinein ins Monopolkapital 
halte ich für eine Geisterdebatte. Dafür 
gibt es im heutigen Deutschland kei¬ 
ne praktische Relevanz. Für Schwes¬ 
terparteien kann sich die Frage aber 
durchaus stellen. In der Peripherie der 
EU ist genau zu bestimmen, ob es nicht 
Teile der Bourgeoisie gibt, die sich ge¬ 
gen die Vorherrschaft des deutschen 
Imperialismus in der EU stellen. Und 
dann muss eine Leninsche Bündnispo¬ 
litik her - notfalls mit dem Teufel. Nur 
darf dabei nicht vergessen werden, dass 
es der Teufel ist. 

Nun komme ich zuletzt noch zur 
Frage der „Antimonopolistischen De¬ 
mokratie“. Sie war im Programm von 
1978 eine konkretisierte Überlegung, 
wie eine Übergangsphase, ein Heran¬ 
führen an die proletarische Revolution 
aussehen könne. Sie war also vergleich¬ 
bar mit den Forderungen der KPD 
von 1945 nach einem antifaschistisch¬ 
demokratischen Deutschland und der 
Orientierung der KPD von 1954 auf 
ein „einheitliches, friedliebendes, de¬ 
mokratisches Deutschland.“ 

Typische Doppelherrschaft 

All diese Phasen waren niemals ge¬ 
dacht als eigenständige Gesellschafts¬ 
formationen. Denn in diesen Phasen ist 
die Machtfrage noch nicht zugunsten 
der Arbeiterklasse entschieden. Trotz¬ 
dem sind diese Phasen Teil eines ein¬ 
heitlichen revolutionären Prozesses 
und führen an die proletarische Revo¬ 
lution heran. Sie sind im Leninschen 
Sinne zu verstehen als Phasen der Dop¬ 
pelherrschaft, als Parallele zu dem, was 
Lenin vor der Oktoberrevolution als 
„Staat der revolutionären Demokra¬ 
tie“ definiert. 

Diese Phasen der Doppelherrschaft 
als Bestandteil des einheitlichen revo¬ 


lutionären Prozesses gab es in allen 
erfolgreichen proletarischen Revolu¬ 
tionen. Das war die Doppelherrschaft 
in Russland, das war die Phase des an¬ 
tiimperialistischen Kampfes in China 
und Kuba, das war die antifaschistisch¬ 
demokratische Phase in den europäi¬ 
schen Volksdemokratien, das war der 
Befreiungskampf in Vietnam, Laos und 
Kampuchea. Die Machtfrage ist noch 
nicht entschieden, Rückschläge, Kon¬ 
terrevolutionen möglich, siehe Chile 
und Portugal. Solch eine Phase erlebt 
Venezuela, der Ausgang ist offen. 

Die proletarische Revolution er¬ 
fordert die Ergreifung der politischen 
Macht durch die Arbeiterklasse im 
Bündnis mit anderen nicht-kapitalis¬ 
tischen Schichten und Klassen (z.B. 
Bauern, Intelligenz, kleine Gewerbe¬ 
treibende). Sie erfordert, dass die po¬ 
litische Macht genutzt wird, um der 
Bourgeoisie die Produktionsmittel zu 
entreißen. Das ist notwendig, weil auch 
kleines und mittleres kapitalistisches 
Eigentum immer wieder neuen Kapi¬ 
talismus gebiert. 

Die antimonopolistische Demokra¬ 
tie war eine Überlegung, wie eine Pha¬ 
se der Heranführung an die proletari¬ 
sche Revolution aussehen könnte. Im 
Programm von 1978 war das stark vom 
damaligen Kräfteverhältnis zwischen 
Sozialismus und Kapitalismus/Imperi- 
alismus im Weltmaßstab geprägt. 1978 
haben wir diese Phase wohl etwas zu de¬ 
tailliert beschrieben. Wir haben zwar da¬ 
rauf verwiesen, vielleicht aber zu wenig, 
dass es sich keineswegs um die proleta¬ 
rische Revolution, sondern um die Her¬ 
anführung an diese - im Rahmen eines 
einheitlichen, revolutionären Prozes¬ 
ses - handelt. Vielleicht haben wir auch 
zu stark Formulierungen verwendet, die 
vermuten ließen, dass wir die Frage der 
Staatsmacht im Sinne einer bürgerlich¬ 
parlamentarischen Regierung definieren 
würden. Diese Fragen werden aber unter 
den historischen Bedingungen durch die 
Massen und die Klassen- und Massen¬ 
kämpfe entschieden werden. Dabei ist 
sicher davon auszugehen, dass die Mas¬ 
sen sich Strukturen schaffen werden, die 
sich unterscheiden und abgrenzen wer¬ 
den von der noch bestehenden und agie¬ 
renden Macht des Monopolkapitals. 

Ich denke, es ist richtig, dass wir im 
Programm von 2006 auf die Formu¬ 
lierung „Antimonopolistische Demo¬ 
kratie“ und ihre Darstellung verzichtet 
haben. 

Trotzdem spricht aus heutiger Sicht 
alles dafür, dass der Inhalt dieses Teils 
des revolutionären Prozesses vom We¬ 
sen her antimonopolistisch sein wird. 

Aktuell erfordert diese Strategie, 
Überlegungen und Kämpfe zu entwi¬ 
ckeln, die aus der jetzigen Defensivsi¬ 
tuation, aus der Offensive des Impe¬ 
rialismus, des Staatsmonopolistischen 
Kapitalismus herausführen. Diese De¬ 
fensive muss gedreht werden, das ver¬ 
birgt sich hinter den Überlegungen 
zur Wende zu demokratischem und 
sozialem Fortschritt. Es geht um die 
Veränderung des Kräfteverhältnisses. 
Zugegeben, hier vor allem müssen wir 
konkreter werden. Mit dem Sofortpro¬ 
gramm haben wir einen ersten Schritt 
gemacht. Und wir gehen derzeit einen 
zweiten: Die Veränderung des Kräfte¬ 
verhältnisses wird mit einer schwachen 
kommunistischen Partei nicht gehen. 
Wir kämpfen mit dem Bundestags¬ 
wahlkampf um eine stärkere kommu¬ 
nistische Partei und um ein Druckmo¬ 
ment auf Linkspartei und andere. Wir 
kämpfen darum, dass die Arbeiterklas¬ 
se und potentielle Bündnispartner in 
antimonopolistischen Kämpfen erken¬ 
nen, dass sie ihre Stimme nicht abge¬ 
ben, sondern erheben müssen. Das ist 
ein sehr konkreter Beitrag zum Kampf 
um eine Wende, und das ist die vor uns 
liegende Etappe. 

Patrik Köbele ist Vorsitzender der DKP 
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Nach langer schwerer und heimtückischer Krankheit 
hat ihr Kämpferherz aufgehört zu schlagen. 

Wir trauern um unsere Genossin 

Maren Grothusen 

Maren engagierte sich seit Ende der 60er Jahre für Frie¬ 
den und Sozialismus, eine bessere Welt. Nach 1990 war 
sie Mitglied des Kreisvorstandes Hamburg-Nord und 
arbeitete im Bezirksvorstand mit, dann Vorsitzende der 
Bezirksschiedskommission, bis ihr die Krankheit dies un¬ 
möglich machte. 

Wir trauern mit Marens Lebensgefährten, unserem 
Genossen Ansgar, der Maren über Jahre fürsorglich 
begleitete. 

DKP Hamburg-Nord 
Bezirksvorstand Hamburg 
Bezirksschiedskommission Hamburg 


Gelebt, geliebt und gekämpft! 

Traurig teilen wir mit, dass mein lieber Mann, 
unser guter Vater und Schwiegervater, unser toller Opa 
und Genosse verstorben ist. 

Hermann Weidlich 

14.10.1932 13.3.2017 

Die Trauerfeier findet im Familienkreis statt. 
Unser besonderer Dank gilt dem gesamten Team des 
AWO-Minna-Sattler-Seniorenzentrum in Dortmund. 

Anstelle von Blumen oder Kränzen bitten wir im Sinne 
von Hermann um eine Spende für die UZ. 

Lieschen 
Norbert & Edith 
Felix, Hannes & Jenny 

Dortmund, den 14.3.2017 



Hier wird gesammelt! 

Wir rufen dazu auf, insbesondere den Genossinnen in 
Thüringen, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg- 
Vorpommern bei der Sammlung von Unterstützerunter¬ 
schriften zur Absicherung ihrer Landeslisten für die Bun¬ 
destagswahl zu helfen. Gelegenheit dazu gibt es: 

Leipziger Buchmesse 

Während der Buchmesse vom 23. - 26. März in Leipzig. 
Wir suchen Unterstützung für die Verteilung der UZ auf der 
Messe und das Sammeln von Unterschriften in der Stadt. 
Meldet Euch bei Gustl Ballin: vertrieb@unsere-zeit.de, 

Tel.: 0911/472595 

Jahrestag der Selbstbefreiung des 
KZ Buchenwald 

Die DKP Thüringen lädt rund um die Ehrung anlässlich der 
Selbstbefreiung des KZ Buchenwald zu Wahlkampfaktivi¬ 
täten in Erfurt und Weimar mit Infotischen, Rundgängen 
und kleineren Kundgebungen und natürlich der gemeinsa¬ 
men Beteiligung an der Kundgebung auf dem Ettersberg. 

Ein weiteres Aktionswochenende in Thüringen findet vom 
25. - 28. Mai statt. 

Infos und Kontakt: FamilieZieger@t-online.de 

DKP Parteivorstand 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de 10039.0566. 81478 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
^_> 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Seminare der Karl-Liebknecht-Schule der DKP 
(1. Halbjahr 2017) 

Die Seminare richten sich an Mitglieder wie Nichtmitglie¬ 
der der DKP. Sie finden in der Regel in Leverkusen statt. 

Samstag, 18.3.17 
100 Jahre Oktoberrevolution 

Ein Seminar für Bildungsverantwortliche und andere 
„Multiplikatoren". Gewerkschaftshaus, Wilhelm-Leuschner 
Str. 69-77, Frankfurt am Main, Beginn 10.00, Ende 16.30 
Referenten: H.- P. Brenner, P. Graubner, E. Höhne 
Anmeldung für dieses Seminar über DKP-Parteivorstand! 

ACHTUNG TERMINÄNDERUNG! 
Samstag/Sonntag, 29./30.4.17 
Kommunistische Antifa-Politik heute. 

Referenten: Hans Peter Brenner, Ulrich Sander 

Samstag/Sonntag, 20./21.5.17 

Lenins „Partei neuen Typs" - ein alter Hut ? 

Referenten: Hans-Peter Brenner, Wera Richter 

Donnerstag - Sonntag, 25. bis 28.5.17 

Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Samstag/Sonntag, 10./11.6.17 

Marxismus und Religion 

Referenten: Jürgen Lloyd, Hans-Christoph Stoodt 

Samstag/Sonntag, 8./9.7.17 

Seminar für Bildungsverantwortliche 

Referenten: H. Woda, R. Kotulla 

Samstag/Sonntag, 26-/27.8.17 

Politische Strategie und strategische Politik 

Referenten: Phillip Becher, Pablo Graubner, Jürgen Lloyd 

Samstag - Dienstag, 30.9. bis 3.10.17 

Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Für Tagesseminare berechnen wir einen Beitrag von 10,- €; 
bei Anreise am Vortag und Übernachtung 20,- €. 
Wochenendseminare kosten bei Anreise am Samstag 
Morgen 25,- €; bei Anreise bereits am Freitag 30,- € 
Nähere Infos unter: 

Karl-Liebknecht-Schule der DKP • Am stadtpark 68 
51373 Leverkusen Tel: 0214 / 45418 

www.karl-liebknecht-schule.org 


JUMP UP Update März 2017: 

Tony Hymas: Chroniques De Resistance 

Cb - bigibook mit einem 148-seitigem 4c-Booklet 
- Hardcover EUR 19,50 

Chroniques de resistance ist eine umfangreiche Hommage an die Resistance-Bewe¬ 
gung. Tony Hymas vereint auf Chroniques de resi¬ 
stance" unterschiedliche Lyrik, Prosa, Briefe und 
Parolen, verfasst von oder gewidmet den Kämpfern 
der Widerstandbewegung zur Zeit des zweiten 
Weltkriegs. 

Die hochwertige CD + Buch erscheint als Hardco¬ 
ver-Buchbindung mit 148-seitigem 4c-Booklet, wel¬ 
ches alle Texte als französische sowie englische 
Version beinhaltet und mit Illustrationen und Ar¬ 
chivbildern versehen, sehr hochwertig auf gemacht 
ist! 27 Titel mit 74 Minuten Gesamtspielzeit! 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schallplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47 , 28207 Bremen 


Einladung zu einer 

Wahlkreismitgliederversammlung der DKP 

für die Bundestagswahlkreise Recklinghausen l (Castrop- 

Rauxel, Recklinghausen und Waltrop) und Recklinghausen II 

(Datteln, Haltern am See, Herten, Marl, Oer-Erkenschwick) 

Dienstag, 4. April 2017, Ladenlokal Kellerstraße 7, 

Recklinghausen-Innenstadt, 19.30 Uhr. 

Tagesordnung: 

• Konstituierung der Versammlung 

• Kurzreferat und Diskussion zur Bundestagswahl 2017 

• Beschlussfassung zur Aufstellung eines Direktkandidaten/ 
einer Direktkandidatin für den Bundestagswahlkreis 
Recklinghausen l 

• ggf. Wahl eines Direktkandidaten/einer Direktkandidatin für 
den Bundestagswahlkreis Recklinghausen l 

• Beschlussfassung zur Aufstellung eines Direktkandidaten/ 
einer Direktkandidatin für den Bundestagswahlkreis 
Recklinghausen II 

• ggf. Wahl eines Direktkandidaten/einer Direktkandidatin 
für den Bundestagswahlkreis Recklinghausen II 

DKP-Kreisorganisation Recklinghausen 




FACH SERATER 

für Untemehmensnathfolge 
(DSW e.V.) 


.-u^fffrfnlQrSSsteuem 


WWW. 


stb-ma nnherz .de 


Unser Freund und Genosse 

Uwe Koopmann 

ist 70 geworden 

Seit fast 50 Jahren unbeugsamer Kommunist, konnte 
ihm auch ein Berufsverbot politisch nichts anhaben. Er 
hat dagegen gekämpft und gewonnen und musste 1992 
ins Lehramt übernommen werden. Sein guter Draht zu 
seinen Schülern wurde deutlich, als er im Jahr 2000 zum 
Landesverbindungslehrer gewählt wurde. 

Aber nicht nur bei seinen Schülern war er beliebt. Auch 
in seiner neuen Heimat Düsseldorf-Gerresheim war er 
als Kommunist in der Nachbarschaft bekannt und be¬ 
liebt, was dazu führte, dass er für unsere Partei, die DKP, 
über mehrere Jahre im Bezirksrathaus Gerresheim saß. 

Seit 2012 ist Uwe Rentner und seitdem stellt er seine 
Kraft noch stärker in den Dienst unserer Partei. Aktiv in 
seiner Grundeinheit und in seinem Kreis Düsseldorf, hat 
er 2015 keine Sekunde gezögert, als es galt Verantwor¬ 
tung auch auf Bezirksebene als einer der Sprecher der 
DKP Rheinland-Westfalen zu übernehmen. 

Auch wenn das Alter langsam beginnt Tribut zu fordern, 
kämpft Uwe nach wie vor in der ersten Reihe. Das be¬ 
wundern wir und dafür sagen wir an Uwe einen herzli¬ 
chen Dank. Wir hoffen, dass wir noch lange etwas von 
Deiner Klugheit, Deiner Erfahrung und Deinem Kampfes¬ 
willen haben und wünschen Dir, gemeinsam mit Deiner 
Lebens- und Kampfgefährtin Bettina, noch viele arbeits- 
und ereignisreiche Jahre auf dem Weg zu unserem ge¬ 
meinsamen Ziel: Einer Welt ohne Krieg und Ausbeutung, 
dem Sozialismus. 

Renate Linsen von Thenen, Angelika und Peter 
Lommes, Marion und Peter Köster, Karin und Paul 
Schnittker, Wolfgang Bergmann und Michael Gerber 

Und natürlich der Bezirksvorstand der 
dkp Rheinland-Westfalen 


Wir wünschen unserem Freund 
und unbeugsamen Mitkämpfer 



Harold Pundsack 

zu seinem 

85. Geburtstag 

zusammen mit seiner Irmtraut 
das Allerbeste für den weiteren Weg. 

Anne und Dr. Khaschayar Bayanifar, Heinz und Ursula 
Brüning, Margot Bruns, Barbara Almsund, Hartmut Dre- 
wes, Annegret und Willi Gerns, Annemarie Hildebrandt, 
Margot Konetzka, ingeborg Kramer, Ekkehard Lentz, 
Irmgard Lüdtke, Günter Toppat 


Herzlichen Glückwunsch, 

liebe Erika 

zu Deinem runden Geburtstag 

Alles erdenklich Gute und weiterhin eine stabile 
Gesundheit. 

An Deinem Ehrentag möchte ich Dir Dank sagen für die 
Solidarität und Freundschaft, die ich immer wieder er¬ 
fahren habe und spüre. Du, Ulrich und Eure Familie ha¬ 
ben mir in schwierigen Zeiten Zuversicht gegeben und 
geholfen. Ich fühle mich aufgenommen und auch immer 
sehr gut betreut. 

Ich wünsche Dir und Ulrich schöne gemeinsame Tage 
und Erlebnisse im Kreise Eurer Lieben mit dem Enkel¬ 
kind. 

Bis zu unserem Zusammentreffen grüßt und umarmt 
Dich 

Dein Freund und Genosse Christian 




jW Spezial 
Am 23.3. am Kiosk: 24 Seiten extra 


Literatur 

Ausgabe inkl. Spezial für 1,60 € am Kiosk erhältlich 


zur 

Buchmesse 

Leipzig 
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Debatte bitte 

„Am Konzept der 
Antimonopolistischen Demokratie 
festhalten“ UZ v. 10.3„ S. 12/13 

Ziel unseres Eingreifens in die zumin¬ 
dest im Internet schon länger laufen¬ 
de Strategiedebatte der Partei war, 
eine Zusammenfassung zu leisten und 
die unserer Meinung nach zentralen 
Punkten herauszuarbeiten. 

Dazu haben wir versucht, konkre¬ 
te Vorschläge zur Verlagerung des 
Schwerpunkts der Debatte (Bedeu¬ 
tung der Aktionseinheit, Bündnispo¬ 
litik abseits der nichtmonopolistischen 
Bourgeoisie, Etappenbestimmung, Be¬ 
zug zur Praxis der Partei) zu unterbrei¬ 
ten. Diese sind eventuell in dem für 
die UZ stark gekürzten Beitrag ins 
Hintertreffen geraten. Nachtragen 
möchten wir deshalb den Hinweis auf 
die ausführlichere Version unseres 
Beitrags auf news.dkp.de. Viele gän¬ 
gigere Vorwürfe, wie die zum Gueril¬ 
lakampf, der Verkennung der Weiter¬ 
entwicklung der Strategie, oder der 
Entsorgung von Bündnispolitik und 
Etappen sollten sich bei Lektüre der 
Online-Version hoffentlich auflösen. 

Björn Black, Stuttgart , und 

Paul Rodermund , Tübingen 

Ohne Praxisbezug hilflos 

„Am Konzept der 
Antimonopolistischen Demokratie 
festhalten“, UZ v. 10.3„ S. 12/13 

Neun Beiträge erscheinen in der UZ 
als Reaktion auf den Debattenbeitrag 
von Björn Blach und Paul Roder¬ 
mund. Hinzu kommt eine Redakti¬ 
onsnotiz des Chefredakteurs, die ver¬ 
muten lässt, die UZ bereue die Veröf¬ 
fentlichung von Blach/Rodermund in 
der vorhergehenden Ausgabe, wenn er 
dort konstatiert, dass der Beitrag auf 
„breiten Widerstand“ stößt, was „un¬ 
schwer“ erkannt werden könne. Neun 
Beiträge, von denen aber nicht einer 
auf den Hinweis eingeht, „dass die 
Beschränktheit der kollektiven Pra¬ 
xis der Partei auch der Theorieent¬ 
wicklung notwendigerweise Grenzen 
setzt“. Mit diesem Hinweis und mit 
der Feststellung, „dass Erkenntnisse 
erst aus der dialektischen Einheit von 
Theorie und Praxis gewonnen werden 
können“ haben Blach und Rodermund 
aber den Kern des Dilemmas jeglicher 
Strategiedebatte in der Partei benannt. 
Gleichzeitig ist dies auch die Schwä¬ 
che einer Partei, die strategisch han¬ 
deln muss, wenn sie denn ihrer Be¬ 
stimmung als kommunistisch gerecht 
werden will. 

Das Dilemma, das in der fehlen¬ 
den Berücksichtigung dieses Zusam¬ 
menhangs besteht, lässt sich u.a. an 
folgendem Beispiel darstellen: Der 
Vorwurf, die antimonopolistische 
Strategie führe zum Opportunismus, 
ist meiner Überzeugung nach in der 
Theorie Ausdruck eines falschen Ver¬ 
ständnisses des antimonopolistischen 
Kampfes. Gleichzeitig trifft dieser Vor¬ 
wurf aber auf eine reale Praxis der 
Partei, die sich viel zu oft nicht aus¬ 


reichend von opportunistischen Hal¬ 
tungen frei macht und derzeit dabei 
ist, den Aufbruch der letzten beiden 
Parteitage zu verspielen. Ist der Vor¬ 
wurf demnach also richtig oder falsch? 
Er ist beides und gleichzeitig weder - 
noch. Der Versuch, diese Frage unter 
Abstraktion von der Praxis zu beant¬ 
worten, muss ungenügend bleiben und 
macht den lähmenden Charakter aus, 
in dem die bisherige Debatte erschei¬ 
nen muss. Die meisten der neun Bei¬ 
träge sind auf diese Weise unfreiwillig 
Beleg dafür, dass Blach/Rodermund 
Recht haben, wenn sie betonen, dass 
die Qualität einer Strategiedebatte an 
die reale Praxis der Partei gebunden 
ist. Lasst uns nochmal die zweite Feu¬ 
erbachthese studieren, bevor wir eine 
Lösung unserer Probleme in nutz- und 
deswegen hilflosen Strategiedebatten 
suchen, statt in einer strategischen Pra¬ 
xis. 

Jürgen Lloyd , Krefeld 

Im Tarnanzug 

„Antimonopolistische Demokratie 
erscheint unrealistisch“, 

UZ vom 24.2„ S. 13 

Vor vielen Jahren hat mir mal ein alter 
Kommunist gesagt: „Wenn du mal eine 
Sache nicht richtig einschätzen kannst, 
dann stell dir einfach die Frage: Wem 
nutzt das?“ 

Und genau diese Frage hat sich 
mir aufgedrängt, als ich den Artikel 
gelesen habe, den die beiden Partei¬ 
vorstandsmitglieder Blach und Roder¬ 
mund in der UZ geschrieben haben. 

Nach Beendigung dieser Lektü¬ 
re drängten sich mir folgende Bilder 
auf: Ich sah mich schon im Tarnan¬ 
zug verkleidet, die alte Kalaschnikow 
vom Opa aus dem Garten ausgebud¬ 
delt, hinter verschlossenen Türen mit 
Glaubensschwestern und -brüdern bei 
einem äußerst konspirativen Treffen 
Anschläge gegen irgendwelche Wind¬ 
mühlen bei uns in Friesland planen, 
um damit die weitere Entwicklung des 
Kapitalismus aufzuhalten. 

O.K. Ich gebe zu: Das ist jetzt Sa¬ 
tire. Allerdings frage ich mich ganz 
ernsthaft, warum ein solcher Artikel 
in der UZ abgedruckt wurde. 

Ingrid Köpnick, per E-Mail 

Aus Frust die AfD 

„SPD entdeckt soziale Frage“, 

UZ v. 10.3„ S.2 

Die Überschrift müsste wohl lauten 
„Mal wieder in Wahlzeiten: SPD ent¬ 
deckt die soziale Frage“. So ähnlich 
hat sich Janine Wissler ausgedrückt. 
Es gibt in der Linkspartei auch vie¬ 
le vernünftige bzw. nüchterne Men¬ 
schen, nicht nur „Rot-Rot-Grünlinge“. 
Man kann es m.E. auch so sagen: „Mit 
Wahl-Speck fängt man Wähler.“ Schulz 
blinkt links, Seehofer blinkt rechts, 
Merkel blinkt nach beiden Seiten, so¬ 
zusagen mit der Warnblinkanlage, und 
um den 10. Oktober herum finden sich 
alle wieder in einer großen Koalition 
zusammen. Ob dann Schulz Kanzler 
und Merkel Vizekanzlerin wird oder 


umgekehrt, wird weder außen- und 
kriegspolitisch noch sozialpolitisch 
oder umweltpolitisch eine wesentliche 
Rolle spielen. „Weiter so“ wie bisher 
mit kleinsten Korrekturen an Hartz IV 
und NATO-Treue über alles. Und die 
Leute fallen entweder wieder mal da¬ 
rauf herein oder wählen aus Frust die 
sozial reaktionäre AfD. 

Volker Wirth, Berlin 

Blechkiste retten 

„Kein Ausweg aus der Krise“, 

UZ v. 10.3., S. 2 

Endlich ein Artikel, aus dem deutlich 
wird, dass das E-Auto ein Sackgasse 
ist, mit der die Autoindustrie die indi¬ 
viduelle Blechkiste retten will. Danke! 

Ulrich Straeter, Essen 

Fremdwortverzeichnis beilegen 

„Demontage“, UZ v. 3.3., S.ll 

Die Artikel von Klaus Wagener sind 
in der Regel ein Genuss. Auch hier 
stimmt für mich - soweit ich es ver¬ 
stehe - inhaltlich alles an der Filmbe¬ 
sprechung des neues Films über Pablo 
Neruda. 

Aber die Sprache! Sollen nur hoch- 
schulgebildete Leserinnen wissen, 
was „ein postmoderner Abgesang“ 
sein könnte? Gibt es auch einen mo¬ 
dernen Abgesang, einen unmoder¬ 
nen Abgesang, sonst noch einen mo¬ 
dischen Gesang? 

„Der Dichter ist eine Projektion 
seines Verfolgers, der Verfolger eine 
Projektion des Dichters und beide 
eine Projektion des Regisseurs ...“ 
Wie? 

„Der Film hat ... einen eher fikti- 
onalen Charakter“? 

„Der Berg ... gerät ... zum Vehi¬ 
kel der Dekonstruktion.“ Was ist ge¬ 
meint? 

„Boheme des existentialistischen 
Nachkriegs-Paris.“ Muss der/die UZ- 
Leser/in erst viel über Paris nach 1945 
und über Philosophie gelesen haben, 
um diesen Schlenker verstehen zu 
dürfen? 

„... im Flitter des Auszeichnungs¬ 
zirkus zu reüssieren.“ 

In der Sprache erhebt sich der Bil¬ 
dungsbürger selbstverliebt über an¬ 
dere, nicht so gebildete Schichten des 
Volkes und der Arbeiterklasse, (siehe 
Kritik von Eribon/Frankreich und Ba- 
ron/ND-BRD) Das sollten wir lassen. 
Die alte KPD der Vorkriegszeit hatte 
bei ihren oft komplizierten Broschü¬ 
ren zur Theorie des Marxismus usw. 
jeweils ein sehr sinnvolles Fremd¬ 
wortverzeichnis zum Verständnis an¬ 
gehängt. Müssen wir darauf bestehen, 
so etwas in der UZ um der Lesbarkeit 
für alle auch eingeführt wird? 

Rüdiger Deißler ,; Berlin 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzuschrif¬ 
ten zuzusenden. Sie sollten möglichst nicht¬ 
länger als i 8oo Zeichen (inkl. Leerzeichen) 
sein. Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Düsseldorf: „Tag der politischen Gefange¬ 
nen“, Vortrag und Diskussion mit Monika 
Morres (AZADI) und Rechtsanwalt Frank 
Jasenski. Veranstalter: Rote Hilfe e.V. Unter¬ 
stützen Vereinigung Demokratischer Juris- 
tinnen und Juristen (VDJ), Düsseldorf/NRW, 
Interventionistische Linke Düsseldorf [see 
red!], Bündnis „Düsseldorf für Kurdistan“ 
und Türkeizentrum Düsseldorf - FIDEF. Lin¬ 
kes Zentrum/Hinterhof, Corneliusstraße 108, 
19.30 Uhr._ 

Fürth: „Wie ich lernte, die EU und die Ban¬ 
kenpolitik des Wolfgang Schäuble zu lie¬ 
ben“ mit Lucas Zeise, Infoladen Benario, 
Nürnberger Straße 82,19.30 Uhr._ 

Schweinfurt: Gruppenabend der DKP Un¬ 
terfranken. Vereinsheim TVO-Schweinfurt, 
Hermann-Gräf-Allee 1; 19.00 Uhr. 


SA ★IS. MÄRZ 


Reinheim: Eine „Reise um die Welt“ mit 
Fredrik Vahle. Veranstaltung der DKP. Zum 
Kühlen Grund“, Heinrichstraße 17, 20.00 
Uhr. Eintritt: 7,00 Euro._ 

Dortmund: „Fertig mit Emanzipation?“ 
Eine Revue über Schein und Sein der 
Gleichberechtigung. Frauentagsveranstal¬ 
tung der DKP mit dem Essener DKP-Frau- 
enarbeitskreis. Bezent, Zentrum der DIDEF, 
Münsterstraße 56, 16.00 Uhr. Eintritt 5,00 
Euro, ermäßigt 3,00 Euro. 


SO ★ 19. MÄRZ 


Reinheim: Großes Sitzkissenkonzert der 
DKP für Kinder mit Fredrik Vahle. „Zum 
Kühlen Grund“, Heinrichstraße 17, 11.00 
Uhr. Eintritt: 5,00 Euro._ 

Nürnberg: Roter Filmabend, Rotes Zen¬ 
trum, Reichstraße 8,17.00 Uhr. 


MO ★ 20. MÄRZ 


Hof: „Vertrieben, verfolgt, vergessen? Bay¬ 
erische Schriftstellerinnen im Exil und im 
Widerstand gegen die NS-Diktatur.“ Lesung 
und Vortrag von „Hof ist bunt, nicht braun“ 
in Zusammenarbeit mit der WN-BdA Hof- 
Wunsiedel. Stadtbücherei Hof, 19.30 Uhr. 


Dl ★ 21. MÄRZ 


Bremen: „100 Jahre Oktoberrevolution“, 
Veranstaltung der Marxistischen Abendschu¬ 
le. Kukoon, Buntentorsteinweg 29,19.30 Uhr. 

Dülmen: Erinnerung an die Bombardierung 
der Stadt Dülmen vor 72 Jahren, Veranstal¬ 
tung von DGB und evangelischer Kirche. 
Innenstadt vordem Löwen, 18.00 Uhr. 

Hamburg: „Wandel der Bundeswehr von 
einer Verteidigungs- zu einer weltweiten 
Angriffsarmee.“ Lühr Henken, Sprecher 
des Bundesausschusses Friedensratschlag, 
referiert zum: „Weissbuch 2016“ Veranstal¬ 
tung der MASCH in Bergedorf. Kulturzentrum 
LOLA, Lohbrügger Landstraße 8,19.00 Uhr. 


DO ★ 23. MÄRZ 


Bremen: „mediCubaEuropa und das neue 
medizinische Projekt 2017-2021 - Ge¬ 
sundheitswesen, Krebsforschung und 
-therapie in Kuba“, Kubaveranstaltung mit 
Franco Cavalli“. Überseemuseum, Bahn- 
hofsplatz 13,19.30 Uhr._ 

Dülmen: „Tower Barracks und Stationie¬ 


rung der US-Army in Dülmen, wie weiter?“ 
Informationsveranstaltung des DGB mit Fe¬ 
lix Oekentorp, DFG VK, Bernhard Trautvetter, 
Friedensaktivist aus Essen und Dr. Michael 
Stiels-Glenn. Kolpinghaus, 18.00 Uhr. 

Nürnberg: Gruppenabend der DKP zur Kom¬ 
munalpolitik. Rotes Zentrum, Reichstraße 
8,19.00 Uhr._ 

Suhl: „Die Positionen des RotFuchs- 
Fördervereins im Wahlkampf zu den Bun¬ 
destagswahlen“, Veranstaltung des RF 
Regionalgruppe Suhl und Umgebung mit 
Wolfgang Dockhorn. Inbißstube, Bahnhof¬ 
straße 4,17.00 Uhr. 


SA ★ 25. MÄRZ 


Schwerin: Aktiventreffen „Betrieb und 
Gewerkschaft“ der DKP Mecklenburg-Vor¬ 
pommern zum Thema Betriebs- und Ge¬ 
werkschaftsarbeit. U.a. referiert Olaf Harms 
vom DKP-Parteivorstand und Vorsitzender 
des Landesbezirksvorstandes von ver.di 
Hamburg zum Verhältnis von Kommunistin¬ 
nen zu den DGB-Gewerkschaften. Über den 
Kampf um Arbeitszeitverkürzung referiert 
Daniel L. Schikora (DKP Mecklenburg-Vor¬ 
pommern Landesvorstand, GEW). Lübecker 
Straße 180,13.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 

Nonnweiler: „Krieg beginnt hier - Stoppt 
den Rüstungs-DIEHL!“ Protestaktion des 
FriedensNetz Saar vor dem Werkstor in Ma- 
riahütte, 14.00 Uhr._ 

Leipzig: Buchvorstellung im Rahmen der 
Leipziger Buchmesse: „Die institutiona¬ 
lisierte Abrechnung“ mit Matthias Krauß. 
Veranstaltung von Liebknecht-Kreis Sach¬ 
sen, DKP Leipzig, Regionalgruppe Leipzig 
RotFuchs und Marxistisches Forum Sach¬ 
sen. Liebknecht-Haus, Dachgeschoss, 
Braustraße 15,10.00 Uhr._ 

Dortmund: Gedenken an die Opfer des 
Kapp-Putsches. Nordfriedhof, Eingang Os- 
terfeldstraße, 15.00 Uhr._ 

Herne: „Gemeinsam gegen Rechts - Zu¬ 
sammen für soziale Gerechtigkeit! - Für 
Frieden und gegen weitere Hochrüstung!“ 
Herner Gewerkschaften erinnern an den Ge¬ 
neralstreik gegen den Kapp-Putsch. Mahn- 
und Gedenkstunde am Gräberfeld der Herner 
Märzgefallenen, Treffpunkt Haupteingang 
Südfriedhof/Wiescherstraße, 10.30 Uhr. 


DO ★ 30. MÄRZ 


Nürnberg: „Querfront - wer schießt quer 
und warum?“ Bildungsabend der DKP. Ro- 
tes Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 

Brandenburg: „Gesellschaftliche Gegen¬ 
macht entwickeln oder Regierungsbetei¬ 
ligung?“ Vortrag von Harry Grünberg auf 
einer Veranstaltung von Kreisverband „Die 
Linke“, Rotfuchs und DKP Brandenburg. 
Lighthouse, Bahnhofspassage 4,17.00 Uhr. 

Dortmund: „Trump-Bashing und die Atom¬ 
bombe für Deutschland“, Diskussionsver¬ 
anstaltung der DKP. Z, Oesterholzstraße 27 
(Nähe Borsigplatz), 19.00 Uhr. 

UZ auf der Leipziger Buchmesse 

Erneut beteiligt sich der CommPress Verlag 
als Aussteller an der Leipziger Buchmesse 
und präsentiert dort die Wochenzeitung UZ. 
Helferinnen und Helfer am Messestand und 
für die Verteilung der UZ vor und auf der 
Messe sind herzlich willkommen. Weitere 
Infos vertrieb@unsere-zeit.de. Die Leipziger 
Buchmesse findet statt vom 23 bis 26. März. 
Der UZ-Stand ist in Halle 5/Stand E401. 


uz 


Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP 
für ein Jahr. Das Abonnement verlängert sich um ein 
weiteres Jahr, wenn es nicht spätestens 6 Wochen vor 
Ende des Bezugszeitraums gekündigt wird. 


Prämie Jahresabo 
T-Shirts „Gespenst 
des Kommunismus“ 
Herren S - 4XL 
Damen S-XL 

Größe angeben: I_I 

Oder Gutschein über 
15,- Euro für den 
UZ-Shop 



Online-Abo (Online-Ausgabe) 


□ 

Ermäßigtes Abo 

Jahrespreis 48,00 € 

□ 

Normalabo 

Jahrespreis 96,00 € 0^1 

□ 

Förderabo 

Jahrespreis 144,00 € 

Print-Abo (Wochenzeitung) 

□ 

Ermäßigtes Abo 

Jahrespreis 66,00 € 

□ 

Normalabo 

Jahrespreis 132,00 € 

□ 

Förderabo 

Jahrespreis 180,00 € 

Kombi-Abo (Online-Ausgabe + Wochenzeitung) 

□ 

Ermäßigtes Abo 

Jahrespreis 78,00 € 

□ 

Normalabo 

Jahrespreis 156,00 € 

□ 

Förderabo 

Jahrespreis 216,00 € 




Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich □ vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 
Diese Bestellung kann ich innerhalb von 14 Tagen schriftlich beim CommPress Verlag GmbH widerrufen. 


Name, Vorname 


EU Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 


Telefon, E-Mail Datum, Unterschrift: 

Coupon einsenden oder per Mail schicken: CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen . E-Mail: info@unsere-zeit.de 


Impressum 

unsere zeit (UZ) - Sozialistische Wochenzeitung 
Zeitung der DKP (issn 0943 - 421 6) 


Herausgeber: 

Partei Vorstand der DKP 

Erscheint wöchentlich 

Redaktion: 

Lucas Zeise (lucas.zeise@unsere-zeit.de) 
(Chefredakteur, v.i.S.d.P.) 

Nina Hager (nina.hager@unsere-zeit.de) 
Manfred Idler (manfred.idler@unsere-zeit.de) 
Paul Kranefeld (paul.kranefeld@unsere-zeit.de) 
Olaf Matthes (olaf.matthes@unsere-zeit.de) 
Lars Mörking (lars.moerking@unsere-zeit.de) 
Werner Sarbok (werner.sarbok@unsere-zeit.de) 

Telefon: 0201/225447 
Internet: www.unsere-zeit.de 
E-Mail: redaktion@unsere-zeit.de 

Für Beiträge, die mit vollem Namen gekennzeichnet 
sind, übernehmen allein die Autor/inn/en die Verant¬ 
wortung. Für unverlangt eingesandte Manuskripte 
kann keine Haftung übernommen werden. 


Verlag: CommPress Verlag GmbH 
Geschäftsführer: August Ballin, 
Klaus Leger (verlag@unsere-zeit.de) 
Druck: Union Druckerei Berlin GmbH 

Aboservice: 

Walter Herbster / Daniel Grüger 

Telefon: 0201/177889-26 
E-Mail: buero@unsere-zeit.de 

Anzeigenservice: 

Ben Richter 

Telefon: 0201/177889-23, Fax:-28 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 

Anzeigenschluss: 

Jeweils Montag, 12.00 Uhr 
(für die kommende Ausgabe) 

Anschrift Redaktion und Verlag: 

Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

Bankverbindung: 

Postbank Köln, BIC: PBNKDEFF 
IBAN: DE34 3701 0050 0417 0995 07 


Spendenkonto DKP-Parteivorstand 

GLS-Bank I BIC: GENODEM1GLS 
IBAN: DE63 4306 0967 4002 4875 01 




















































16 Freitag, 17. März 2017 


Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Das Bourgeoisrind 

Ein Blick in die (Medien)-Welt der vergangenen Woche 


Der Internationale Frauentag in Italien 
ist etwas anders. Es werden statt Nelken 
Mimosen geschenkt, die die Vertrete¬ 
rinnen der UDI (Unione Donne Italia- 
ne) 1946 bei ihrem ersten Nachkriegs¬ 
treffen in Rom als Symbol der Festa 
della Donna wählten. Bei den Blumen 
handelt es sich nicht um die hierzulande 
bekannten amerikanischen Mimosen, 
sondern um die deutlich robustere aust¬ 
ralische „Acacia dealbata“ die mit jener 
empfindlichen Sorte wenig gemein hat. 
Empfindsam sind die Sitten am Frauen¬ 
tag südlich der Alpen denn auch kaum. 
Die Damen machen einen drauf. Die 
Gastronomie Italiens ist heute weit¬ 
gehend in Frauenhand. Das kann man 
sich durchaus als Mischung aus Weiber¬ 
fastnacht und Kegelclubausflug vorstel¬ 
len. In der überkommenen patriarcha¬ 
lischen Nachkriegsgesellschaft Italiens 
machte das viel Sinn. Man könnte hof¬ 
fen, dass diese Strukturen heute über¬ 
wunden sind. Bei der Fluggesellschaft 
Alitalia muss man da allerdings Zweifel 
hegen. Die schenkt heute allen weibli¬ 
chen Passagieren keine emanzipatori- 
schen Mimosen, sondern knallrote Lip¬ 
penstifte. 

★ 

Unser Londoner Korrespondent ana¬ 
lysiert Fake-News, Tweets, Facebook & 
Co.: „Man hat bisher geglaubt, die 
christliche Mythenbildung unter dem 
römischen Kaiserreich sei nur mög¬ 
lich gewesen, weil die Druckerei noch 
nicht erfunden war. Grade umgekehrt. 
Die Tagespresse und der Telegraph, der 
ihre Erfindungen im Nu über den gan¬ 
zen Erdboden ausstreut, fabrizieren 
mehr Mythen (und das Bourgeoisrind 
glaubt und verbreitet sie) in einem Tag, 
als früher in einem Jahrhundert fertig¬ 
gebracht werden konnten.“ (Karl Marx 
in einem Brief an Ludwig Kugelmann, 
27. Juli 1871, MEW 33, S. 252) 

★ 

Die neuesten Wikileaks-Enthüllun- 
gen über die Ausspähungen der US- 
Geheimdienste können nicht wirklich 
überraschen. Wer geglaubt hat, dass 
sein Handy, sein Computer und sein 
Fernseher „sicher“ sind, hat damit nur 
die These erhärtet, dass das Problem 
20 bis 40 cm vor dem Bildschirm sitzt. 
Dass aber ausgerechnet vom US-Kon- 
sulat in Frankfurt der große Lauschan¬ 


griff auf jedermann in 5 000km Reich¬ 
weite ausgeht, sollte endlich Anlass 
sein, die Rechtlichkeit dieses Verfah¬ 
rens zu prüfen. Völkerrechtlich ist die 
Bundesrepublik Deutschland seit dem 
Inkrafttreten des Zwei-plus-Vier-Ver¬ 
trages am 15. März 1991 so souverän, 
dass sie Spionage fremder Mächte auf 
ihrem Territorium nicht dulden muss. 
Oder etwa nicht, Frau Merkel, „mäch¬ 
tigste Frau der Welt“? 

★ 

Die Trump-Administration hat ihren 
Stil noch nicht gefunden. Dem pol¬ 
ternd holprigen Beginn folgten ruhi¬ 
gere Töne des Präsidenten vor dem 
Kongress und ein entspannterer Um¬ 
gang seines Führungspersonals mit der 
Presse. Das scheint auf Zuckerbrot und 
Peitsche hinauszulaufen. Eine gängige 
Verhaltensweise von Regierungen, die 
sich auf einer Mission befinden. 

Wenn Trump lernt seine kruden Ta¬ 
ten etwas charmanter zu verkaufen, ist 
er genau der Mann, den die herrschen¬ 
den Kreise des Imperiums jetzt wollen. 
Es geht darum, die Schraube der nati¬ 
onalen und internationalen Reaktion 
fester anzuziehen, ohne dass der Wi¬ 
derstand allzu groß wird. Niemand soll¬ 
te allzu sehr darauf hoffen, dass Trump 
dazu nicht in der Lage ist. 

★ 

Auf den im nächsten Jahr anstehenden 
200. Geburtstag von Karl Marx wird 
auch an dieser Stelle noch einzugehen 
sein. Z.B. dann, wenn wir wissen, ob die 
Stadt Trier das Geschenk der chinesi¬ 
schen Kommunisten, eine über sechs 
Meter hohe Statue des Doktor Marx, 
tatsächlich bei der Porta Nigra aufstell¬ 
ten. 

Eine Ausstellung und über 120 Ver¬ 
anstaltungen soll es an Marxens Ge¬ 
burtsort jedenfalls im nächsten Jahr ge¬ 
ben. Zum Thema Marx hat „Prinzen“- 
Sänger Tobias Künzel sogar ein Musical 
geschrieben. Die Hauptrolle spielt 
„Guildo-hat-euch-lieb“ Horn. Auch er 
stammt aus Trier. Irgendwie ist das die 
perfekte Verballhornung der 11. Feuer¬ 
bachthese: „Die Kommunisten haben 
Marx nur verschieden interpretiert; es 
kommt aber darauf an, ihn zu verän¬ 
dern.“ Das wird Horn ohne Zweifel bis 
zur Unkenntlichkeit gelingen. 

Adi Reiher 



Der rote Kanal 


Greenpeace - Wie alles begann ... 

Die Entstehung der Umweltschutz¬ 
organisation in den frühen 70ern ist 
von Mythen umwabert - selbstlose 
Männer und Frauen stellen sich auf 
über die Wellen hüpfenden Schlauch¬ 
booten zwischen die schwimmen¬ 
den Tranfabriken und Bruder und 
Schwester Wal. Schöne Bilder. 

Sa, i8.3., 21.40 Uhr, Arte 

Profit Auf Kosten aller? 

Nicht aller - der 99 Prozent. Ja wie 
denn sonst. Diese Doku knöpft sich 
RyanAir vor, die Billig-Airline, deren 
Methoden wie Lohndrückerei, Steu¬ 
erbetrug und maximale Ausbeutung 
sich von denen der Konkurrenten nur 
dadurch unterscheiden, dass die iri¬ 
schen Ramschflieger die Schraube im¬ 
mer noch um eine halbe Umdrehung 
weiter anziehen. 

Mo, 20.3., 21.45 Uhr, Das Erste 


Länderspiel Deutschland - England 

Vor einem Jahr gewannen die Englän¬ 
der mit 3 zu 2, da hat die Löw-Elf also 
eine Rechnung offen. Ob die Inselki¬ 
cker sich vom EM-Aus gegen Island 
erholt haben, wird sich in Dortmund 
zeigen. 

Mi, 22.3., 20.15 Uhr, Das Erste 
Das Kontrastprogramm dazu: 

Der Mann ohne Vergangenheit 

Der große Aki Kaurismäki wird am 
4. April 60 Jahre alt und Arte feiert 
das mit der Ausstrahlung seiner Tra¬ 
gikomödie vom totgeglaubten Mann 
ohne Erinnerung aus der „Arbeitslo- 
sen-Trilogie“ des Meisters. Trotz zahl¬ 
reicher Prämierungen und Verständ¬ 
lichkeit mit Humor handelt es sich 
hier um Filmkunst. 

Mi, 22.3., 20.15 Uhr, Arte 


China wird Fußball-Weltmeister 2050 



C hinas Staatschef Xi Jinping hat 
große Ziele für den chinesischen 
Fußball. Bis zum Jahr 2050 soll 
das Land in die Weltspitze des Fuß¬ 
balls vorstoßen und einen Weltmeis¬ 
tertitel gewinnen. Um dieses Ziel zu 
erreichen wird im Reich der Mitte ein 
Plan verfolgt, der sich in drei Phasen 
unterteilt. Zunächst soll der Fußball im 
Jugendbereich gefördert werden. Dann 
soll sich die Nationalmannschaft in 
den Top-Platzierungen im asiatischen 
Raum festsetzen, bevor in der dritten 
Phase die Weltspitze angestrebt wird. 
Die dritte Phase soll mit dem Gewinn 
der Weltmeisterschaft gekrönt werden. 

Aktuell befindet sich China in der 
ersten Phase. Um den Fußball populär 
zu machen, wurde ein 50-Punkte-Plan 
entwickelt. Dieser Plan sieht vor, dass 
Fußball zum Pflichtfach in der Schu¬ 
le wird. Außerdem sollen bis zum Jahr 
2025 50 000 neue Fußballschulen im 
ganzen Land entstehen. Die derzeit 
größte Schule besitzt der Club Guangz- 
hou Evergrande. Dessen Schule bietet 
Platz für 3 000 Schüler und umfasst 50 
Trainingsplätze. Für die Betreuung der 
Kinder stehen 27 spanische und über 
150 chinesische Trainer zur Verfügung. 
Das zeigt schon einmal, wohin die Rei¬ 
se Chinas gehen wird. Es werden viele 
Trainer aus dem europäischen Raum 
für die Jugendförderung, aber auch die 
Trainerausbildung verpflichtet. Denn 
die besten Trainer der Zeit absolvierten 
ihre Ausbildung in Europa. Von deren 
Erfahrungen können auch die chinesi¬ 


schen Trainer profitieren. So wechsel¬ 
te der ehemalige Trainer der deutschen 
U-17-Nationalmannschaft, Marco Pez- 
zaiuoli, in die Jugendabteilung von Gu- 
angzhou Evergrande. Der italienische 
Weltmeistertrainer von 2006 Marcel- 
lo Lippi trainiert die chinesische Na¬ 
tionalmannschaft und der Brasilianer 
Luiz Felipe Scolari ist Cheftrainer von 
Guangzhou Evergrande. Diese Trainer 
heben mit ihrer Erfahrung schon das 
Niveau der chinesischen Fußballer. 

Zusätzlich wurden für diese Saison 
Topstars wie Carlos Tevez oder Oscar 
für viel Geld verpflichtet. Oscar wechsel¬ 
te für 60 Millionen Euro vom FC Chel- 
sea zu Shanghai Dongya F. C. und Carlos 
Tevez erhält bei Shanghai Shenhua an¬ 
geblich ein Jahresgehalt von 40 Millio¬ 
nen Euro. Diese Topstars können dem 
chinesischen Fußball helfen. Denn sie 
sind Vorbilder für Jugendspieler und 
machen den Sport attraktiver für junge 
Spieler und auch erwachsene chinesi¬ 
sche Fußballprofis können von deren Er¬ 
fahrung und Fähigkeiten etwas lernen. 
Damit trotzdem genug chinesische Spie¬ 
ler in den Mannschaften spielen, gibt es 
die Regel, dass maximal vier Nichtasia¬ 
ten in einer Mannschaft spielen dürfen. 
Doch diese hohen Ablösesummen stel¬ 
len auch einen Nachteil für den chine¬ 
sischen Fußball dar. So kritisiert Marco 
Pezzaiuoli die Auswirkungen der Top- 
Transfers, die in keiner Relation zum 
Niveau der chinesischen Super League 
steht. Denn dadurch seien auch die Ab¬ 
lösesummen für mittelmäßige chinesi¬ 


sche Spieler gestiegen, für die jetzt oft¬ 
mals zwischen zehn und fünfzehn Milli¬ 
onen Euro bezahlt werden. 

Doch zurück zu der Jugendförde¬ 
rung. Der Bau der Fußballschulen und 
die Verpflichtung ausländischer Spit¬ 
zentrainer bieten eine gute Möglich¬ 
keit für die Weiterentwicklung junger 
Spieler. Doch auch dort gibt es einige 
Missstände, auf die die chinesische Re¬ 
gierung mit ihrem 50-Punkte-Plan für 
den Fußball reagierte. Denn durch die 
Größe des Landes sind Spiele im Ju¬ 
gendbereich schwer zu organisieren. 
So gibt es bisher keine Vereins- und 
Ligastruktur, wie wir sie aus Europa 
kennen. Deshalb sollen neue Vereine 
gegründet und ein Ligasystem aufge¬ 
baut werden, welches die Ausübung 
des Sports leichter gestalten soll. Bisher 
finden Jugendspiele nur unregelmäßig 
statt und dann meist stark gebündelt, 
sodass die Jugendspieler nur alle zwei 
Monate Spiele austragen, aber dann 
alle zwei Tage. Für diese Spiele müssen 
die Jugendlichen oft mindestens zwei 
Stunden Flugzeit in Kauf nehmen. Die¬ 
se Spielplanung ist nicht förderlich für 
die Entwicklung junger Spieler, welche 
regelmäßige Einsatzzeiten benötigen, 
um ihre Fähigkeiten weiterentwickeln 
zu können. 

Experten bewerten diesen Plan als 
den vernünftigsten seit langer Zeit, der 
den chinesischen Fußball fördern soll. 
Doch es bleibt abzuwarten, wie die 
Entwicklung weitergeht und ob diese 
Erfolg bringt. Hannes Schinder 


Kulturelle Angebote 

Tamara Bunke und Gera 

Eine Ausstellung über das Leben von Tamara Bunke ist 
seit voriger Woche im Bürgerbüro der „Linken“ in Gera 
noch bis zum 30 März zu sehen. (Mo bis Do, 10.00 Uhr 
bis 16.00 Uhr, Freitag 10.00 Uhr bis 13.00 Uhr. Mittwochs 
sind Führungen durch Cuba Si möglich.) Diese Ausstel¬ 
lung über „Leben und Werk der deutsch-argentinisch¬ 
kubanischen Revolutionärin zwischen Mythos und Wirk¬ 
lichkeit“ wurde an der HTW Berlin entwickelt. Der Nach¬ 
lass von Tamara Bunke wurde gesichtet und erschlossen, 
Interviews geführt und Literatur durchgearbeitet. Das 
Leben Tamaras (Argentinien, DDR, Kuba, Westeuropa, 
Bolivien) und Nachwirkungen in Ost und West werden 
gezeigt. 

Sich fügen heißt lügen 

Literarisch-Musikalisches Erich-Mühsam-Programm. Der 
Autor von Gedichten, Dramen, Romanen, Satiren, der un¬ 
beugsame Anarchist, Kriegsgegner und Antifaschist, Mitbe¬ 
gründer der Bayerischen Räterepublik, Agitator und Buch¬ 
illustrator hinter ließ der Nachwelt ein äußerst vielfältiges 
hochaktuelles Oeuvre. Orientiert an seinen Lebensdaten 
wird dies dem Publikum vermittelt. 

Sonntag, 2. April, 18.00 Uhr: Schlossplatztheater Köpenick, 
Alt-Köpenick 31,12 555 Berlin, 

Donnerstag, 6. April, 19.00 Uhr: MoosGarten KulturCafe, 
Lorenzstraße 63,12209 Berlin, 

Freitag, 27. Oktober, 19.00 Uhr: Henni-Lehmann-Haus, 
18565 Vitte/Insel Hiddensee 


Festival des politischen Liedes in Österreich 

Der Kulturverein Willy veranstaltet vom 15. bis 18. Juni zum 
20. Mal das Festival des politischen Liedes in Österreich. 
Es beginnt am Donnerstag um 19.00 Uhr und endet am 
Sonntag um 13.00 Uhr im Europacamp in Weissenbach am 
Attersee, in den Oberösterreichischen Bergen, Franz-von- 
Schöntal-Allee 42,4854 Weissenbach am Attersee. 

Das Programm richten aus: Banda POPolare delFEmilia 
Rossa (I), Los Fastidios (I), Microphone Mafia (D), Kom¬ 
binat (SLO), Monomania (A), Rainer von Vielen (D), Roy 
de Roy (A), Stockkampf (A), Achim Bigus (D), Contigo 
(A), Diether Dehrn & Michael Letz (D), Free Willy (A), 
Fritz Nussböck (A), Karl Doblhammer (A), Max Schabl 
(A) und Kai Degenhardt (D). 

Quijote erleben 

„Canto General - Der große Gesang“. Text: Pablo Neruda/ 
Musik: Mikis Theodorakis, in deutscher Sprache und musi¬ 
kalischer Bearbeitung für drei Stimmen. 

Sonntag, 7. Mai, Jazzclub Regensburg „Leerer Beutel“, Ber- 
toldstr. 9,93 047 Regensburg. 

Karten: Jazzclub Regensburg, Tel.: 0941/56 33 75 

Die Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes - Bund 
der Antifaschistinnen und Antifaschisten, VVN-BdA Kreis¬ 
vereinigung Hof, feiert ihr am 13. Mai ihr 70-jähriges Beste¬ 
hen. Quijote wird die Feier musikalisch ausgestalten. Muse¬ 
um Bayerisches Vogtland, Foyer, Sigmundsgraben 6,95 028 
Hof, 18.00 Uhr. 











